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Die Stadtverwaltung hat ein
Projekt gestartet, damit die
Eltern von noch betreuungs-
bedürftigen Kindern wäh-
rend der Schul- und Kinder-
gartenferien zuverlässig von
der Sorge entlastet werden,
wie sie ihren Nachwuchs be-
aufsichtigen sollen. Rasch
verwandelte sich anfängli-
che Skepsis in grenzenlose
Begeisterung. Seite 15
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Zum 60. Geburtstag von Dr. Jürgen Busse:

„Unermüdlicher und
kluger Kämpfer“

Die kommunale Selbstverwaltung als Herzensanliegen

Das Geschäftsführende Präsidialmitglied des Bayerischen Ge-
meindetags, Dr. Jürgen Busse, beging am 14. August seinen 60.
Geburtstag. Zugleich kann er heuer auf ein zehnjähriges, über-
aus erfolgreiches Wirken als Geschäftsführendes Präsidialmit-
glied des größten bayerischen kommunalen Spitzenverbands
zurückblicken.

Nach seinem Studium der
Rechtswissenschaften in Mün-
chen war der Jubilar zunächst als
Anwalt sowie als Akademischer
Rat an der Universität München
tätig, bevor er 1981 beim Bayeri-
schen Staatsministerium des In-
nern seinen Staatsdienst antrat.
Über das Landratsamt Starnberg
und die Regierung von Oberbay-
ern kam Busse 1989 zum Bayeri-
schen Gemeindetag, wo er zu-
nächst als Referent für Städtebau
und Dorferneuerung sowie als
Pressesprecher tätig war. 1999
wurde Busse zum Geschäfts-
führenden Präsidialmitglied und
damit zum Nachfolger von Eck-
art Dietl ernannt. Seine fachliche
Kompetenz sowie seine kommu-
nalpolitischen Erfahrungen als
Kreis- und Stadtrat in Starnberg
machen ihn zu einem gefragten
Ansprechpartner nicht nur in der
großen kommunalen Familie,
sondern auch bei der Bayeri-
schen Staatsregierung.

Fit für die Zukunft

Der Präsident des Bayerischen
Gemeindetags, Dr. Uwe Brandl,
übermittelte dem Jubilar die
herzlichsten Glückwünsche. Er
würdigte Busse als „klugen und
unermüdlichen Kämpfer für die
kommunale Selbstverwaltung in
Bayern und in Deutschland“. Er
habe den Bayerischen Gemein-
detag in den vergangenen Jahren
hervorragend aufgestellt. Sein
Augenmerk gelte insbesondere
der Landesentwicklung in Bay-
ern, der Finanzausstattung der
Kommunen und nicht zuletzt all
den Herausforderungen insbe-
sondere im ländlichen Raum, die
aufgrund des demografischen
Wandels in den kommenden Jah-
ren auf die Gemeinden zukom-
men. Rechtzeitig Weichen stel-
len, Gemeinden fit machen für
die Zukunft, die kommunale
Selbstverwaltung stärken und
weiter ausbauen, all das seien die
Themen, die den Geschäftsführer
des Bayerischen Gemeindetags
auch in den kommenden Jahren
stark bewegen werden.

„Wer seine jährlichen Ge-

schäftsberichte liest, kann das
immense Arbeitspensum erah-
nen, das sich hinter den dort mit-
geteilten dürren Fakten verbirgt.

Natürlich steht die gesamte Ge-
schäftsstelle des Bayerischen
Gemeindetags hinter dieser Lei-
stung, doch wenn nicht der Chef
seinen Laden als täglicher An-
treiber, Motivator und Stich-
wortgeber in Schwung hält, sind
solche Erfolge nicht zu erzie-
len“, betonte Brandl.

(Fortsetzung auf Seite 4)

Studie der Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft:

Die Musterstadt
der Zukunft

Deutschland braucht starke Städte, die bei der Mo-
dernisierung im Wettbewerb der Kommunen voran-
gehen. Um zu analysieren, wie Städte heute wirt-
schaften und verwalten, und um Impulse für eine ef-
fektive künftige Entwicklung zu geben, hat die vbw -
Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft sechs starke
Städte analysiert. An der Untersuchung wirkten Er-
langen, Ingolstadt, Regensburg, Karlsruhe, Ulm und
Heilbronn mit. Die Ergebnisse der Studie stellten
vbw-Hauptgeschäftsführer Bertram Brossardt und
Dr. Siegfried Balleis, Oberbürgermeister der Stadt
Erlangen und Vorstandsmitglied des Bayerischen
Städtetages, im Rahmen eines Pressegesprächs im
Erlanger Rathaus vor.

OB Balleis dankte zunächst
vbw-Hauptgeschäftsführer Ber-
tram Brossardt, dass er den Vor-
schlag Erlangens aufgriff, die
Stadtverwaltung auf den Prüf-
stand zu stellen. „Gerne haben
wir uns dieser Untersuchung ge-
stellt. Die Studie räumt mit dem
antiquierten Vorurteil auf, wo-
nach es Kommunen in ihrem
Tun häufig an Effizienz und
Transparenz fehle. Wir erhoffen
uns für die gesamte kommunale
Familie wichtige Impulse für ein
noch besseres Miteinander von
Wirtschaft und Kommunen.
Auch die Gremien des Städte-
tags werden sich mit den Ergeb-

nissen der Studie in Kürze befas-
sen“, betonte Balleis.

Die Studie geht davon aus,
dass starke Kommunen ihren Er-
folg unter anderem zukunftswei-
senden Lösungsansätzen für
kommunale Aufgaben verdan-
ken. Ein Vergleich der 114 kreis-
freien Städte in Deutschland auf
Basis des Regionalrankings der

IW Consult vom Frühjahr 2009
zeigt auf, warum gerade Erlan-
gen, Ingolstadt, Heilbronn, Karls-
ruhe, Regensburg und Ulm als
Referenzstädte für Musterlösun-
gen ausgewählt wurden. In die-
sen umfassenden Leistungsver-

gleich fließen 39 Indikatoren aus
den Bereichen Wohlstand, Ar-
beitsmarkt, Standortbedingun-
gen sowie Wirtschafts- und Sozi-
alstruktur ein.

Strukturell vergleichbar

Die Ergebnisse zeigen, dass
alle sechs Vergleichsstädte struk-
turell vergleichbar sind. Die ein-
zige Großstadt, Karlsruhe, hat
insbesondere bei Wissenschaft
und Technik Ähnlichkeiten mit
Erlangen und Ulm. Alle sechs
Städte sind wirtschaftlich über-
durchschnittlich erfolgreich. Nach

(Fortsetzung auf Seite 4)

Bayern will in der EU mitreden
Seehofer kündigt mit Unterstützung des Landtags

neue Vorschläge zur Ausgestaltung des Lissabon-Vertrages an
Mit den deutschen Begleitgesetzen zum EU-Reformvertrag von
Lissabon soll in Bayern noch nicht das letzte Wort gesprochen
sein. Vor deren Verabschiedung durch Bundestag und Bundes-
rat im September hat der Landtag in einer Sondersitzung der
Ausschüsse für Bundes- und Rechtsangelegenheiten die Staats-
regierung aufgefordert, baldmöglichst gemeinsam mit dem
Landtag Vorschläge zu erarbeiten, wie künftig eine Beteiligung
des Freistaats in Bezug auf die Abstimmungen im Bundesrat bei
EU-Rechtsakten erfolgen soll.

Es gehe um Grundfragen der
Statik unserer Demokratie, er-
klärte Ministerpräsident Horst
Seehofer. Die Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts, das
den Begleitgesetzen zugrunde
liegt, biete die einmalige Mög-
lichkeit zu einer besseren demo-
kratischen und bürgernäheren
Legitimation europäischer Ent-
scheidungen. „Wir werden wei-
ter die dicken Bretter bohren.“
Seehofer verwies auf das 14-
Punkte-Programm der CSU,
räumte aber ein, dass man in
Berlin nicht alles, aber erhebli-
che Fortschritte im Sinne dieser
14 Punkte erreicht habe. Die

Forderung, in besonders wichti-
gen Fragen Volksabstimmungen
durchzuführen, sei derzeit vom
Tisch. Für den Herbst stellte der
Ministerpräsident neue Vorschlä-
ge undVerhandlungen inAussicht.

Volksabstimmungen

In der Aussprache unterstri-
chen für die CSU Eberhard Sinner
und Landtagsvizepräsident Rein-
hold Bocklet die Bedeutung der
bayerischen Bemühungen. Auch
die Opposition stellte sich
grundsätzlich positiv zur ge-
meinsamen Initiative, kritisierte
jedoch auch das Vorgehen des

Ministerpräsidenten. Dr. Linus
Förster (SPD) kündigte an, seine
Fraktion werde einen Antrag auf
Zulassung von Volksabstimmun-
gen in entscheidenden EU-Fra-
gen im Landtag einbringen.

Auch Dr. Martin Runge (Grü-
ne) erklärte, man werde weiter
daran arbeiten, dass die Rechte
des Parlaments und der Kommu-
nen in der EU gestärkt werden.
Prof. Michael Piazolo (Freie
Wähler) meinte, das Bundesver-
fassungsgericht habe Verhand-
lungsfehler der Großen Koaliti-
on, einschließlich der CSU, zu-
rechtgerückt. Bei den Bemühun-
gen um mehr Mitwirkungsrechte
bis hin zu Volksabstimmungen
müsse aber auch die Gefahr ge-
sehen werden, dadurch das EU-
Parlament zu schwächen.

Die differenzierten Ansichten
zu einzelnen Fragen bei grund-
sätzlicher Übereinstimmung
kamen darin zum Ausdruck,

(Fortsetzung auf Seite 4)

Dr. Jürgen Busse. ��

vbw-Hauptgeschäftsführer Bertram Brossardt und Dr. Siegfried
Balleis, Oberbürgermeister der Stadt Erlangen, bei der Vorstel-
lung der Studie der vbw über die Musterstadt der Zukunft. ��
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ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister Helmut Englmann

85609 Aschheim
am 27.9.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeisterin Brigitte Servatius

82131 Gauting
am 16.9.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Josef Schätzl

94161 Ruderting
am 20.9.

Bürgermeister Erwin Dotzel
63939 Wörth

am 28.9.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister

Gerhard Aulenbach
63860 Rothenbuch

am 15.9.

Bürgermeister Franz Winter
91602 Dürrwangen

am 17.9.

Bürgermeister Albert Hadersbeck
86972 Altenstadt

am 20.9.

Bürgermeister Peter Maurer
63834 Sulzbach a. Main

am 21.9.

Bürgermeister Karl-Willi Beck
95632 Wunsiedel

am 25.9.

Bürgermeister Georg Köppl
92507 Altendorf

am 28.9.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Walter Bauer

94535 Eging am See
am 16.9.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir
bitten deshalb um rechtzeitige
Bekanntgabe der bevorstehenden
runden Geburtstage.

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe liegt eine Eigenbeilage der Bayerischen Ge-
meindezeitung zum 110. Verbandstag der Bayerischen Ge-
nossenschaften bei. Wir bitten um freundliche Beachtung.��

Regionalmanagement in
Bayern stark nachgefragt

Zeil legt aktuellen Bericht vor
Stärkung der regionalen Wettbewerbsfähigkeit

Bayerns Wirtschaftsmini-
ster Martin Zeil legte im Kabi-
nett den aktuellen Bericht
zum Ausbau des Regionalma-
nagements vor.

„Mit dem Instrument des Re-
gionalmanagements wollen wir
mit fachübergreifenden Netz-
werken unter anderem in den
Bereichen Wirtschaft, Touris-
mus, Bildung und Gesundheit
die eigenverantwortliche Ent-
wicklung der Regionen nachhal-
tig stärken und sie im Wettbe-
werb unterstützen. In ganz Bay-
ern verzeichnen wir derzeit eine
erfreulich starke Nachfrage“, so
der Minister.

Eigeninitiative gefragt

Die Initiative zur Einrichtung
eines Regionalmanagements
muss nach den Worten von Zeil
von der jeweiligen Region aus-
gehen. Mittlerweile werden be-
reits 30 Regionalmanagement-
Initiativen jeweils für drei Jahre
gefördert. Weitere acht Initiati-
ven erarbeiten derzeit ihr Hand-
lungskonzept und werden in den

kommenden Monaten ebenfalls
in die Umsetzungsphase eintre-
ten. Die zur Verfügung stehen-
den Fördermittel in Höhe von
zehn Millionen Euro sind bereits
vollständig verplant. Deshalb
wird sich Zeil dafür einsetzen,
dass im Rahmen des Nachtrags-
haushalts weitere Mittel für Re-
gionalmanagement-Initiativen
zur Verfügung gestellt werden.

Vernetzung und Kooperation

Um besondere Leistungen im
Regionalmanagement zu würdi-
gen, veranstaltete das Bayerische
Wirtschaftsministerium in die-
sem Jahr erstmals den Wettbe-
werb ‚Regionalmanagement –
Bayerns Region des Jahres’.
Thema des Wettbewerbs war
‚Vernetzung und Kooperation’.
Auf einer Bilanzkonferenz kürte
Wirtschaftsstaatssekretärin Katja
Hessel den Landkreis Regen als
Gewinner. Jeweils den 2. Platz
erzielten die Initiativen Wirt-
schaftsforum Region Passau e.V.
und Zukunftsagentur Plus GmbH
Amberg-Sulzbach. �

„In der Krise
gut gerüstet“

Seehofer sieht Bayern in der Lage, die großen
Herausforderungen zu meistern

Ministerpräsident Horst Seehofer sieht Bayern gut gerüstet, die
Folgen der weltweiten Wirtschaftskrise zu bewältigen und sei-
ne Spitzenstellung in Deutschland weiter zu festigen. Die Per-
spektiven für die Schwerpunkte von der aktiven Wirtschaftspo-
litik und Investitionen über Bildung und Forschung bis hin zur
regionalen Entwicklung seinen nach einem Jahr Krisenmana-
gement ermutigend.

Es blieben jedoch noch große
Herausforderungen zu bewälti-
gen. Die in letzter Zeit durch Er-
klärungen von Kabinettsmitglie-
dern wie auch aus den Koaliti-
onsfraktionen CSU und FDP of-
fenkundig gewordenen Kontro-
versen im Regierungsbündnis,
an der Spitze personifiziert durch
den Ministerpräsidenten und sei-
nen Stellvertreter, Wirtschafts-
minister Martin Zeil, werden
demnach die Arbeit nicht behin-
dern.

fer mahnte erneut eine „aktive
Wirtschaftspolitik“ der FDP an.
Auf die Frage, ob er den FDP-
Ministern nach der Bundestags-
wahl den Stuhl vor die Tür stel-
len werde, antwortete er, „soweit
reicht mein Vorstellungsvermö-
gen nicht.“ Der Ministerpräsi-
dent bekannte sich ausdrücklich
zu schwarz-gelben Koalition
auch auf Bundesebene.

„Wir streiten nicht pausenlos

kommen. Der Ministerpräsident
bestätigte, er habe Zeil mangeln-
de Professionalität vorgeworfen,
weil der Wirtschaftsminister in
Hof die Ansiedlung einer Firma
unabgesprochen öffentlich ge-
macht habe. Der andere Fall be-
traf die drohende Schließung des
Glaswerks Riedlhütte in Nieder-
bayern. Zeil hatte es abgelehnt, ei-
ne Delegation der Arbeitnehmer
im Ministerium zu empfangen.
Einen Tag bevor Zeil dann zum
direkten Gespräch nach Riedlhüt-
te fuhr - wo er die Werkssch-
ließung als kaum ausweichlich
bezeichnete und sich für neue Ar-
beitsplätze an anderer Stelle in der
Region aussprach – begrüßte der
Ministerpräsident die Delegation
in der Staatskanzlei und sicherte
jede mögliche Hilfe für die Ar-
beitsplätze vor Ort zu.

Konflikte mit der FDP

Ein weiteres Konfliktfeld öff-
nete sich, als Landwirtschaftsmi-
nister Helmut Brunner (CSU) ei-
ne Bundesratsinitiative zugunsten
der Milchbauern ankündigte. Die
FDP war mit der geforderten
Milchquotensenkung nicht ein-
verstanden. Im Bundesrat müssen
sich Länder, deren Koalitionsre-
gierungen sich nicht einig sind,
der Stimme enthalten. Seehofer
begrüßte Brunners Absicht, mit
anderen Ländern über eine Bun-
desratsinitiative zu verhandeln.

Zeil reagierte gleichfalls vor
der Presse: Seehofers Kritik sei
inhaltlich vorgeschoben. In
Wahrheit gehe es dem Minister-
präsidenten darum, von Ver-
säumnissen der CSU-Alleinre-
gierung abzulenken und den
Wahlkampf zu überziehen.

Gemeinsame Linie

Die Forderung des FDP-Frakti-
onsvorsitzenden Thomas Hacker,
den Koalitionsausschuss einzube-
rufen, lehnten sowohl Seehofer
als auch CSU-Fraktionsvorsit-
zender Georg Schmid als derzeit
nicht notwendig ab. Was die ge-
meinsam vereinbarte Linie der
Politik angehe, versicherte der
Ministerpräsident, sei er mit allen
Kabinettsmitgliedern zufrieden.

Für den SPD-Fraktionsvorsit-
zenden Franz Maget wächst sich
der schwarz-gelbe Zwist zu einer
veritablen Regierungskrise in
Bayern aus. Er rechne jedoch
nicht mit dem Bruch der Koali-
tion. Grünen-Fraktionschefin
Margarete Bause warf beiden
Regierungsparteien wahltakti-
sche Hahnenkämpfe auf Kosten
der Betroffenen vor. rm

Da einerseits der Landtag
noch in den Sommerferien ist
und andererseits die Bundestags-
wahl bevorsteht, gab der Mini-
sterpräsident in der Staatskanzlei
vor der Presse eine kleine Regie-
rungserklärung ab. Bayern sei
auf wichtigen Gebieten wie Ar-
beitsmarkt, Wirtschaft und Fi-
nanzen Spitze in der Bundesre-
publik. „Wir haben das richtige
Rezept“ gegen die Krise. Seeho-

hin und her, sondern wir mana-
gen“, erläuterte Seehofer den
Regierungsstil. Sein Missfallen
an neoliberalen Tendenzen, wie
er auch in dem von Zeils Staats-
sekretärin Katja Hessel geleite-
ten Staatssekretärsausschuss für
die Förderung des ländlichen
Raumes zu beobachten sei, kon-
terte der Wirtschaftsminister mit
der Feststellung, der Ausschuss
habe sich als schlankes und effi-
zientes Gremium bewährt. Vor
der Presse kündigte der Mini-
sterpräsident an, er werde im
Oktober einen weiteren Kabi-
nettsausschuss einsetzten, der
sich unter seiner Leitung auf Mi-
nisterebene um die Entwicklung
des ländlichen Raumes küm-
mern soll. Dieses Gremium soll
zwei bis drei Mal im Jahr tagen
und gezielt auch Bürgermeister
und Landräte dazu einladen.

Zu bekannt gewordenen Kon-
frontationen zwischen Seehofer
und Zeil ist es in zwei Fällen ge-

Kommunale Entwicklungspolitik:

Deutliche Zunahme
an Bedeutung

Die kommunale Entwicklungspolitik hat in den vergangenen
Jahren auffällig an Gewicht gewonnen, wie zuletzt durch den
Beschluss der Ministerpräsidentenkonferenz zur Entwicklungs-
politik im Oktober 2008 deutlich wurde. Dieses Engagement fin-
det statt, obwohl die Rahmenbedingungen und die begrenzte
Personalkapazität der Kommunen dafür eigentlich nur wenig
Spielraum lassen.

Eine in Bonn vorgestellte Studie
des Deutschen Instituts für Ent-
wicklungspolitik (DIE) hat nun-
mehr eine grundlegende Bestands-
aufnahme der Rahmenbedingun-
gen für kommunale Entwick-
lungspolitik und ihrer Aktivitäten
vorgenommen. Auf dieser Grund-
lage wurden Empfehlungen
unterbreitet, wie die internationa-
le Handlungsfähigkeit der Kom-
munen und ihr Engagement er-
höht und verbessert werden kann.

„Haushalte der Kommunen
müssen für diese dauerhafte Ar-
beit eigene Mittel bereitstellen,

rung von Kommunen forcieren
bzw. konkretisieren. „Ob es eine
konzeptionelle Abstimmung
zwischen Kommunen, Ländern
und Bund geben sollte, lasse ich
dahingestellt“, allerdings sollte
eine Abstimmung keinesfalls zu
„engführend“ sein.

Überlebensfrage
für Demokratie

Im Rahmen einer Podiumsdis-
kussion wies Klaus Herzog,
Oberbürgermeister der Stadt
Aschaffenburg, darauf hin, dass

fristig zu einem eigenständigen,
gleichberechtigtem Handlungs-
feld“ zu machen.

Dr. Maria Hohn-Berghorn von
der Stadt Bonn vertrat die Auf-
fassung: „Kommunale Entwick-
lungszusammenarbeit ist auch
viel Nehmen“, und nannte Bei-
spiele aus dem kommunalen Er-
fahrungsaustausch der Stadt
Bonn mit Buchara in Usbekistan
und La Paz in Bolivien. Kom-
munale Experten aus Bonn hät-
ten so ihren Einsatz in den Part-
nerstädten als lehrreicher emp-
funden als manches Manage-
mentseminar. Durch den Erfah-
rungsaustausch könne die Stadt
den „Bürgern greifbar und be-
greifbar machen, was kommuna-
le Entwicklungszusammenarbeit
ist“. Darüber hinaus sei die Ima-
gewirkung der internationalen
Partnerschaften für Bonn als
„Standort für Nachhaltigkeit“
enorm.

Kommunen profitieren

Auch Frithjof Kühn, Landrat
des Rhein-Sieg-Kreises, be-
schrieb die Vorteile, die der
Rhein-Sieg-Kreis aus seinem
Engagement beim Aufbau der
Verwaltung in Kambodscha ge-
winnt: „Kommunale Experten
zu entsenden ist die beste Perso-
nalentwicklungspolitik, die man
sich vorstellen kann. Ich kann
nur alle ermutigen - es lohnt sich,
diese Erfahrungen mit eigenen
Mitarbeitern zu machen.“

Sabine Drees vom Deutschen
Städtetag argumentierte schließ-
lich: „Kommunale Entwick-
lungszusammenarbeit braucht
handfeste finanzielle Unterstüt-
zung, weil sie geeignetere Hilfe
leisten kann.“ Gleichzeitig sollte
man kommunale Entwicklungs-
politik betreiben, „nicht um Geld
auszugeben, sondern um langfri-
stig Geld zu sparen“. DK

wenn das Engagement nachhal-
tig sein soll. Daran fehlt es
noch“, meinte Bonns Bürger-
meister Ulrich Hauschild ein-
gangs. Die Landesregierung
NRW habe die Förderung kom-
munaler Entwicklungszusammen-
arbeit gegen Null tendieren las-
sen. „Das ist für mich nicht
nachvollziehbar.“

Internationaler
Erfahrungsaustauch

DIE-Vertreter Dr. Jürgen Wie-
mann empfahl eine „stärkere
Kooperation zwischen Kommu-
nen untereinander sowie Kom-
munen und Bundesländern“. Bei
der Konzeption Kommunaler
Entwicklungspolitik gehe es
nicht nur um die lokale Veranke-
rung entwicklungspolitischen
Denkens, sondern auch um einen
internationalen Erfahrungsaus-
tausch der Kommunen, zum
Beispiel in den Bereichen Kli-
ma, neues Wachstumsmodell
und Bewältigung der Wirt-
schaftskrise. „Ich kann mir vor-
stellen, dass man auch von Ent-
wicklungsländern lernen kann –
auf dem Weg in eine ’low-carb-
on economy’“, meinte Wie-
mann. Dabei sei Langfristigkeit
ein wichtiger Gesichtspunkt und
der Aufbau von Wirtschaftsko-
operationen ein erwünschter Ne-
beneffekt.

Als weitere Ergebnisse der
Studie führte Dr. Wiemann aus,
dass neben rechtlichen Hemm-
nissen und fehlenden Eva-
luierungen die Frage der Finan-
zierung ein zentrales Problem-
feld sei. „Wenn kommunale
Entwicklungspolitik wichtig ist,
dann müssen wir darüber nach-
denken, wie man dies auf eine
solidere finanzielle Grundlage
stellt.“ Die Studie mache zudem
die extreme Bandbreite der ent-
wicklungspolitischen Aktivitäten
deutlich, die von der fairen Be-
schaffung über die Informations-
und Bildungsarbeit bis hin zu
kommunalen Entwicklungspart-
nerschaften reiche. Das „Phäno-
men der gegenseitigen Verstär-
kung“ zeige sich dort, wo Enga-
gement besteht und von Bürgern
und Verwaltung gemeinsam ge-
tragen wird.

Engagement macht Sinn

Wiemanns Bilanz: „Ein kom-
munales Engagement für Ent-
wicklungs- wie Klimapolitik
macht Sinn.“ Das BMZ sollte
die begonnenen Überlegungen
für eine Budgetlinie zur Förde-

kommunale Entwicklungspolitik
„eine Überlebensfrage für die
Demokratie in Europa, für das
Klima auf der ganzen Welt und
für die Verteilung des Reich-
tums“ ist. In Bezug auf die Pro-
bleme in Miskolc, der ungari-
schen Partnerstadt von Aschaf-
fenburg, fügte er hinzu: „Ungarn
muss begreifen, dass kommuna-
le Selbstverwaltung wichtig ist.
Wir beraten dabei, ausgelagerte
kommunale Leistungen zurück-
zuholen.“

Kommunale Entwicklungspo-
litik bezeichnete Herzog nicht
nur als finanzielles Problem;
vielmehr stelle sich die Frage der
Akzeptanz. Das Ziel liegt aus
seiner Sicht darin, die kommu-
nale Entwicklungspolitik „lang-

EU-Parlament berät neue Richtline:

Energieeffizienz
bei Gebäuden

Niebler warnt: Weitere finanzielle Belastungen für
Kommunen nicht auszuschließen

„Die Idee, Gebäude energie-
effizient zu bauen, ist selbst-
verständlich richtig. Vor dem
Hintergrund der angespann-
ten Kassenlage der Länder-
und Kommunen, muss man
sich aber die Frage stellen, ob
die teuren energieneutralen
Gebäude derzeit überhaupt fi-
nanzierbar sind“, so kommen-
tiert die oberbayerische Euro-
paabgeordnete Dr. Angelika
Niebler die neue parlamentari-
sche Beratungsrunde über die
Richtlinie zur Energieeffizienz
von Gebäuden.

Nachdem das Europäische Par-
lament die erste Lesung hierzu im
April abgeschlossen hatte, stehen
in der neuen Legislaturperiode
die Verhandlungen in zweiter Le-
sung an. Aus Sicht von Angelika
Niebler besteht Änderungsbedarf,
sie warnt: „Wenn es nach dem
jetzt vorliegenden Vorschlag geht,
müssen die Kommunen alle
Empfehlungen umsetzen, die im
Energieausweis enthalten sind.
Das bedeutet weitere Kosten.“

Bei zukünftigen Neubauten
ist Energieneutralität Pflicht

Die geplante Richtlinie setzt
Mindestanforderungen an die
Gesamtenergieeffizienz neuer
und bestehender Gebäude. Nach
der im Parlament im April verab-

schiedeten ersten Lesung sollen
beispielsweise alle Neubauten
der öffentlichen Hand bis 2016
energieneutral sein. Das bedeu-
tet, dass der jährliche Energie-
verbrauch eines Gebäudes durch
Effizienzmaßnahmen nicht höher
sein darf als die im Gebäude
selbst erzeugte regenerative En-
ergie (wie z. B. Solarstrom).

Umweltpolitik mitAugenmaß

Auch an die Energieausweise,
die bisher den Energieverbrauch
von Gebäuden dokumentiert ha-
ben, werden künftig neue Anfor-
derungen gestellt. Sie sollen
künftig Empfehlungen enthalten,
wie die Energieeffizienz verbes-
sert werden kann.

„Umweltpolitik mit Augen-
maß muss das Ziel in der zweiten
Lesung sein“, betont die CSU-
Europaabgeordnete weiter und
stellt klar: „Wir können die Kom-
munen und letztlich auch die
Steuerzahler nicht überlasten.

Nach Überzeugung von Ange-
lika Niebler wird es in einigen
Punkten deutliche Abstriche ge-
ben müssen, sonst werde der
bürokratische und finanzielle
Aufwand viel zu hoch. „Energie-
effizienz muss sein, aber sie
muss machbar und bezahlbar
bleiben“, formuliert die CSU-
Politikerin ihre Position. �
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Liebe Leserinnen
und Leser,

Er ist langweilig, die Inhal-
te fehlen und man erkennt
kaum Unterschiede zwischen
den Parteien. So beschreiben
zumindest viele Medien in un-
serem Land den aktuellen
Bundes tagswah lkampf .
Stimmt das wirklich und gibt
es keine wesentlichen Diffe-
renzen, wenn es um die Zu-
kunft unseres Landes geht?
Diese Frage muss man ganz
klar mit Nein beantworten.
Die Bundestagswahl am 27. September ist eine
Richtungswahl für Deutschland. Es geht um die
Frage, wie wir am besten aus der Finanz- und
Wirtschaftskrise herauskommen und wie wir
neues Wachstum für neue Arbeitsplätze entfes-

seln können. Auf der einen Seite stehen die For-
derungen nach mehr Staat, mehr Umverteilung
und höheren Schulden. Andere wollen die Wirt-
schaft wieder in den ungeregelten Markt treiben
und die soziale Verankerung schwächen. Was
unser Land jetzt braucht ist aber ein solider,
verlässlicher Weg der Mitte. mit Entlastungen
für die Bürger, einer klaren Stärkung des Mittel-

standes und einer nachhalti-
gen Entfesselung von Wirt-
schaftswachstum.

Auch für unsere Kommunen
steht viel auf dem Spiel, denn
im Bundestag wird über die
Zukunft der kommunalen
Selbstverwaltung entschieden.
Wir Kommunalpolitiker soll-
ten uns die Frage stellen, wer
sich in den letzten Jahren in-
tensiv für unsere Kommunen
eingesetzt hat! Erst kürzlich,
als es in Verhandlungen um
das EU-Begleitgesetz ging,
wurde wieder einmal deutlich,

wer die kommunale Selbstverwaltung gegenü-
ber der EU stärkt und die kommunale Daseins-
vorsorge vor Eingriffen aus Brüssel schützen
will. Und es wurde deutlich, dass andere für
zentralisierte Entscheidungen und gegen den
Föderalismus eintreten. Am 27. September
2009 wird also auch über die Zukunft unserer
kommunalen Familie entschieden!

Wir Kommunalpolitiker sind außerdem dazu
aufgerufen, die Menschen ganz grundsätzlich
zur Abgabe ihrer Stimme zu motivieren, denn
unsere Demokratie lebt vom Mitmachen. Eine
Wahlenthaltung stärkt die radikalen Kräfte an
den Rändern.

Lassen Sie uns gemeinsam für eine starke De-
mokratie und für eine starke Vertretung der
Kommunen im Deutschen Bundestag kämpfen.

Ihr Stefan Rößle

KolumneGZ Stefan Rößle

Für eine starke Vertretung
der Kommunen

Bildungsgesellschaft:

Erwachsenenbildung
im Visier

Tagung der Akademie für Politische Bildung Tutzing mit
Staatsminister Spaenle und bvv-Vorsitzendem Eisfeld

Bildung hört nicht beim Thema (Hoch-)Schule auf. Die Tagung
„Bildungsgesellschaft - über Schule und Hochschule hinaus“ in
der Akademie für Politische Bildung Tutzing entwickelte jen-
seits bloßer Proklamationen eine Strategie des „Lernens im
Lebenslauf“.

Nachdem die Opposition im
Bayerischen Landtag in jüngster
Zeit massive Kritik an Spaenles
Plänen zur Hauptschulreform
geäußert hatte, ging es an der
Akademie um einen Bereich der
Bildungspolitik, der derzeit we-
niger im Fokus des Interesses
steht - die Erwachsenenbildung.
Der Kultusminister nahm die Ta-
gung zum Anlass, um für Ver-
ständnis für die schwierige
Haushaltslage zu werben. Zwar
bekräftigte Spaenle das Verspre-
chen von Ministerpräsident
Horst Seehofer, für den kom-
menden Haushalt eine Million
Euro mehr für die Erwachsenen-
bildung einzuplanen, jedoch
machte er kein Hehl aus der
grundsätzlich schwierigen Fi-
nanzlage.

Spaenle erklärte, er sei sich der
Bedeutung der Erwachsenenbil-
dung durchaus bewusst. Diese
hätte nicht nur ein vielfältiges
Aufgabenfeld zu bestreiten, son-
dern stehe auch vor großen Her-
ausforderungen. Diese zeigten
sich in der sozialen Verschie-
bung durch den veränderten Le-
bensbogen einer gesamten Ge-

sellschaft und die rasante Ent-
wicklung neuer Kulturtechniken
durch das Internet. Damit sei es
Aufgabe der Erwachsenenbil-
dung, neben der Weiterqualifi-
zierung der Menschen im Be-
rufsleben auch ältere Menschen
zu begleiten und sie in neuen
Kulturtechniken zu schulen.

Nachhaltigkeit betonen

Karl Heinz Eisfeld vom
Bayerischen Volkshochschulver-
band monierte, dass in der Ver-
gangenheit sehr viel Geld „in den
Sand gesetzt“ worden sei, weil
man bei den Investitionen die
Nachhaltigkeit außer Acht gelas-
sen habe. Eisfeld, der auch Vor-
sitzender des Beirates derAkade-
mie für Politische Bildung Tut-
zing ist, wies außerdem darauf
hin, dass Deutschland im europa-
weiten Vergleich im Bereich der
Weiterbildung am unteren Ende
rangiere. Deshalb müsse es „un-
ser gegenseitiges Interesse sein,
hier gegenzusteuern“. Es gehe
darum, neue Methoden des Un-
terrichtens für bildungsferne
Schichten zu entwickeln und ver-

lässliche Standards für die beruf-
liche Weiterbildung zu schaffen.

Laut Prof. Dr. Rudolf Tippelt
von der LMU München umfasst
Bildung die Aufnahme, Er-
schließung und Einordnung von
Erfahrung und Wissen in allen
Lebensphasen, von der frühen
Kindheit bis ins hohe Alter. Ihre
gestaltende Kraft müsse sich da-
her immer wieder neu beweisen.
Fünf übergreifende Herausforde-
rungen ließen sich benennen:
Qualifikation und Kompetenz-
entwicklung, politische Partizi-
pation und soziale Integration,
ethisch religiöse Orientierung
sowie kulturelle Identitätsfin-
dung. Diese Identitätsfindung je-
des Einzelnen sei der Kern des
humanen Bildungsauftrags in
der Moderne: starke Persönlich-
keiten in einem leistungsfähigen
Gemeinwesen.

Lebenslanges Lernen

Als Innovationen im Kontext
Lebenslangen Lernens bezeich-
nete Tippelt klare Bildungsstan-
dards (Curriculum), differenzie-
rende Ausbildungsalternativen,
die Vermeidung von Über- und
Unterforderung (Selektivität), ei-
ne hohe Durchlässigkeit, die
Möglichkeit, Bildungs-, Berufs-
und Studienkarrieren zu „korri-
gieren“, eine „zweite Chance“
für „Abbrecher“ (Nachholen von
Abschlüssen) sowie einen indi-
vidualisierten pädagogischen
Bezug (Reform des Lehrens und
Lernens).

Weitere Innovationen sind für
den Wissenschaftler u. a. eine
kontinuierliche Leistungs- und
Lernrückmeldung (nicht nur No-
ten), Förderunterricht für Lern-
schwache, eine trägerübergrei-
fende vernetzte Beratung, eine
starke Teilnehmerorientierung
und Bildungsmarketing, eine in-
tensive, selektive Lehrerausbil-
dung, die Fortbildung des pä-
dagogischen und administrati-
ven Personals sowie ein grund-
sätzlich positives Image einer
Lernkultur. DK

Bis zu 80 Prozent Einsparpotenzial
E.ON Bayern bietet Unterstützung mit der Energiespar-Sanierung

Kosten senken, Klima schonen, Wert steigern – drei gute Grün-
de für die Energiespar-Sanierung von E.ON Bayern. Unter dem
Schlagwort „Dienstleistung aus einer Hand“ präsentierte Vor-
standsvorsitzender Thomas Barth ein zukunftsträchtiges neues
Geschäftsfeld, „das in diese Zeit gehört“. Als erstes und einziges
Unternehmen in der deutschen Energiebranche habe man ein
„Rundum-sorglos-Paket“ geschnürt, das von der ersten Analy-
se über die Bauausführung bis zur Abnahme reicht.

Bis zu 80 Prozent der Energie,
die zum Heizen und zur Warm-
wasserbereitung benötigt wird,
ließen sich durch verschiedene
Maßnahmen einsparen, machte
Barth das immense Potenzial
deutlich: Wärmedämmung von
Dach, Wänden und Kellerdecke,
Einbau von Wärme isolierenden
Fenstern, Umstellung auf ener-
gieeffiziente Heizsysteme. Doch
welcher private Hausbesitzer
weiß schon, welche Maßnahme
und welche Technologie für sein
Haus am besten geeignet ist?
Und welche Fördertöpfe er an-
zapfen kann?

Altbauten im Fokus

Als Knackpunkt bezeichnete
Barth die Altbauten. Deshalb
verdiene dieses Problem die be-
sondere Aufmerksamkeit. Von
den rund 1,6 Millionen Gebäu-
den im bayerischen Netzgebiet
seien zwei Drittel älter als 30

Jahre - häufig mit schlechter
Gebäudesubstanz und veralteter
Heizungstechnik. Mit der Ener-
giespar-Sanierung biete E.ON
Bayern jetzt an, Gebäude für
Privatkunden, für die Immobili-
en- und Wohnungswirtschaft
und für Kommunen energetisch
zu sanieren. Damit werde das
bisherige Engagement in Sa-
chen Energieeffizienz und Ener-
gieeinsparung konsequent um
den Teil Realisierung erweitert.
„Wir unterstützen die Sanie-
rungswilligen, indem wir ihnen
die Verunsicherung bei der Aus-
wahl der Maßnahmen abneh-
men und ihnen Konzepte und
Lösungen anbieten.“

Hilfe aus einer Hand

Das Gesamtkonzept umfasst
von der ersten Analyse, die beim
Einfamilienhaus etwa 500 Euro
kosten dürfte, bis hin zur Bau-
überwachung alle Leistungen im

Rahmen der energetischen Ge-
bäudesanierung. Das komplette
Vorhaben wird von einem Ener-
giesparberater von E.ON Bay-
ern, der dem Auftraggeber als
persönlicher Ansprechpartner
zur Seite steht, koordiniert und
begleitet. Dieser hilft, die Ge-
bäude energieeffizient zu ma-
chen, Kosten zu senken, das Kli-
ma zu schonen und den Wert der
Immobilie zu steigern.

Ausführung durch
kompetente Handwerker

Für die Ausführung der einzel-
nen Arbeiten werden qualifizier-
te Handwerksbetriebe aus der
Region ausgewählt. „E.ON Bay-
ern ist Initiator und Impulsgeber,
Akteur und Leistungsträger ist
das Handwerk, das die Maßnah-
men realisiert“, sagte Barth. Und
weiter: „Das bedeutet einen
Schub für die Umwelt, bei der
das Handwerk seine hohe Fach-
kompetenz in Sachen Energie-
einsparung einbringen kann.“

Für Interessierte bietet E.ON
Bayern einen kostenlosen Kurz-
Check und darüber hinaus weite-
re Informationen an: www.eon-
energiesparsanierung.de �

Sozialdezernenten-Treffen in Darmstadt:

Mehr Arme in den Städten
Diskussion über kommunale Strategien angesichts der

neu drohenden Massenarbeitslosigkeit

Wirtschaftsexperten drohen steigende Arbeitslosenzahlen schon
in der zweiten Jahreshälfte an. Das werden auch die Kommunen
zu spüren bekommen. Denn Menschen ohne Arbeit haben auch
weniger Geld für Theater, Schwimmbad und den öffentlichen
Nahverkehr. Bei einer Tagung in Darmstadt suchten Fachleute
jetzt Antworten auf die Krise.

„Diese Tagung war ein Expe-
riment, das nur teilweise gelun-
gen ist“, bilanziert nüchtern Wal-
ter Hanesch, Professor an der
Hochschule Darmstadt und Mit-
organisator. Zwei Tage lang tra-
fen sich mehr als 200 Vertreter
von Kommunalverwaltungen,
Hochschulen und sozialen Ein-
richtungen aus ganz Deutsch-
land, um sich über „Die Zukunft
der Sozialen Stadt“ zu informie-
ren und in Vorträgen und Diskus-
sionsrunden mehr über Strategi-
en gegen soziale Spaltung und
Armut in Kommunen zu erfah-
ren. Veranstalter war die Hans-
Böckler-Stiftung in Kooperation
mit dem Institut für Soziale Ar-
beit und Sozialpolitik der Hoch-
schule Darmstadt.

Ernüchternde Realität

Hanesch erläutert seine depri-
mierend klingende Bilanz: „Auf-
grund der Komplexität des The-
mas konnten nur teilweise Ant-
worten gefunden worden, doch
ist ein gewisser Grad an Ernüch-
terung notwendig gewesen, um
sich die Realität vor Augen zu
führen.“ Dazu sollte auch die ab-
schließende Podiumsdiskussion
beitragen.

Dort tauschten sich Bürger-
meister und Sozialdezernenten
darüber aus, wie Kommunen die
sozialen Lebensverhältnisse der
Menschen sichern und Armut
verhindern können. Neben dem
Heidelberger Bürgermeister Joa-
chim Gerner und seinem Amts-
kollegen Frank Schenker aus Je-
na diskutierten auf dem Podium
Joachim Gern von der „Nationa-
lenArmutskonferenz“ des Diako-
nischen Werks, Darmstadts Sozi-
aldezernent Jochen Partsch sowie
dessen Amtskollegen Siegfried
Pogadl aus Dortmund und Frie-
drich Graffe aus München.

Konsens bestand aber nur dar-
in, dass sich das soziale Klima in
den Kommunen in den kom-
menden Jahren weiter „eintrü-
ben“ dürfte, da „immer mehr

Menschen von ihrem Einkom-
men nicht mehr leben“ könnten,
wie Joachim Gern sagte. „In kei-
nem anderen europäischen Land
wächst der Niedriglohnbereich
so stark wie in Deutschland“, er-
läuterte er.

Kommunen steuern gegen

Noch deutlicher wurde der
Münchner Friedrich Graffe: „Es
wird künftig immer mehr arme
Menschen geben.“ Die Städte
reagieren darauf mit unter-
schiedlichen Formen sozialer
Subventionen. Beispiel Mün-
chen: Dort entstehen seit dem
Jahr 2007 und noch bis 2011 pro
Jahr 1800 preiswerte Wohnun-
gen. So solle „das Wegbrechen
sozialer Wohnungsbestände“ in
einer Stadt verhindert werden, in
der die Mieten derzeit 66 Pro-
zent über dem Bundesdurch-
schnitt lägen, sagt Friedrich
Graffe. Was der Referent aus der
Landeshauptstadt allerdings
nicht verriet: Diese Maßnahme
der Stadtverwaltung ist nur ein
Tropfen auf den heißen Stein,
schon in wirtschaftlich besseren
Zeiten wurde München des Pro-
blems nicht mehr Herr. Seit April
gebe es zudem, so Graffe weiter,
ein Sozialticket für den ÖPNV,
für das Bedürftige nur die Hälfte
zahlen müssten. Außerdem wür-
den jährlich zwei Millionen Eu-
ro für kommunal geförderte
Sprachkurse bereitgestellt wer-
den, um die Integration von Aus-
ländern zu verbessern.

Aber auch im Osten der Repu-
blik, wo sich die Armut schon
länger eingenistet hat, entwickel-
ten Stadtväter progressive Ideen,
Beispiel Jena: Mehr als jedes
fünfte Kind wohnt dort mittler-
weile in einem bedürftigen
Haushalt, wie Frank Schenker
sagt. Die Stadt subventioniert ih-
nen das Mittagessen - und zwar
von Kindergarten- bis zu Schul-
kindern in der 12. Klasse.

Mit deutlichen Worten wies
Siegfried Pogadl aus Dortmund in

diesem Zusammenhang darauf
hin, dass die Kosten für die Kom-
munen in den kommenden Jahren
auch dadurch explodieren wür-
den, dass immer mehr ältere
Menschen auf Unterstützung
angewiesen seien. Für München
rechnet Friedrich Graffe vor,
dass die Aufwendungen für die
Grundsicherung im Alter explo-
dieren dürften: von 60 Millio-
nen Euro im Jahr 2011 auf 200
Millionen Euro im Jahr 2020.
Einig waren sich die Diskussi-
onsteilnehmer darin, dass Ar-
mut nur „sozialraumorientiert“
in den Griff zu bekommen sei,
etwa durch spezifische Hilfen
für einzelne Krisen- bezie-
hungsweise Problemviertel in
einer Stadt. DK

Neues Magazin
„Werte stiften“

Die Medienwelt wird durch
ein neues Magazin bereichert.
„Werte stiften“ widmet sich
dem bürgerschaftlichen En-
gagement in Deutschland und
spricht vor allem Stifter, Stif-
tungsinteressierte und Stiftun-
gen an.

Das Magazin stellt Men-
schen, Organisationen und
Unternehmen vor, die in ihrer
Projektarbeit engagiert ge-
sellschaftliche Verantwortung
übernehmen. „Werte stiften“
will Ideen vermitteln und An-
regungen für Spender und
Stifter geben. Hinter jeder
Idee stehen Menschen, die
über ihr Engagement bleiben-
de Werte für Einzelne, Grup-
pen oder unsere gesellschaft-
liche Entwicklung schaffen.

Neben Berichten über
Kampagnen, aktuellen Mel-
dungen und einem Veranstal-
tungskalender informiert das
Magazin über Förderpreise
und Wettbewerbe. Im Mittel-
punkt stehen Portraits über
die Menschen hinter der Stif-
tung oder dem gemeinnützi-
gen Projekt.

Weitere Informationen zu
„Werte stiften“ im Internet un-
ter: www.werte-stiften.de
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(Fortsetzung von Seite 1)
Als Jürgen Busse im Oktober
1999 sein Geschäftsführeramt
antrat, gehörten dem Bayerischen
Gemeindetag 1.997 Gemeinden,
Märkte und Städte als Mitglieder
an. Mit dem Ablauf dieses Jahres
werden es 2.018 sein.
Dr. Busse war vielerorts Initiator
und Motor - so bei der Gründung
der Kommunalwerkstatt, der in-
zwischen voll erblühten Tochter
des Bayerischen Gemeindetags
für alle Bereiche der Fortbildung
der Bürgermeister und der Rat-
hausverwaltungen. Auch die
Kommunale - 1999 als singuläres
Ereignis zur Jahrtausendwende
angedacht - vermochte der Jubilar
Brandl zufolge mit Geschick und
Hartnäckigkeit zu einem seither
alle zwei Jahre stattfindenden
Großereignis in Nürnberg zu ent-
wickeln. Die Kommunale mit ih-
rer Verknüpfung von Kommunal-
kongress und Messe sei das
bayerische, ja deutsche kommu-
nale Großereignis schlechthin.

Umgehende Reaktionen

Umgehendes, konsequentes
Reagieren auf alles, was sich in
Bayern als kommunal relevant er-
weist, ist laut Brandl ein Marken-
zeichen der Geschäftsführertätig-
keit von Dr. Busse. Konsequenter-
weisewurdendeshalbdie„Schnell-
infos für Rathauschefs“ entwickelt,

die sich der neuen elektronischen
Medien bedienen und die Bürger-
meister umgehend über veränderte
rechtliche oder politische Sachver-
halte informieren.

„Mit 50, heißt es, beginnt das
Alter der Jugend, mit 60 die Ju-
gend des Alters“, bemerkte der
Gemeindetagspräsident. Zu den
Vorzügen des Alterns gehöre der
Erwerb einer gewissen Alters-
weisheit. „Es ist dem Jubilar zu
wünschen, dass er bei allem wei-
teren unermüdlichen Einsatz für
unseren Bayerischen Gemeinde-
tag mögliche Botschaften seiner
Physis nicht überhört, die einen
dosierteren Umgang mit dem
Gaspedal angeraten erscheinen
lassen könnten. Dass unseren
Wunsch durchaus auch ein
Schuss Egoismus begleitet, soll
gar nicht verhehlt werden“,
meinte Brandl. Schließlich sei
mit 60 weder das berufliche
noch das private Lebenswerk
vollendet, „und wir alle, der Lan-
desausschuss, das Präsidium, die
71 Kreisverbände und die Ge-
schäftsstelle des Bayerischen
Gemeindetags bauen darauf,
dass noch eine ganze Reihe von
Jahren bis zum Großen Zapfen-
streich der Pensionierung folgt,
in denen es weiterhin glückhafte
Ereignisse für unseren Verband
unter seinem Geschäftsführen-
den Präsidialmitglied Dr. Jürgen
Busse zu melden gibt“. DK

Bayern will in der
EU mitreden...

(Fortsetzung von Seite 1)
dass neben einem Dringlich-
keitsantrag der Koalitionsfrak-
tionen CSU und FDP solche der
Grünen und der Freien Wähler
vorlagen. Beide wurden abge-
lehnt. Letztlich stimmte auch die
Opposition unter Vorbehalten für
den Koalitionsantrag; nur Runge
lehnte ab. Er kündigte für den
Herbst einen Grünen-Gesetzent-
wurf an, demzufolge der Land-
tag der Staatsregierung vor-
schreiben kann, wie sie im Bun-
desrat abzustimmen hat.

Im Koalitionsantrag wurde
die Staatsregierung aufgefor-
dert, die Verabschiedung der
Begleitgesetze durch Bundestag
und Bundesrat zu unterstützen,
damit die Ratifizierung des Ver-
trags von Lissabon noch vor der
Bundestagswahl am 27. Sepem-
ber abgeschlossen wird. Für das
weitere Bemühen um Stärkung
der Mitwirkungsrechte soll die
Staatsregierung baldmöglichst
gemeinsam mit dem Landtag
Vorschläge erarbeiten, wie
künftig eine Beteiligung des
Landtags in Bezug auf das Ab-
stimmungsverhalten der Staats-
regierung im Bundesrat bei
Rechtsakten erfolgen soll. Be-
sonders zu berücksichtigen sei-
en die Belange der Kommunen
bei der Daseinsvorsorge. rm

(Fortsetzung von Seite 1)
der bayerischen Landeshaupt-
stadt München belegt Erlangen
deutschlandweit den zweiten
Platz. Erlangen hat die zweit-
höchste Kaufkraft und die zweit-
niedrigste Arbeitslosigkeit aller
Städte. Ein Grund dafür ist eine
extrem gute Ausstattung mit
hoch qualifizierten Fachkräften.
Mit Ulm (Rang 4) und Ingolstadt
(Rang 5) sind zwei weitere Ver-
gleichsstädte der Studie weit
vorne platziert.

Ein Blick auf einige Einzel-
platzierungen zeigt besondere
Stärken einzelner Vergleichs-
städte: Heilbronn hat das höchste
verfügbare Einkommen je Ein-
wohner aller 114 Städte. Erlan-
gen hat die höchste Ingenieur-
dichte. Ingolstadt weist die
zweithöchste Produktivität auf.
Auch bei der Langfristbetrach-
tung der wichtigen Wohlstands-
und Arbeitsmarktindikatoren
zwischen 1998 und 2008 schnei-
den die Vergleichsstädte sehr gut
ab. Die beste Entwicklung aller
kreisfreien Städte hatte im
zurückliegenden Jahrzehnt Heil-
bronn. Auch Ulm und Ingolstadt
landen bei dieser Dynamikbe-
trachtung unter den Top Ten.

Städte sind Behörden und Un-
ternehmen zugleich. In Teilen
müssen sie vorgegebene staatli-
che Aufgaben ohne Entschei-
dungskompetenz umsetzen. Aber
in einigen Bereichen ist ihr
Handlungsspielraum sehr groß
und ihr Aufgabenspektrum ent-
wickelt sich organisch. Wie die
Studie zeigte, ist das Spektrum
der Aufgabenwahrnehmung sehr
unterschiedlich. Fast jede dritte
Kommune ist im Bereich Ener-
gieversorgung/Telekommunika-
tion nicht aktiv. Die Aufgaben in
den Bereichen Sport, Kultur und
Freizeit sowie Wohnungsbau
und Stadtentwicklung werden
überwiegend von den Verwal-
tungen selbst wahrgenommen.
Bei Ver- und Entsorgungslei-
stungen sowie im Verkehr domi-
niert die mittelbare Aufgaben-
wahrnehmung. Schließlich zeigt
sich eine Schwachstelle: In den
meisten Städten gibt es Doppel-
zuständigkeiten, d. h. eine Auf-
gabe wird von mehreren Organi-
sationseinheiten verantwortet. In
einigen Städten betrifft dies so-
gar fast jede zweite Aufgabe.

Unerschlossene Potentiale

In der Studie wurde untersucht,
ob die Beteiligungsberichte
(Stand 2006) und Haushaltspläne
(meistens 2007) der sechs Ver-
gleichsstädte eine Beurteilung der
wirtschaftlichen Betätigung der
Städte zulassen. Wirklich nutzbar
sind freilich nur die Beteiligungs-
berichte, weil diese - wenn über-
haupt - den gewünschten Über-
blick geben. Das Ergebnis: Keine
der Städte bietet perfekte Trans-
parenz. Ulm schneidet bei diesem
Vergleich am besten ab.

Auch beim Thema Internet
sind, obwohl die meisten Städte
diesem Thema sehr aufgeschlos-
sen gegenüberstehen, die Poten-
ziale längst noch nicht ausge-
schöpft. Keine der Städte schafft
mehr als 60 Prozent der erreich-
baren Punkte. Besonders schwach
stellen sich die Angebote im Be-
reich Bürgerservice dar. Das In-
ternet bot zum Untersuchungs-
zeitpunkt (Ende 2007) keine
wirkliche Arbeitserleichterung.
Beim Wirtschaftsservice (Stand-
ortinformationen, öffentliche
Ausschreibungen) gibt es noch
bei fast allen Städten deutlichen
Nachholbedarf. In den Berei-
chen Politik und Statistik sind
die Ergebnisse der Städte sehr
unterschiedlich.

Karlsruhe, Erlangen und In-
golstadt verfügen über die besten
Internetauftritte. Erlangen hätte
den Wettbewerb gewonnen,
wenn es Daten im Bereich „Sta-
tistik“ gegeben hätte. Generell
sind die Internetauftritte beim

allgemeinen Service gut. Darun-
ter fallen neben Grundinforma-
tionen (Notdienste, Stadtpläne
oder Veranstaltungskalender)
insbesondere Suchmaschinen
und Mehrsprachigkeit. Das In-
formationsangebot im Bereich
Bürgerservice (Kontakt, Öff-
nungszeit, Downloadmöglich-
keiten und Onlinebearbeitung
von Standardvorgängen wie bei-
spielsweise einer Kfz-Zulassung
oder Beantragung einer Lohn-
steuerkarte) war nur in Regens-
burg gut.

Ob eine Stadt wirklich effizi-
ent wirtschaftet, ist schwer zu
messen und von außen noch
schwerer zu erkennen. Eine
Stadt der Zukunft kann sich Un-
wirtschaftlichkeit jedoch nicht
leisten. Deshalb müssen der Stu-
die zufolge Leistungskennziffern
sowohl für die Leitung, als auch
für die Bürger sichtbar sein. Kei-
ne Stadt sollte versuchen, über-
durchschnittlich hohe Gebühren
hinter intransparenten Regeln zu
verstecken. Kommunen brau-
chen den Mut zu interkommuna-
len Leistungsvergleichen. Sinn-
voll wären Gebührenrechner im
Internet, mit denen die Bürger
für ihre konkrete Situation die
entsprechenden Kosten ermitteln
könnten sowie zentrale Manage-
mentsysteme, die die in vielen
Einheiten anfallenden Aufgaben
effizient bündeln.

Wirtschaftsfreundlichkeit

Im Herbst 2007 wurden aus
den sechs untersuchten Ver-
gleichsstädten je ca. 75 Unter-
nehmen u. a. befragt, ob sie die
Gebühren und Steuern für ange-
messen erachten, die Kommunen
ihre Ermessensspielräume zu-
gunsten der Unternehmen aus-
nutzen und die Verwaltungen
insgesamt wirtschaftsfreundlich
handeln. Aus den Antworten
wurde ein Zufriedenheitsindex
gebildet und mit den Ergebnissen
anderer Großstädte verglichen.
Das erste Fazit: Die Vergleichs-
städte sind wirtschaftsfreundlich
und erreichen meistens weit
überdurchschnittliche Werte.

Sehr unterschiedlich stellt sich
dagegen die Ausgangslage beim
Thema Kommunalfinanzen dar.
Die Spannweite der Schulden-
standsquote reicht in den Ver-
gleichsstädten von 1,3 Prozent in
Ingolstadt bis 3,3 Prozent in Re-
gensburg. Die Haushalte der
Städte Ulm und Ingolstadt sind
nachhaltig, wenn es das Ziel ist,
die heutige Schuldenstandsquote
zu stabilisieren. Ingolstadt bei-
spielsweise hat Primärüber-
schüsse von 358 Euro je Ein-
wohner; notwendig zur Zieler-
reichung wären nur 71 Euro. Al-
le anderen Städte müssten Aus-
gaben reduzieren oder Einnah-
men erhöhen, um einen weiteren
Anstieg der Schuldenstandsquo-
te zu verhindern. In einem zwei-
ten Szenario werden die Barwer-
te der Primärüberschüsse so ge-
fordert, als sollte bis 2011 die
Schuldenstandsquote auf ein
Prozent reduziert werden. Das
Ergebnis zeigt, dass, bis auf In-
golstadt, alle Städte weit von die-
sem Ziel entfernt sind.

Stichwort Demografie: Alle
Vergleichsstädte belegen in ei-
nem Ranking aller kreisfreien
Städte Plätze im ersten Viertel
der Tabelle. Besonders gut steht
Ingolstadt da (unter den Top
Ten). Einzelne Städte weisen
sehr gute Einzelwerte auf: Re-
gensburg liegt auf Platz zwei bei
der Entwicklung der Erwerbs-
personen. Erlangen weist mit
80,0 Jahren eine der höchsten
durchschnittlichen Lebenserwar-
tungen auf (Rang acht). Heil-
bronn liegt auf Rang vier in der
Prognose bis 2025 bei dem Be-
völkerungsanteil der unter 20-
Jährigen. Wie gut die Städte ins-
gesamt positioniert sind, ist
schon daran zu sehen, dass keine
im Analysezeitraum 2000 bis

2005 mit einem Einwohnerrück-
gang zu kämpfen hatte.

Was die wirtschaftliche Betäti-
gung der Kommunen anbelangt,
so finden sich die niedrigste In-
tensität und damit das geringste
Ausmaß an wirtschaftlicher Be-
tätigung mit 14,2 Beschäftigten
je 1.000 Einwohnern in Erlan-
gen. In absoluten Werten ausge-
drückt bedeutet dies, dass dort
gut 3.500 Beschäftigte direkt
oder indirekt für die Stadt wirt-
schaftlich tätig sind. Die Kom-
mune gehört damit zu den
großen Unternehmen der Stadt.
In einer ähnlichen Größenord-
nung liegt die wirtschaftliche
Betätigung in Ulm (15,7 Be-
schäftigte je 1.000 Einwohner)
und Regensburg (16,3 Beschäf-
tigte je 1.000 Einwohner).

Staatliche Gestaltungsebene

Deutlich höher liegen die Wer-
te in den anderen Städten. In
Heilbronn kommen die meisten
Beschäftigten aus dem Gesund-
heitswesen, weil die Stadt ein
kommunales Krankenhaus be-
treibt. Ohne Berücksichtigung
des Gesundheitswesens hätte
Heilbronn mit Abstand die ge-
ringste kommunale Beschäfti-
gungsintensität. Dies zeigt, wie
stark die Ergebnisse davon ab-
hängen, welche Bereiche einbe-
zogen werden. Erlangen bei-
spielsweise braucht kein kom-
munales Krankenhaus, weil die
Stadt eine Universitätsklinik hat.

In Erlangen, Regensburg und
Ulm kann der größte Anteil der
kommunalen Beschäftigung
dem regulierungsbedürftigen
Bereich zugeordnet werden.
Darunter fällt vor allem die Ver-
und Entsorgung, insbesondere
die Energieversorgung. In Heil-
bronn, Ingolstadt und Karlsruhe
sind die größten Anteile den un-
mittelbar privatisierungsfähigen
Bereichen zugeordnet.

Fazit: Kommunen sind ein
wichtiger Pfeiler der Demokratie
und eine wichtige staatliche Ge-
staltungsebene. Die sechs darge-
stellten Städte bieten vielfältige
Beispiele dafür, wie der auf
nachfolgenden Feldern festge-
stellte besondere Handlungsbe-
darf angegangen werden kann:

1. Den Städten fehlt ein Be-
richtssystem, das wirklich

umfassend Auskunft über die
Tätigkeiten der Städte gibt. Zur
Verbesserung der Transparenz ist
eine „Konzernbilanz Stadt“ not-
wendig, die alle Aktivitäten über-
sichtlich und konsolidiert dar-
stellt.

2. Städte stehen in einem har-
ten Standortwettbewerb.

Dafür brauchen sie effiziente Ver-
waltungen und Strukturen. Dazu
gehören auch möglichst niedrige
Gebühren oder moderne Organi-
sationsmodelle. Und die Städte
müssen sich einem permanenten
Benchmarking stellen, auch wenn
Vergleiche nicht perfekt sein kön-
nen.

3. Städte müssen vor allem
nachhaltig wirtschaften.

Sie müssen wirtschaftsfreund-
lich sein und brauchen solide
Kommunalfinanzen. Die Fi-
nanzplanung sollte so ausgelegt
werden, dass die Schulden wirt-
schaftlich verkraftbar bleiben.
Insgesamt sollte über mehrere
Jahre betrachtet die Schulden-
quote (Schulden zu BIP) nicht
über ein Prozent hinausgehen.

4. Städte sollten nur dort
wirtschaftlich tätig wer-

den, wo sie Aufgaben nachhaltig
besser erledigen können als pri-
vate Unternehmen. Dazu sollten
die Städte eine umfassende Be-
standsaufnahme über ihre wirt-
schaftlichen Tätigkeiten vorle-
gen und den Grund für ihr öf-
fentliches Engagement angeben.
Das deckt Privatisierungspoten-
ziale auf. Direkte Engagements
der Städte könnten durch Beauf-
tragung und Zuschüsse ersetzt
werden. DK

Musterstadt der Zukunft...Bezirke reformieren
Offene Behindertenarbeit

Lebensqualität steigern und stationäre
Unterbringung verhindern

Mehr als 570.000 Menschen mit Behinderung in Bayern haben
ein Recht auf ein möglichst selbst bestimmtes Leben und auf
Teilhabe in der Gesellschaft. Besondere Bedeutung haben für sie
dabei Freizeit-, Bildungs- und Begegnungsmaßnahmen sowie
Hilfen für Familien, die Menschen mit Behinderung zu Hause
betreuen. „Mit diesenAngeboten der Offenen Behindertenarbeit
(OBA) kann es gelingen, stationäre Unterbringungen zu vermei-
den oder möglichst lange zu verzögern“, stellt Manfred Hölzlein,
der Präsident des Verbandes der bayerischen Bezirke, fest.

Die Bezirke, die die OBA zum
1. Januar 2008 von den Städten
und Landkreisen übernommen
hatten, reformierten diesen Be-
reich grundlegend. Eine bayern-
weit einheitliche Struktur stellt
nun sicher, dass Menschen mit
Behinderungen in allen Landes-
teilen umfangreiche Leistungen
der OBA erhalten. An die Stelle
von sechs verschiedenen Richtli-
nien, deren Unübersichtlichkeit
auch der Bayerische Oberste
Rechnungshof gerügt hatte, ist
nun eine Förderrichtlinie getreten.

Keine Defizite in der
Versorgungsstruktur mehr

„Defizite in der Versorgungs-
struktur gehören jetzt ebenso
der Vergangenheit an, wie das

Regelungswirrwarr“, betont Hölz-
lein. Um die Leistungen von
Menschen mit Behinderungen
optimal zu ermöglichen, hätten
die Bezirke 14 Millionen Euro
mehr zur Verfügung gestellt.
„Wir sehen es als eine wichtige
Aufgabe an, mehr Personal zu
fördern und dabei vor allem die
Leistungen der Familienbetreu-
ung zu stärken“, sagt der Ver-
bandspräsident. Im Vordergrund
stehe die „erhebliche Steige-
rung der Lebensqualität von
Menschen mit Behinderungen
durch OBA-Leistungen“.

Besonderes Lob erhielten von
Hölzlein die Dienste der Offenen
Behindertenarbeit, die sich bereit
erklärt haben, im Wege von Ko-
operationen die Angebotspalette
wesentlich auszuweiten. �

„Unermüdlicher und kluger Kämpfer“...

Anlass zur Hoffnung
Bayerns Ministerpräsident

Horst Seehofer hat die aktu-
elle Entwicklung am bayeri-
schenArbeitsmarkt als solide
Ausgangsbasis für die näch-
sten Monate bezeichnet.

„Eine aktuelle August-Ar-
beitslosigkeit von unter fünf
Prozent in Bayern belegt, dass
der bayerische Arbeitsmarkt
trotz der allgemeinen Schwie-
rigkeiten in guter Verfassung
ist. Es ist ein Erfolg, dass es so-
gar in der Wirtschaftskrise ge-
lungen ist, den Vorsprung Bay-
erns als das Land mit der besten
Arbeitsmarktlage auszubauen.
Darauf ausruhen darf sich jetzt
aber niemand“, sagte Seehofer.

Er würdigte ausdrücklich
auch das Bemühen vieler Un-
ternehmen, trotz schwieriger
Wirtschaftslage die Durst-
strecke zusammen mit ihren
Mitarbeitern durchzustehen.
Seehofer: „An gut ausgebil-
deten Arbeitskräften festzu-
halten und alle arbeitsmarkt-
politischen Instrumente, allen
voran das Kurzarbeitergeld,
zu nutzen, ist ein Zeichen der
gesamtgesellschaftlichen Ver-
antwortung. Sie ist aber auch
ein Akt purer ökonomischer
Vernunft um im beginnenden
Aufschwung wieder kraftvoll
durchstarten zu können.“ �
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Infrakredit Kommunal
Wasserversorgung | Abwasserentsorgung | Verkehrsinfrastruktur | Touristische Infrastruktur | Energieeinsparung

Damit machbar wird, was denkbar ist.

Der Infrakredit Kommunal der LfA Förderbank
Bayern – beste Konditionen für Kommunen
Die Attraktivität des Wirtschaftsstandorts Bayern zu stärken und zu
fördern, ist unser Ziel. Daher bieten wir für Kommunen, kommunale
Eigenbetriebe und Zweckverbände den Infrakredit Kommunal an – in
Kooperation mit der KfW Förderbank. Wir finanzieren kommunale
Investitionen mit stark zinsverbilligten Krediten. Besuchen Sie uns im
Internet unter www.lfa.de oder rufen Sie unsere Spezialisten an unter
089 / 2124 -2262. Gerne geben wir Ihnen detaillierte Auskünfte.

Auch für
energiesparende

Sanierungen

Deutschland baut auf den Mittelstand.
Der Mittelstand baut auf uns – gerade
in schwierigen Zeiten.

Sparkassen-Finanzgruppe

Unser Geschäftsmodell ist einfach, stabil und wirkungsvoll: Wir machen Finanzgeschäfte,

die wir verstehen, mit Menschen und Unternehmen, die wir kennen. So sind wir mit weitem

Abstand zum wichtigsten Finanzpartner der Unternehmen in Deutschland geworden. Auch in

schwierigen Zeiten stehen wir zu unserer Verantwortung und bleiben ein verlässlicher Partner. Die

Sparkassen und ihre Verbundpartner haben insgesamt 450 Mrd. Euro an Firmenkrediten

ausgereicht. Und im laufenden Jahr haben wir die Kreditvergabe an den Mittelstand nochmals

deutlich gesteigert.

Dem Wohlstand ihrer Region und den dort lebenden Menschen verpflichtet: die Sparkassen.

en guten Bankberater?“

arbuch heute noch sicher?“
„Wo bekomme ich eine „Mit welcher Anlagestrategie erziele ich die beste Rendite?“

?“ faire Beratung?“ „Wird sich der Finanzsektor wieder erholen?“
und unter meinem
am sichersten?“

wieder eine gute Rente?“

„Welche Anlageform ist für mich am besten?“

„Wie kann ich die Finanzkrise umgehen?“

ch mit meiner Altersvorsorge um?“
inen guten Bankberater?“ „Wird sich der Finanzsektor wieder erholen?“

Geld auch in 20 Jahren noch was wert?“

Fragen zur Finanzwirtschaft?

Wir helfen Ihnen gern –

in Ihrer Sparkasse oder online
unter

www.gutfuerdeutschland.de

Gut für Sie – und gut für Deutschland.

Gratulanten und Gastgeber beim l75. Jubiläum der Kreis- und Stadtsparkasse Dillingen
(v. l.): der Präsident des Sparkassenverbandes Bayern, Dr. Siegfried Naser, Oberbürgermeister
Frank Kunz, Vorstandsvorsitzender Thomas Schwarzbauer, die Chefredakteurin der
„Bayerischen Gemeindezeitung“, Anne-Marie von Hassel, Landrat Leo Schrell, Bürger-
meisterin Hildegard Wanner (Höchstädt), Professor Dr. Peter Bofinger, Vorstand Josef Holz-
mann und IHK-Vizepräsident Walter Berchtenbreiter. Text und Bild: -jdt-

Festakt zum l75. Jubiläum der Kreis- und Stadtsparkasse Dillingen:

„Noch nie waren Sparkassen
so wertvoll wie heute“

Präsident Dr. Siegfried Naser: „Auch erfolgreich in der Krise“
Landrat Schrell: „Leben im Landkreis positiv mitgeprägt“

Dillingen - Mit hoherAnerkennung gewürdigt wurden Leistungs-
stärke, erfolgreiche Geschäftspolitik, Heimatnähe, kommunale
Verwurzelung und besondere Unternehmenskultur der Kreis-
und Stadtsparkasse Dillingen bei ihrem l75. Jubiläum im Stadt-
saal Dillingen. An der Spitze vieler Gratulanten standen der Prä-
sident des Sparkassenverbandes Bayern, Dr. Siegfried Naser, und
Professor Dr. Peter Bofinger, Mitglied des „Sachverständigenra-
tes zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung“
(Fünf Weisen). Dr. Naser betonte: „Das Modell der kommunalen
gemeinnützigen Sparkasse in rechtlicher und wirtschaftlicher Ei-
genständigkeit hat sich im Stresstest der Weltfinanzkrise als rich-
tig und stabil erwiesen.“

Von starkem Beifall begleitet
hob Professor Dr. Bofinger her-
vor: „Noch nie waren Sparkassen
so wertvoll wie heute“.

Dynamische Entwicklung

Der Vorstandsvorsitzende der
Kreis- und Stadtsparkasse Dil-
lingen, Thomas Schwarzbauer,
stellte mit Blick auf die Geschich-
te der Sparkasse deren überaus
dynamische Entwicklung „von
der Idee einer Ersparniskasse zu
einem modernen Universalkredit-
institut“ heraus. Unter Hinweis
auf das von Krisen begleitete in-
ternationale Finanzsystem böten
die Sparkassen Orientierung in ei-
nem schwierigen Umfeld. Sie sei-
en für mittelständische Unterneh-
men und Privatkunden verlässli-
che Partner zur Bewältigung der
Krisen und der treibende Faktor
für eine nachhaltige positive
Entwicklung darüber hinaus.
Schwarzbauer fügte hinzu: „Was
‘Global Player’ im Finanzwesen
selbstverschuldet nicht mehr lei-

sten können, wird von den Spar-
kassen durch ihr grundsolides
Geschäftsmodell garantiert. Für
unsere mittelständischen Unter-
nehmen gibt es keine Kredit-
klemme. Jede wirtschaftlich sinn-
volle und finanzwirtschaftlich
tragfähige Investition wird wie eh
und je finanziert“.

Spitzenposition

Thomas Schwarzbauer hob die
Spitzenposition hervor, die die
Kreis- und Stadtsparkasse unter
den 75 bayerischen Sparkassen
in wichtigen Geschäftsfeldern
mehrfach einnehme: vom Rang 1
im Auslandsgeschäft bis zu zwei-
mal auf dem dritten Rang und
einmal siebtplatziert.

Landrat Leo Schrell, Vorsitzen-
der des Verwaltungsrates der
Kreis- und Stadtsparkasse, stellte
fest, die Popularität der Institution
in der Bevölkerung sei die „Folge
einer Geschäftspolitik mitAugen-
maß“. Von Anfang an habe im
Vordergrund die Aufgabe gestan-

den, nicht mit riskanten Manö-
vern den Gewinn zu maximieren,
sondern „mit dem anvertrauten
Geld das Wohl der Stadt und des
Landkreises zu fördern“. Schrell:
„Wie kaum eine andere Einrich-
tung repräsentiert die moderne
Kreis- und Stadtsparkasse mit
ihren 30 Geschäftsstellen die Ein-
heit des heutigen Landkreises
Dillingen... Sie hat das Leben im
Landkreis positiv mit geprägt.“

„Hände weg von
kommunalen Sparkassen“

Sparkassenverbandspräsident
Dr. Naser beleuchtete in seinem
Grußwort Fehlentwicklungen im
internationalen Finanzsystem.
Vor diesem Hintergrund werde in
den kommenden zehn Jahren nie-
mand mehr ernsthaft nach Pri-
vatisierung oder Vertikalisierung
der Sparkassen rufen können.
„Und wenn wir, die bayerischen
Sparkassen, auf die vergangenen
zehn Jahre zurückblicken, ist das
eine ganz wesentliche Botschaft:
Regionalität, Dezentralität, kom-
munale Trägerschaft, die recht-
lich und wirtschaftlich selbständi-
ge Sparkasse - das ist das Erfolgs-
modell in der Krise. Deshalb:
Hände weg von den kommunalen
Sparkassen, den Sparkassen der
Bürgerinnen und Bürger!“

Naser verwies u. a. darauf, dass
die bayerischen Sparkassen die
Finanzierung des Mittelstandes
und des Handwerks angesichts

deren herausgehobener Bedeu-
tung für die Gesamtwirtschaft
deutlich ausgeweitet hätten. Die-
ser Trend setze sich 2009 fort, mit
dem Anstieg der Kreditzusagen
um 6,7 Prozent und der Auszah-
lungen um 6,2 Prozent. Froh sei
man bei den bayerischen Spar-
kassen, so Naser, über die kom-
munalen Eigentümer. Unter Bei-
fall merkte er an: „In den Kern-
Bedürfnissen der Bürger in Bay-
ern sind die Sparkassen der erste
und vertraute Ansprechpartner...
All dies macht die Nummer 1 in
Bayern aus... mit 73.000 Mitar-
beitern in über 2500 Filialen.“

Flächenbrände

Mit dem Thema „Elemente für
ein stabileres Finanzsystem“ be-
schäftigte sich Professor Dr. Bo-
finger (Universität Würzburg). Er

beleuchtete die Hintergründe der
von den USA ausgehenden Kri-
sen, mit falscher Geldpolitik und
extrem niedrigen Zinsen in den
Jahren 2003 bis 2004 und ver-
hängnisvollen Lockvogel-Ange-
boten. Brandherde hätten sich zu
Flächenbränden entwickelt, bis
hin zum l5. September 2008 mit
dem „Lehman-Tsunami“.

Die Politik habe, so registrierte
Bofinger, zu spät reagiert. Positiv
könne gewertet werden, dass der
Abwärtstrend gestoppt sei. Aller-
dings müsse man sich darauf ein-
stellen, dass der Aufschwung nicht
so schnell einkehren werde wie er-
hofft. Eine Kreditklemme werde es
nur bei den Großbanken geben.
Der Festredner zeigte auf, wie wir-
kungsvolleSäulen fürein stabileres
Bankensystem geschaffen werden
könnten, mit einer entscheidenden
Vorreiterrolle der Sparkassen.

Vorstand Josef Holzmann ver-
wies auf die starke Verankerung
der Dillinger Kreis- und Stadtspar-
kasse in der Heimat. Der Vizeprä-
sident der IHK Schwaben, Walter
Berchtenbreiter, berichtete als sehr
erfolgreicher Dillinger Unterneh-
mer von der beispielgebenden
Förderung durch das Jubiläumsin-
stitut.

Reich bebilderte
Dokumentation

Zum Abschied gab es für jeden
Teilnehmer am Festakt die reich
bebilderte Dokumentation „175
Jahre Kreis- und Stadtsparkasse
Dillingen a. d. Donau - Historie
und Leistungsreport 2008“. Die
Konzeption war dem wenige Wo-
chen vor dem Jubiläum unerwar-
tet gestorbenen Gert von Hassel
(Geretsried) zu verdanken. �



AUS DER S-FINANZGRUPPE6 GZ10. 09. 2009

5. Kommunalforum der Sparkasse Mittelfranken-Süd:

Optimistischer Blick
in die Zukunft

Beim 5. Kommunalforum der Sparkasse Mittelfranken-Süd für
Landräte, Bürgermeister, Kämmerer oder sonstige Funk-
tionsträger der Städte und Gemeinden aus dem Landkreis Roth,
dem Altlandkreis Weißenburg und der Stadt Schwabach stan-
den die Themen „Kommunale Finanzen in Zeiten der Krise“
und „Stiftergemeinschaft der Sparkasse Mittelfranken-Süd -
Chancen für Kommunen“ auf dem Programm.

Nach der Begrüßung durch
den Vorstandsvorsitzenden der
Sparkasse Mittelfranken-Süd,
Matthias Nester, führte Landrat
Herbert Eckstein als Verwal-
tungsratsvorsitzender der Spar-
kasse Mittelfranken-Süd in sei-
nem Grußwort zum Thema der
derzeitigen kommunalen Finan-
zen hin, wobei er anmerkte,
„dass wir nicht ständig von einer
Krise sprechen sollen, nachdem
wir in diesem Bereich mittler-
weile ein sehr hohes Niveau er-
reicht haben“. Er appellierte an
alle, das Jammern nicht zu über-
treiben, sondern optimistisch in
die Zukunft zu blicken.

Steuerarten und Volumina

Als erster Referent sprach Dr.
Johann Keller, Direktor beim
Bayerischen Gemeindetag, vor
den Vertretern der Kommunen
zum Thema „Kommunale Fi-
nanzen in Zeiten der Krise“. Er
zeigte die verschiedenen Steuer-
arten und einzelnen Volumina
sowie die Entwicklung der Ge-
samtsteuereinnahmen der baye-
rischen Städte und Gemeinden
über die Jahre auf. Sie ent-
wickelten sich von knapp 9 Mrd.
Euro im Jahr 1999 auf über
13 Mrd. Euro im Jahr 2008.
Hauptanteile an den Steuerein-
nahmen der Gemeinden sind die
Gewerbesteuer und der Anteil an
der Einkommensteuer.

‘Gute Jahre’2007 und 2008

Die Gesamteinnahmen der
bayerischen Gemeinden betru-
gen im Jahr 1999 über 22 Mrd.
und erreichten im Jahr 2008 et-
was über 28 Mrd. Die Gesamt-
ausgaben von knapp 22 Mrd.
Euro im Jahr 1999 entwickelten
sich auf 26,5 Mrd. im Jahr 2008.
Speziell im Jahr 2007 und 2008
kann man von „guten Jahren“ für
die Kommunen sprechen.

Aufgrund der wirtschaftlichen
Entwicklung gegen Ende des
Jahres 2008 ist jetzt erkennbar,
dass die Steuereinnahmen bei
der Gewerbesteuer bereits ab
dem IV. Quartal 2008 sinken und
diese Tendenz wohl bis Ende
2009 anhalten wird. Insgesamt
wird ein Rückgang von ca. 20 %
bei der Gewerbesteuer für das

Jahr 2009 erwartet. Die Einnah-
men aus der Einkommensteuer
dürften sich im Jahr 2009 um
6 % verringern, wobei ein grö-
ßerer Einbruch in diesem Be-
reich erst im Jahr 2010 zu er-
warten ist. Diese zu erwarten-
den Mindereinnahmen können
eventuell durch Gegenmaßnah-
men wie Anpassung der Hebe-
sätze usw. ausgeglichen wer-
den, aber Keller wies darauf
hin, dass der Einsatz dieser Mit-
tel wegen der jeweiligen Außen-
wirkung sehr wohl überlegt
werden sollte.

Auf Nachhaltigkeit
der Investitionen achten

Durch die Gestaltung von In-
vestitionen kann auf diese Ten-
denzen reagiert werden, wobei
vor allem auf die Nachhaltigkeit
der Investitionen und der In-
vestitionen als Konjunkturmotor
durch das Konjunkturpakt II ge-
achtet werden sollte. Ebenso
sollten Investitionen im Energie-
bereich, z. B. Solarparks, ange-
dacht und konsequent verfolgt
werden.

Keller empfahl bei der Finan-
zierung der Investitionen an die
Überschüsse im Verwaltungs-
haushalt zu denken, eine Entnah-
me der Rücklagen soweit vorhan-
den vorzunehmen und bei den
Kreditaufnahmen sich die derzeit
günstige Zinssituation zu sichern.
Hier kann speziell die Sparkasse
als Partner für die Kommunen
sehr gute Dienste leisten und bera-
tend zur Seite stehen.

Stifterstudie

Als zweiter Referent widmete
sich Dieter Weisner von der Re-
gionalKonzept GmbH Fürth dem
Thema Stiftungen. Er zeigte die
Potentiale für Stiftungen (37 %
aller Bürger können sich vorstel-
len, eine Stiftung zu gründen
bzw. 44 % der höheren sozialen
Klassen wären zur Stiftungs-
gründung bereit) und die Ergeb-
nisse der Stifterstudie der Ber-
telsmann Stiftung vom April
2005 auf. Zum 1. Januar 2007
wurden die rechtlichen Rahmen-
bedingungen für Stifter und Stif-
tungen entscheidend verbessert.
Dies wurde an einem Beispiel

mit den verbesserten steuerli-
chen Wirkungen aufgezeigt. Be-
reits ab 25.000 Euro kann sich
jedermann mit seiner Stiftung als
Treuhandstiftung in der Stifter-
gemeinschaft der Sparkasse Mit-
telfranken-Süd engagieren. Für
Kommunen ist dies bereits ab
10.000 Euro möglich. Speziell
für sie wurde das Stiftungskon-
zept für kommunale Projekte
aufgezeigt.

Vorteile für die Kommunen

Als Vorteile ergeben sich dar-
aus für die Kommunen eine
schnelle Projektrealisierung, ei-
ne private Projektsteuerung durch
die Stiftung, eine Verkürzung der
Entscheidungswege durch ein
Kuratorium und eine Entlastung
der Kommune über Zuwen-
dung Dritter. Bei Auflösung der
Stiftung fällt das Vermögen an
die Kommune zurück. Als be-
sonderes Schmankerl wurde die
Realisierung von Photovoltaik-
anlagen auf kommunalen Dä-
chern als Alternative zur Eigen-
realisierung durch die Kommune
aufgezeigt. Der Bau von PV-An-

lagen auf den eigenen Dächern
ohne Neuverschuldung im Haus-
halt, die Vorbildfunktion der
Kommune im Klimaschutz so-
wie der Zufluss überschüssiger
Erträge der gemeinnützigen Stif-
tung und die damit verbundenen
möglichen Perspektiven wurden
als Vorteile für die Kommunen
deutlich herausgestellt.

Kontaktmöglichkeiten

In seinem Schlusswort stellte
der Vorstandsvorsitzende der
Sparkasse, Matthias Nester, her-
aus, dass die Sparkasse gerade in
diesem Themenkomplex sehr
gut aufgestellt ist und über den
Kommunalkundenbetreuer der
Sparkasse Mittelfranken-Süd
Bruno Werzinger sehr gute Kon-
taktmöglichkeiten bestehen, das
vorhandene Wissen und die
Kompetenz im Sparkassenver-
bund in die Kommunen zu trans-
portieren. Er wünschte sich, dass
davon reger Gebrauch gemacht
wird.

In der Pause und beim Mit-
tagsimbiss standen neben den
Referenten weitere Experten der
Verbundpartner der Sparkasse
zum Informationsaustausch zur
Verfügung, was auch intensiv
genutzt wurde. Das Kommunal-
forum machte wieder deutlich,
was die Sparkasse mit Hilfe ihrer
Verbundpartner bei der Betreu-
ung von Kommunen alles leisten
kann. �

Unser Foto zeigt die beiden Referenten Dr. Johann Keller
(2. v. r.) und Dieter Weisner (2. v. l.) mit den Vorständen der
Sparkasse Mittelfranken-Süd. ��

Kreissparkasse München Starnberg:

Von Krise keine Spur
In der ersten Hälfte dieses Jahres höhere Einlagen,

mehr Kredite und besseres Ergebnis

Die Kreissparkasse München Starnberg strotzt vor Selbstbe-
wusstsein, ohne dabei allerdings überheblich aufzutreten. Wenn
Anton Hummer, seit Mai Vorstandsvorsitzender, feststellt, „dass
in unserem Hause von Krise keine Rede sein kann“, vergisst er
nicht hinzuzufügen, „dass allerdings unser Geschäftsgebiet zu
den wirtschaftsstärksten Regionen im Bundesgebiet zählt, in de-
nen die Krise kaum spürbar wird.“ Vor diesem Hintergrund
wird es verständlich, dass das Institut im ersten Halbjahr 2009
sowohl die Einlagen als auch die Kreditausreichungen im Ver-
gleich zum zweiten Halbjahr 2008 steigern konnte.

Allerdings sind die regionalen
Gegebenheiten nicht die einzige
Ursache des Erfolges. Die Kreis-
sparkasse spüre – vielleicht noch
stärker als der Durchschnitt der
Sparkassen – das ungebrochene
Vertrauen der Bürger in die Mar-
ke Sparkasse. Langjährige wie
auch neue Kunden wüssten die
Vorteile des Geschäftsmodells
der Sparkassen zu schätzen. Sie
honorierten die Einbettung in die
lokale Struktur, den Verzicht auf
Gewinnmaximierung und die
Förderung von Kunst, Kultur
und Sport, sagte Hummer. Und
sie vertrauten auf die persönliche
und kompetente Beratung. Die
Sparkassen-Finanzgruppe werde
nach wie vor als sicherer Hafen
für Kundengelder angesehen.
Während Mitbewerber damit be-
schäftigt seien, die Auswirkun-
gen der Finanzmarktkrise zu ver-
arbeiten, sich auf die Realwirt-
schaft zurückzubesinnen und
sich um die Rückgewinnung der
Privatkunden bemühten, halte
der Imagegewinn der öffentlich-
rechtlichen Kreditinstitute, der
sich deutlich seit 2008 abzeich-
ne, weiter an.

Verlässlicher Partner

„Die Sparkassen bleiben“, so
Hummer, „im Kreditgeschäft ein
verlässlicher Partner, besonders
für den Mittelstand und das
Handwerk. Wir helfen durch
Ausweitung von Kreditzusagen
dort, wo andere Banken sich
zurückziehen.“ Die heftige Kri-
tik der Bundesregierung an der
zögerlichen Kreditvergabe kön-
ne nicht für die Sparkassen gel-
ten. Die von den Sparkassen in
Bayern ausgereichten Kredite
hätten 2008 um 10 Prozent auf
8,3 Milliarden Euro zugelegt.
Und in den ersten Monaten die-
ses Jahres habe sich dieser Trend

mit einem Plus von 6,7 Prozent
weiter fortgesetzt. Davon seien
allein 160 Millionen Euro an
Existenzgründer gegangen, wo-
mit Tausende neuer Arbeitsplät-
ze geschaffen worden seien. Die
Kreissparkasse selbst habe 80
Existenzgründungen mit einem
Volumen von 7,5 Millionen Eu-
ro (einschließlich öffentlicher
Fördermittel) gefördert, womit
150 Arbeitsplätze geschaffen
worden seien. „In unserem Ge-
schäftsgebiet ist ein Trend zur
Selbstständigkeit zu verzeich-
nen“, stellte der Sparkassenchef
fest. Auch diese zeige, dass die
Sparkassen ein wichtiger Stabi-
litätsfaktor für die deutsche Wirt-
schaft seien.

Orientierung am Kunden

Die kanadische Rating-Agen-
tur „Dominion Bond Rating Ser-
vice (DBRS)“ hat zum zweiten
Mal das erfolgreiche Geschäfts-
modell der Sparkassen mit seiner
starken Orientierung an den Be-
dürfnissen der Kunden durch ein
Rating mit der Note A (high) für
langfristige Verbindlichkeiten
und mit der Note R-1 (middle)
für kurzfristige Verbindlichkei-
ten bestätigt. Dies sei, so Hum-
mer, vor dem Hintergrund der
Finanzkrise ein beachtlicher Er-
folg. Die Kreissparkasse habe
sich einem Einzelrating gestellt
und dabei die gleichen Ergebnis-
se erzielt.

Bei den Kundeneinlagen konn-
te sich die Kreissparkasse Mün-
chen Starnberg erfolgreich ge-
gen den Trend der Einlagenab-
flüsse bei den bayerischen Spar-
kassen stemmen. Die Kunden-
einlagen erhöhten sich nach dem
Rekordwachstum des vergange-
nen Jahres um 6,3 Prozent auf
jetzt gut 6 Milliarden Euro. „Da-
mit liegen wir bei der Geldver-

mögensbildung auf Platz 1 in
Bayern“, stellte Hummer fest.
Ursache hierfür sei auch, „dass
wir den Zinsrückgang an den
Geld- und Kapitalmärkten nur
sehr zurückhaltend an unsere
Kunden weitergegeben haben.“
Das größte Wachstum verzeich-
neten täglich fällige Gelder.

Kreditgeschäft

Auch im Kreditgeschäft konn-
te die Kreissparkasse seit Jahres-
beginn deutlich zulegen. Die
Ausleihungen stiegen um 3,8
Prozent auf insgesamt 4,53 Mil-
liarden Euro. Besonders stark
wuchsen die Kredite im kurzfri-
stigen Bereich. Um 12 Prozent
auf 125 Millionen Euro nahmen
die Ausleihungen an Unterneh-
men zu. Hummer erkennt darin
die Zurückhaltung anderer Ban-
ken.

Erhöhte Finanzierungsan-
fragen gab es im Bauträger- und
Immobiliengeschäft, wo die
Neuzusagen um 57 Prozent über
dem Vorjahresniveau liegen.
Auch die Kredite für den priva-
ten Wohnungsbau nahmen um
1,2 Prozent zu. Insgesamt betru-
gen die Kreditneuzusagen im er-
sten Halbjahr 2009 knapp 550
Millionen Euro, was ein Plus
von 30 Prozent gegenüber den
420 Millionen Euro im ersten
Halbjahr 2008 bedeutet.

Wertpapiergeschäft

Im Wertpapiergeschäft ver-
hielten sich die Kunden im Be-
richtszeitraum sehr zurückhal-
tend, was den Umsatz um 27
Prozent schrumpfen ließ. Auch
der Verkauf von Lebens- und
Rentenversicherungen hat etwas
Dynamik verloren. Schwierig
dürfte es auch werden, die Ver-
mittlung von Bausparverträgen
adäquat fortzusetzen, nachdem
die Landesbausparkasse 2008
das zweitbeste Geschäft ihrer
Geschichte hatte. Andererseits
hat sich das Immobiliengeschäft
deutlich belebt, wie die 113 Ver-
mittlungen mit einem Volumen
von 33,2 Millionen Euro zeigen.
Hummer: „Im Großraum Mün-
chen kann das Angebot kaum die
Nachfrage befriedigen.“

Zusammenfassend stellte Hum-
mer fest, die Kreissparkasse sei
mit dem bisherigen Verlauf des
Geschäftsjahres 2009 sehr zu-
frieden. Das Betriebsergebnis

vor Bewertung (möglicher Ri-
siken) liege mit 65 Millionen
Euro vor Steuern bzw. 0,89
Prozent der durchschnittlichen
Bilanzsumme (DBS) deutlich
über dem Vorjahresergebnis,
vor allem dank der Verbesse-
rung der Zinsspanne. Voraus-
sichtlich werde auch der Jahre-
süberschuss für 2009 im Ver-
gleich zum Vorjahr deutlich
positiver ausfallen, da keine
erhöhten Kreditrisiken zu sehen
seien.

Wie stark sich die Kreisspar-
kasse einschätzt, geht daraus
hervor, dass sie, sollten weitere
Belastungen aus einer neuen Un-
ternehmensbewertung der Baye-
rischen Landesbank (BLB) ent-
stehen, diese aus dem operativen
Ergebnis tragen könne. Aber bis
jetzt seien auch keine neuen Be-
lastungen zu sehen. Im übrigen
gehe man davon aus, dass es bei
der bewährten Kooperation der
BLB mit den Sparkassen bleibe.

Die Talsohle ist erreicht

Bei der Kreissparkasse folgt
man der Deutschen Bundesbank
bei der Einschätzung, dass der
Abschwung gebremst und die
Talsohle erreicht ist. Größte
Stütze seien der private Kon-
sum, der von einer rückläufigen
Inflation getragen werde. Außer-
dem zeigten die Konjunkturm-
aßnahmen der Bundesregierung
deutliche Wirkung. Da auch der
Ifo-Geschäftsklima-Index die
Erwartungen der Volkswirte
übertroffen und die Industrie im
Mai mit 4,4 Prozent das größte
Auftragsplus seit fast zwei Jah-
ren verzeichnet habe, blicke die
Kreissparkasse nicht mehr so
skeptisch in die Zukunft wie zu-
vor. „Möglicherweise geht diese
Wirtschaftskrise an den Bürge-
rinnen und Bürgern unseres Ge-
schäftsgebietes teilweise vor-
bei“, stellte Hummer hoffnungs-
voll fest.

Gleichwohl rechne das Insti-
tut für die zweite Jahreshälfte
mit einem geringerem Wachs-
tum und steigenden Kreditrisi-
ken, „auf die wir aber gut vorbe-
reitet sind“. Als größtes Kredit-
institut im Geschäftsgebiet blei-
be man dem öffentlichen Auf-
trag, nämlich der kreditwirt-
schaftlichen Versorgung der
Bürger und Unternehmen der
Region und der Förderung der
Kommunen verpflichtet. dhg.

BayernLB begibt 1 Mrd.
Euro Jumbo-Pfandbrief

BayernLB-Jumbo stößt auf reges
Investoreninteresse – Anleihe vierfach überzeichnet

München – Die BayernLB hat am 27. August 2009 die
Bücher für einen Öffentlichen Jumbo-Pfandbrief mit acht-
jähriger Laufzeit geöffnet. Das Papier, das von den Häu-
sern BayernLB, BNP Paribas, Commerzbank und DZ
Bank an den Markt gebracht wird, wurde zunächst mit
einem Vermarktungs-Spread von Swapmitte bis plus 22
Basispunkte angeboten.

Die Bücher konnten bereits nach kurzer Vermarktungsperi-
ode bei vierfacher Überzeichnung rasch geschlossen werden.
Die endgültige Re-offer Rendite wurde dann bei Swapmitte
plus 19 Basispunkten festgelegt. Das Papier hat einen Issue/Re-
offer-Kurs von 99,518 Prozent. Damit konnte der Vermark-
tungs-Spread noch unterhalb der anfänglichen Preisspanne fi-
xiert werden. Die festverzinsliche Emission wird am 4. Sep-
tember 2017 fällig, die Notierung erfolgt an der Börse Mün-
chen. Die Valutierung des Jumbo-Pfandbriefes ist für den 4.
September 2009 vorgesehen. Der Kupon liegt bei 3,375 Pro-
zent p.a..

Die ausstehenden Pfandbriefe der BayernLB genießen von
den Rating Agenturen Moody’s und Fitch Ratings mit
AAA/AAA die jeweils bestmögliche Bonitätseinstufung. �

Höhere Eigenkapitalanforderungen
Gefahr für Kreditversorgung

Der Präsident des Deutschen
Sparkassen- und Giroverban-
des, Heinrich Haasis, hat die
Verantwortung der deutschen
Kreditwirtschaft für eine si-
chere Kreditversorgung unter-
strichen.

„Ausweislich der Bundes-
bankzahlen haben Sparkassen
und Landesbanken in den ersten
zwei Quartalen 2009 ihre Kre-
dite für Unternehmen und
Selbständige gegenüber den
Vorjahresquartalen deutlich ge-
steigert“. Auch künftig wollten
Sparkassen und Landesbanken
ihre Verantwortung wahrneh-
men und hätten dies auch beim

heutigen Spitzentreffen von
Bundesregierung und Wirt-
schaft zugesagt.

Haasis’ Kritik

Gleichzeitig kritisierte Haasis
die Planungen für undifferen-
zierte höhere Kreditanforderun-
gen auf internationaler Ebene.
„Es wäre falsch, bei denjenigen
die Spielräume zur Kreditverga-
be einzuschränken, die bisher
eine sichere Kreditversorgung
gewährleistet haben. Dies hätte
negative Auswirkungen auf die
Kreditversorgung für Wirtschaft
und Private“, sagte Haasis. �
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Handwerk erwartet im 2. Halbjahr
mehr kommunale Aufträge

Handwerkskammerpräsident Traublinger: „Steuerliche Abgabenlast rasch senken“

„Auch wenn das 2. Quartal 2009 durchwachsen war, erwarten wir,
dass sich die Handwerkskonjunktur in diesem Jahr besser ent-
wickelt als die Gesamtwirtschaft“, erklärte Handwerkskammer-
präsident Heinrich Traublinger, MdLa. D., bei der Vorstellung der
neuesten Konjunkturzahlen in München. Die niedrige Inflation las-
se den Verbrauchern mehr im Portemonnaie und auch die niedri-
gen Sparzinsen erleichterten die Entscheidung zum Konsum.

Die Umsätze der Handwerks-
betriebe in München und Ober-
bayern sanken im 2. Quartal
2009 im Vergleich zum Vorjahr
um nominal zwei Prozent auf
rund 7,8 Milliarden Euro. Im ge-
samten 1. Halbjahr 2009 wurden
nominal 13,8 Milliarden Euro
umgesetzt (minus drei Prozent
im Vergleich zum 1. Halbjahr
2008). Rechnet man die Preis-
steigerung heraus, steigt das Mi-
nus auf gut vier Prozent. Die
Kapazitätsauslastung verringer-
te sich im 2. Quartal 2009 ge-
genüber dem Vorjahreszeitraum
nur noch um einen Punkt auf 73
Prozent.

Höherer Auftragseingang

Eine leichte Besserung regi-
strierten die Betriebe beim Auf-
tragseingang: 26 Prozent der Be-
fragten verzeichneten eine stei-
gende Nachfrage, das sind vier
Prozentpunkte mehr als im 2.
Quartal 2008. Die Auftragsreser-
ven reichten im 2. Quartal 2009
noch für 5,6 Wochen (minus 0,2
Wochen im Vorjahresvergleich).

69 Prozent der befragten Be-
triebe in München und Oberbay-
ern bezeichneten ihre aktuelle
Lage als gut oder zufriedenstel-
lend. Das sind zwar gegenüber
dem Vorjahreszeitraum immer
noch fünf Prozentpunkte weni-
ger, doch im Vergleich zum 1.
Quartal 2009 kletterte der Index
um fünf Prozentpunkte. Verant-
wortlich dafür ist das Baugewer-
be. Dort waren drei von vier Be-
fragten mit der aktuellen Lage
zufrieden oder fanden sie „gut“.

Verhalten positive
Stimmung

Trotz explodierender Zulas-
sungszahlen ist die Stimmung
unter den Kfz-Betrieben eher
verhalten positiv. Gründe dürften
Rückgänge im Reparaturge-
schäft und beim Gebrauchtwa-
genhandel sein. Trotzdem erwar-
ten auch in den nächsten Mona-
ten 69 Prozent aller Betriebe,
dass die Geschäfte weiter gut
bzw. zufriedenstellend laufen
(minus fünf Prozentpunkte ge-
genüber dem Vorjahr). Aufgrund
der schwierigen wirtschaftlichen
Lage haben viele Unternehmen
ihre Investitionen vorerst auf Eis
gelegt. Sowohl die Investitions-
neigung (29 Prozent, minus ein

Prozentpunkt im Vergleich zum
Vorjahreszeitraum) als auch die
Ausgaben bewegten sich auf
schwachem Niveau. Insgesamt
wurden im 2. Quartal 2009 rund
214 Millionen Euro in die Anla-
gen von Handwerksbetrieben
gesteckt, fünf Prozent weniger
als noch vor Jahresfrist. Zusam-
mengerechnet flossen in den er-
sten sechs Monaten 384 Millio-
nen Euro (minus acht Prozent) in
Anlagen und Produktionsstätten.

Weniger Beschäftigte

Jeweils elf Prozent der befrag-
ten Betriebe stockten von April
bis Juni die Zahl ihrer Arbeits-
kräfte auf bzw. senkten die Be-
schäftigung. 78 Prozent hielten
den Bestand. Nach ersten Schät-
zungen waren Ende Juni 288.500
Personen in den Münchner und
oberbayerischen Handwerksbe-
trieben beschäftigt. Gegenüber
dem Vorjahreszeitraum entspricht
das einem Rückgang von einem
Prozent. Die Zahl der Hand-
werksbetriebe im Kammerbezirk
lag Ende Juni bei gut 71.000 und
damit im Vorjahresvergleich um
1,6 Prozent höher.

Sonderumfrage

„Für das Gesamtjahr 2009
rechnen wir in München und
Oberbayern mit einem nomina-
len Umsatzrückgang von bis zu
drei Prozent auf etwa 30,4 Milli-
arden Euro. Damit würde das
Handwerk aber immer noch
deutlich besser abschneiden als
die Gesamtwirtschaft. Die Zahl
der Beschäftigten dürfte sich im
Jahresmittel um rund ein Prozent
auf 288.000 Personen verrin-
gern“, berichtete Traublinger.
Wie die Kammer in einer Son-
derumfrage ermittelte, spüren 58
Prozent der Betriebe die Wirt-
schafts- und Finanzkrise (Region
München: 55 Prozent). Von einer
existenzbedrohenden Situation
für ihr Unternehmen berichten
bislang jedoch nur zwei Prozent.
Für das 2. Halbjahr 2009 setzt
das Handwerk vor allem auf die
Kommunen als Antriebsfeder.

Der Kammerpräsident: „Wir
erwarten, dass von den Sanie-
rungsprojekten überwiegend Be-
triebe des Ausbaugewerbes pro-
fitieren, die sich auf Wärmedäm-
mung, den Austausch von alten
Fenstern und die Installation von

Heizungs- und Solaranlagen
spezialisiert haben. Ich appellie-
re an die Kommunen, die Aufträ-
ge zügig zu vergeben und dabei
auch sachgerecht von den Er-
leichterungen bei Ausschreibung
und Vergabe Gebrauch zu ma-
chen, um das regionale Hand-
werk zu stärken!“

Kalte Progression beseitigen

Im Vorfeld der Bundestags-
wahl forderte der Kammerpräsi-
dent die Politik auf, die steuerli-
che Abgabenlast rasch zu sen-
ken. In einem ersten Schritt
müssten die kalte Progression
beseitigt und der sog. Mittel-
standsbauch im Tarifverlauf be-
gradigt werden, um vor allem
kleine und mittlere Einkommen
zu entlasten. Traublinger regte

weiter an, die Schwächen der
Unternehmenssteuerreform zu
beseitigen und die Ungereimt-
heiten der Erbschaftsteuerre-
form zu bereinigen. Der Präsi-
dent: „Die starre Lohnsum-
menklausel ist gerade in der
aktuellen Wirtschaftskrise für
viele Betriebe nicht einzuhal-
ten und muss deshalb ent-
schärft werden.“ Außerdem
fordert das Handwerk, den
Einkommensteuerbonus auf
bestimmte Handwerkerleistun-
gen auszubauen.

Traublinger: „Der maximale
Betrag, der von der Steuer abge-
zogen werden kann, sollte auf
4.000 Euro angehoben werden.
Damit wären die Handwerkerlei-
stungen mit den haushaltsnahen
Dienstleistungen gleich gestellt.
Außerdem fordern wir, dass der
ermäßigte Mehrwertsteuersatz
auch auf arbeitsintensive Dienst-
leistungen im Handwerk an-
gewendet wird. Diese Maßnah-
me wäre ein wichtiger Beitrag
zur Stärkung der Nachfrage und
zur Bekämpfung der Schwarzar-
beit.“ �

CSU-Positionen zur Bundestagswahl:

„Was unser Land jetzt braucht:
Einen starken Mittelstand“

„Der Mittelstand ist die Herzkammer unserer Wirtschaft“, er-
klärt Bundeswirtschaftsminister Karl-Theodor zu Guttenberg.
Der Mittelstand, Familienunternehmen, Handwerk und Freie Be-
rufe stehen für nachhaltiges Denken und solides Wirtschaften.
Bayerns mittelständische Unternehmen zeichnen sich durch ihre
enorme Standorttreue aus. Ziel der CSU ist deshalb, dem Mittel-
stand noch bessere Rahmenbedingungen zu schaffen.

Der CSU-Vorsitzende und
BayerischeMinisterpräsidentHorst
Seehofer betont, dass Bayerns
mittelständische Wirtschaft und
die CSU mit einer Stimme spre-
chen, wenn es darum geht, „die
besten Ausgangspositionen für
Wachstum, Innovation und Ar-
beitsplätze der Zukunft zu schaf-
fen“. Dabei hat die Steuerpolitik
Priorität: „Die CSU steht für eine
deutliche und umfassende Steuer-
entlastung des Mittelstands und
der Leistungsträger“, so Seehofer.
Die CSU fordert steuerliche Ent-
lastungen, die den Betrieben hel-
fen, die Krise durchzustehen. Dies
sichert Arbeitsplätze und neues
Wachstum.
Einkommensteuer senken

Die CSU will, dass sich Lei-
stung wieder mehr lohnt. Arbeit-
nehmern, Familien und Mittel-
stand muss mehr Netto vom Brut-
to bleiben. „Wir werden schlei-
chende Steuererhöhungen allein
aufgrund des Tarifverlaufs (‘Kalte
Progression’) spürbar abmildern.
Wir haben im gemeinsamen Re-
gierungsprogramm mit der CDU
Entlastungen bei der Lohn- und
Einkommensteuer festgeschrie-
ben und vereinbart, dass diese
Entlastungen in zwei Schritten er-
folgen sollen.“

Gerade mittelständische Perso-
nenunternehmen, also Einzelunter-
nehmer und Personengesellschaf-
ter mit mehreren Beschäftigten
profitieren davon. Denn sie zahlen
auf ihren Unternehmensgewinn
Einkommensteuer. Die CSU hält
daran fest, dass diese beiden
Schritte bereits 2011 und 2012 um-
gesetzt werden. Auf Druck der
CSU wurden bereits rückwirkend
zum 1. Januar 2009 der Eingangs-
steuersatz gesenkt und der steuerli-
che Grundfreibetrag erhöht. Zum
1. Januar 2010 werden die Bürger
um weitere rund 10 Mrd. Euro ent-
lastet. Denn dann greift die bessere
steuerliche Berücksichtigung der
Beiträge zur Kranken- und Pflege-
versicherung.
Erbschaftsteuer ändern

Die CSU wird das im Kompro-
miss mit der SPD beschlossene
Erbschaftsteuerrecht ändern. Ge-
rade in einer Zeit erheblicher wirt-
schaftlicher Ungewissheiten und
dramatischer Veränderungen müs-
sen vor allem im Interesse der mit-
telständischen Familienunterneh-
men die beschlossenen Lohnsum-
menregeln und Behaltfristen ge-
ändert werden. Dazu gehört zu-
dem eine praxistaugliche Neuab-

grenzung zwischen Betriebs- und
Verwaltungsvermögen.
Unternehmensteuernachbessern

Die Unternehmensteuer muss
nachgebessert werden, damit ein-
zelne Regeln nicht krisenver-
schärfend wirken. Das betrifft vor
allem den Wegfall des steuerli-
chen Verlustvortrags von Kapital-
gesellschaften und die gewerbe-
steuerliche Hinzurechnung bei
Immobilien. Auch die derzeitige
Zinsschrankenregelung als typi-
sche Substanzbesteuerung muss
wieder entfallen. Als Sofortmaß-
nahme zur Entlastung des Mittel-
standes muss die Grenze für ge-
ringwertige Wirtschaftsgüter wie-
der angehoben werden.
DegressiveAbschreibung wieder
einführen

Insbesondere in Ballungsräu-
men wie München wird bezahlba-
rer Wohnraum knapper. „Wir wol-
len, dass Investoren dort bezahl-
baren Wohnraum schaffen, wo er
gebraucht wird. Wir treten des-
halb für die befristete Wiederein-
führung einer degressiven Ab-
schreibung für Neubauten von
Mietswohnungen ein. Vorausset-
zung ist, dass hierfür finanzielle
Spielräume vorhanden sind.“
Faire Wettbewerbschancen bei
Mehrwertsteuerbelastung

„Wir wollen bei der Mehrwert-
steuer nicht mehr zeitgemäße und
den Wettbewerb verzerrende Bela-
stungswirkungen korrigieren. Un-
ser Mittelstand braucht mehr Wett-
bewerbsgerechtigkeit in Europa.“
Die CSU setzt sich für einen niedri-
geren Mehrwertsteuersatz für ar-
beitsintensive Dienstleistungen ein.
Im Hotel- und Gaststättengewerbe
soll der ermäßigte Mehrwertsteuer-
satz (7 Prozent) gelten.
Kreditklemme vermeiden

Der Mittelstand darf nicht mit-
ten in der Wirtschafts- und Fi-
nanzmarktkrise in eine Kredit-
klemme geraten. Die CSU fordert
eine ausreichende Kreditvergabe
der Banken und damit Liquidität
für die Wirtschaft. „Wir drängen
mit Nachdruck auf gesetzliche
Vorgaben bei der Kreditvergabe,
die bei zukunftsfähigen Unter-
nehmen nicht krisenverschär-
fend wirken.“ Die CSU-Wirt-
schaftskommission schlägt eine
„Finanzierungsinitiative Bay-
ern“ vor. Hierbei sollen private,
genossenschaftliche und kom-
munale Kreditinstitute sowie die
LfA und KfW die Finanzierung
von Unternehmen auch in Pro-
blemfällen sichern. �

Finanzstaatssekretär Franz Josef Pschierer:

Der Kreditklemme
vorbeugen!

„Die Diskussion der letzten Wochen zum Thema Kreditklemme
zeigt eines: Es geht darum, erst gar keine Klemme entstehen zu
lassen und entsprechenden Ängsten durch Fakten vorzubeu-
gen.“, erklärte Finanzstaatssekretär Franz Josef Pschierer in
der Repräsentanz der LfA Förderbank Bayern in Nürnberg.
„Bayern hat hier von Anfang an konsequent gegengesteuert und
über die LfA Förderbank Bayern einen Mittelstandsschirm mit
einem Volumen von 200 Millionen Euro gespannt. Denn für uns
steht fest: Wer schnell hilft, hilft doppelt.“, so Pschierer.

Pschierer zog im Gespräch mit
Vertretern der LfA, der Kam-
mern und der Unternehmen eine
Zwischenbilanz: „Ein voller Er-
folg! Von Anfang 2009 bis Ende
Juli 2009 haben 262 Unterneh-
men mit Arbeitsplätzen in Bay-
ern Bürgschaften der Förderbank
erhalten, im vergleichbaren Vor-
jahreszeitraum waren es 109 Be-
triebe.“

Das Volumen der zugesagten
Bürgschaften hat sich auf 114
Millionen Euro mehr als verdrei-
facht. „Und was mich besonders
freut: Knapp 53 Millionen Euro
gingen an 124 Unternehmen in
Nordbayern.“ Etwa 52 Millionen
Euro entfallen auf 133 Unterneh-
men in Südbayern; der Rest be-
trifft fünf Unternehmen mit Sitz
außerhalb Bayerns, aber mit
bayerischen Betriebstätten und
entsprechenden Arbeitsplätzen
in Bayern. „Wir sehen, dass die
Bürgschaften dringend ge-
braucht werden und deshalb
wird der Mittelstandsschirm sehr
gut angenommen“, so der Staats-
sekretär.

Pschierer verwies außerdem
ausdrücklich auf die regelmäßi-

gen Sprechtage der LfA mit Un-
ternehmern, welche sich verteilt
über ganz Bayern bewährt hät-
ten. Sprechtage finden statt in
den Orten: Amberg, Augsburg,
Bamberg, Bayreuth, Coburg,
Landshut, Memmingen, Mün-
chen, Nürnberg, Passau, Re-
gensburg, Schweinfurt, Weiden,
Wunsiedel, Würzburg. Die mo-
bilen Beratungstage werden da-
bei von den regionalen Indu-
strie- und Handelskammern so-
wie den Handwerkskammern
unterstützt.

Pschierer: „Die mobilenAußen-
stellen der LfA garantieren, dass
jeder interessierte Unternehmer ei-
ne persönliche Beratung über sei-
ne Fördermöglichkeiten erhält.
Das ist meist der erste Schritt, um
eine Finanzierung zu ermöglichen.
Ich begrüße dieses Förderangebot,
das gerade vielen kleinen Mittel-
ständlern entgegenkommt. Und
besonders freut mich die hervorra-
gende Unterstützung durch die ört-
lichen Kammern, die im Mittel-
stand besonders stark verwurzelt
sind.“
Weiterführender Link: LfA För-
derbank Bayern, www.lfa.de �
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Neues Kommunales Finanzmanagement:

Reibungsfrei zur Doppik
Nordrhein-westfälische Gemeinde Langerwehe

hat mit DATEV umgestellt

Doppik-Einführungen sind komplexe Projekte. Doch durch
gute Planung, zielstrebiges Engagement und die Unterstützung
erfahrener Partner können Kommunen einen effizienten und
mitarbeiterfreundlichen Umstieg auf das kaufmännische
Rechnungswesen bewerkstelligen. Ein Beispiel dafür ist die
nordrhein-westfälische Gemeinde Langerwehe.

Die rund 15.000 Einwohner
zählende Kommune im Kreis
Düren bucht seit Jahresbeginn
doppisch und kann auf eine rei-
bungslose Umstellung und Ein-
führungsphase zurückblicken.
Bereits vier Monate nach dem
Echtbetrieb-Start waren die Ar-
beiten endgültig abgeschlossen
und der Übergang in den völli-
gen Routinebetrieb vollzogen.

Schneller Projektabschluss

„Wegbereiter für unseren un-
gewöhnlich schnellen Projektab-
schluss waren zum einen das in
der Gemeinde bereits vorhande-
ne kaufmännische Know-how
sowie die pragmatische und effi-
ziente Herangehensweise, mit
der sich die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter allen anfallen-
den Aufgaben stellten“, ist Bür-
germeister Franz-Josef Löfgen
überzeugt. Ebenfalls maßgeblich
zum Gelingen beigetragen habe
die Unterstützung des IT-Dienst-
leisters DATEV, der den Langer-
wehern sowohl bei Projektkon-
zeption und –management zur
Seite stand als auch die Software
lieferte.

Sorgfältige Vorbereitungen

Das solide Fundament für das
Doppik-Projekt wurde bereits
frühzeitig geschaffen. So fiel et-
wa die Entscheidung für den
Projektpartner bereits im Jahr
2007. Nach sorgfältigen internen
Vorbereitungen wurde die ei-
gentliche Umstellung mit der In-
stallation der Software, Daten-
übernahmen aus dem zuvor ge-
nutzten System und detaillierten
Softwareschulungen dann im
zweiten Halbjahr 2008 durchge-
führt. Dabei richteten die Fach-
leute der DATEV auch Schnitt-

stellen zu in Langerwehe einge-
setzten Fachanwendungen ein,
beispielsweise für die Friedhofs-
abrechnung, die „Knöllchen“,
die Sozialhilfe und die Perso-
nalabrechnung.

Auf Anhieb
korrekte Zahlen

Um bei Zahlungen der Bürger,
die schon kurz nach dem Um-
stellungstermin am 1. Januar
2009 an die Gemeinde geleistet
werden mussten, von Anfang an
den entsprechenden Sollstellun-
gen zubuchen zu können, wur-
den die Grundbesitzabgabenbe-
scheide für 2009 bereits vor
Weihnachten 2008 mit den neu-
en Zuordnungsmerkmalen vor-
bereitend gedruckt und direkt
nach dem Jahreswechsel versen-
det. „Das hat hervorragend funk-
tioniert“, so Jürgen Fiedler, der
Kämmerer der Gemeinde. „Dank
der Vorarbeit hatten wir bei der
Erstellung unserer ersten viertel-
jährlichen Kassenstatistik auf
Anhieb korrekte Zahlen.“

Früchte der Arbeit

Auf Grund dieser Erfahrung,
bei der die Qualität der Buch-
haltung überzeugen konnte, ist
Kämmerer Fiedler zuversicht-
lich, dass sich auch der Jahresab-
schluss kurzfristig erstellen lässt.
So gerüstet freut er sich nun dar-
auf, die Früchte der Arbeit zu
ernten: Von der Einführung des
Neuen Kommunalen Finanzma-
nagements erwartet er einen ho-
hen Nutzen für die Gemeinde,
vor allem durch die übersichtli-
che Darstellung des Ressourcen-
verbrauchs und des kommunalen
Vermögens sowie bei Betrach-
tungen zum Thema Generatio-
nengerechtigkeit. �

Regionalranking der „Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft“:

EMM schneidet bravourös ab
Die „Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft“ (INSM) hat 409
Kreise und kreisfreie Städte in der Bundesrepublik Deutsch-
land wissenschaftlich untersuchen lassen und nun das zweite
bundesweite Regionalranking präsentiert. Die INSM-Studie
berücksichtigt dabei insgesamt knapp 39 ökonomische und
strukturelle Indikatoren wie Altersstruktur, Ausbildungsplatz-
dichte, Kaufkraft, Produktivität.

Beim aktuellen Standort-Ran-
king schneidet die Europä-
ische Metropolregion München
(EMM) im deutschlandweiten
Vergleich bravourös ab. Die
Landkreise München und Starn-
berg belegen die ersten beiden
Plätze. Insgesamt schafften es
zwölf Landkreise und kreisfreie
Städte der EMM unter die Top
20. Auf Länderebene liegen fast
alle Teilregionen der EMM in
der vorderen Ranghälfte der ins-
gesamt 96 bayerischen Land-
kreise und kreisfreien Städte.

Nord-Süd-Gefälle

Allein unter den Top 10 befin-
den sich acht Teilregionen der
EMM, weitere vier belegen ei-
nen Platz unter den ersten 20.
Zudem zeigt sich, dass die süd-
bayerischen, kreisfreien Städte
Ingolstadt, Landshut, Rosen-

heim, Kaufbeuren und Augsburg
im bayernweiten Vergleich deut-
lich besser abschneiden als die
kreisfreien Städte Nordbayerns.

Bruttoinlandsprodukt

Der wirtschaftlich stärkste
Standort Deutschlands ist der
Landkreis München. Das Brut-
toinlandsprodukt liegt hier mit
95.926 Euro je Einwohner deut-
lich über dem bundesweiten
Durchschnitt von 28.534 Euro.
Die Stadt Ingolstadt belegt mit
einem Bruttoinlandsprodukt
von 71.135 Euro je Einwohner
deutschlandweit Rang fünf, in
Bayern sogar Platz drei. Darüber
hinaus erwirtschaftet jeder Er-
werbstätige in Ingolstadt 86.680
Euro. Dies bedeutet Rang 3 in
Deutschland, Platz 2 in Bayern.
Die Produktivität liegt im Land-
kreis Augsburg bei 69.521 Euro

pro Erwerbstätigem und damit
auch deutlich über dem bundes-
weiten Durchschnitt von 58.299
Euro pro Erwerbstätigem.

Der Landkreis Starnberg er-
reicht bei fast allen Indikatoren
Spitzenwerte. Der Saldo der Ge-
werbean- und -abmeldungen, der
2007 mit 3,7 je 1.000 Einwohner
mehr als doppelt so hoch wie der
deutsche Durchschnitt ist, ver-
mittelt einen eindeutigen Ein-
druck der regionalen Grün-
dungsdynamik. Mit einer Kauf-
kraft von 27.413 Euro pro Ein-
wohner belegt der Landkreis
deutschlandweit den zweiten
Platz und kann zudem mit einer
besonders niedrigen Arbeitslo-
senquote bei den 15- bis 24-
Jährigen punkten.

Der Landkreis Bad Tölz-Wolf-
ratshausen konnte bei den Ge-
werbean- und -abmeldungen mit
einem Saldo von 3,8 je 1.000
Einwohner sogar Platz eins in
Bayern und Platz drei im
deutschlandweiten Vergleich be-
legen.

Kaufkraft

Die Landkreise München,
Ebersberg, Dachau, Fürstenfeld-
bruck, Miesbach und die kreis-
freie Stadt Landshut übertreffen
mit einer Kaufkraft von über
22.000 Euro pro Einwohner
ebenfalls deutlich den bundes-
weiten Mittelwert von 18.541 Eu-
ro. Die Einkommenssteuerkraft
vermittelt einen guten Eindruck
von der regionalen Einkommens-
situation. In den Landkreisen
Ebersberg, Dachau, Fürstenfeld-
bruck liegt diese mit über 500 Eu-
ro weit über dem bundesweiten
Mittelwert von 282 Euro. Im
Kreis Fürstenfeldbruck beläuft sie
sich sogar auf 538 Euro je Ein-
wohner, was bundesweit Rang
vier und den zweiten Platz in
Bayern bedeutet.

Arbeitslosenquoten

Bundesweit belief sich die Ar-
beitslosigkeit im Jahr 2008 auf
8,4 %. Die niedrigste Arbeitslo-
senquote von gerade mal 1,9 %
kann der Landkreis Eichstätt
aufweisen, gefolgt vom Land-
kreis Pfaffenhofen a. d. Ilm mit
2,5 %. Aber auch die Landkreise
Erding, Dachau, Donau-Ries
und Neuburg-Schrobenhausen

zählen mit Werten unter 3 % zu
den Landkreisen mit der bundes-
weit geringsten Arbeitslosigkeit.
Der Landkreis Aichach-Fried-
berg liegt mit 1,2 Arbeitslosen-
geld-II-Empfängern pro 100 Ein-
wohnern wie eine Vielzahl wei-
terer Landkreise der EMM weit
unter dem bundesweiten Durch-
schnitt von 5,6 und erreicht da-
mit in dieser Kategorie sowohl
in Bayern als auch bundesweit
Rang vier.

Mit einer Privatverschuldung
von nur 4 % der über 18-Jähri-
gen ist der Landkreis Eichstätt
auf Platz eins in Bayern und im
Bundesvergleich. Deutschland-
weit beläuft sich die Verschul-
dungsrate auf über 9,6 %.

Gemeindeverschuldung

Im Kreis Pfaffenhofen betra-
gen die Schulden der Gemein-
den und Gemeindeverbände 334
Euro je Einwohner. Bundesweit
sind es im Schnitt mehr als vier-
mal so viel, nämlich 1.456 Euro.
Das sorgt für Rang vier im
INSM-Ranking und Platz zwei
unter 96 Städten und Kreisen in
Bayern. Der Landkreis Landshut
belegt aufgrund seiner geringen
Gemeindeverschuldung von 337
Euro Rang 5 in Deutschland und
Platz drei unter 96 Städten und
Kreisen in Bayern.

Demografieindex

Beim Demografieindex, der
verschiedene Demografie-Kenn-
ziffern zusammengefasst wie-
dergibt, erreicht der Landkreis
Erding einen Indexwert von
137,9 Punkten und ist damit auf
Platz drei im bundesweiten Ver-
gleich. Zum Vergleich: Ein Kreis
mit einer durchschnittlichen de-
mografischen Struktur hat den
Mittelwert 100. Der Landkreis
Freising landet mit einem In-
dexwert von 136,3 Punkten im
bundesweiten Vergleich auf
Rang vier und auf Platz zwei in
Bayern.

Die Untersuchung verweist
auch darauf, dass in der Europäi-
schen Metropolregion München
überdurchschnittlich viele Aka-
demiker leben. Im Landkreis
München haben über 21 % aller
sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigten einen Hochschul-
oder Fachhochschulabschluss.
Bundesweit liegt der Anteil
Hochqualifizierter bei 7,8 %.
Deutschlandweit ergibt sich so
Rang drei sowie Platz zwei der
96 bayerischen Regionen. DK

13. Plankstettener Gespräch:

Regionale Geldkreisläufe
als Motor

In der regionalen Entwicklung versucht man seit vielen Jahren
mit dem Aufbau regionaler Wirtschaftskreisläufe die Abhängig-
keiten von den internationalen Märkten zu vermindern und
Wertschöpfungsketten in der Region aufzubauen. Ein Schwer-
punkt war die Verarbeitung und Vermarktung regionaler Le-
bensmittel. In jüngster Zeit konzentriert man sich angesichts stei-
gender Energiepreise besonders auf regionale Energiekreisläufe.

WenigerAufmerksamkeit wur-
de bislang den regionalen Geld-
kreisläufen zuteil. Das mag darin
begründet sein, dass Bayern mit
Sparkassen und Raiffeisenbanken
noch über regional verankerte
und regional ausgerichtete Geld-
institute verfügt. Allerdings
führen auch hier Fusionen, Kon-
zentrationsprozesse und Rendi-
teerwartungen der Kunden zu ei-
ner wachsenden „Entfremdung“
von der Region. Immer mehr
Geld aus der Region wird in der
Erwartung höherer Profite auf
den internationalen Kapitalmärk-
ten investiert und so aus der Regi-
on abgezogen.

Die zentralen Fragestellungen
für das diesjährige Plankstette-
ner Gespräch lauteten daher:
Welches sind die Erwartungen
an die Geldinstitute aus Sicht
der regionalen Entwicklung?
Und: Gibt es angesichts der glo-
balen Finanzmarktkrise neue
Überlegungen, wie die vorhan-
dene hohe Liquidität künftig
verstärkt für die Entwicklung
des ländlichen Raums einge-
setzt werden kann?

Sparkasse ist
kein Investor

Ausgangspunkt war die Tat-
sache, dass die Sparkasse Neu-
markt im Jahr mehrere hundert
Millionen Euro nicht in der Re-
gion etwa in Form von Krediten
platzieren kann. Dieses Geld
wird dann auf den internationa-
len Kapitalmärkten investiert –
mit den bekannten Risiken und
Folgen. Eher ernüchternd war
in diesem Zusammenhang der
Vortrag des stellvertretenden
Vorstandsvorsitzenden der
Sparkasse Neumarkt-Parsberg,
Henry Pillipp. Er stellte fest,
dass die Sparkasse kein Investor
ist und aufgrund der fehlenden
Kompetenz auch nicht sein
kann.

Die Gewinnmargen seien auf-
grund des starken Wettbewerbs
(Direktbanken etc.) und des po-
litisch gewollten dichten Filial-
netzes mittlerweile so gering,
dass die Sparkasse auch keinen

Spielraum für eigene (riskante-
re) Aktivitäten hat. Längerfristi-
ge Investitionen mit Eigenmit-
teln gehörten nicht zur Ge-
schäftspolitik.

„Überfällige
Systemreform“

Grundsätzlich sprach Pillipp
von einer „überfälligen System-
reform“. Es gelte, die Nachhal-
tigkeit in den Vordergrund zu
stellen. Dazu müsse die Bun-
desregierung die systemischen
Risiken besser einschätzen kön-
nen. Zudem sei eine Verknüp-
fung zwischen der Aufsicht
über einzelne Banken und der
übergreifenden Überwachung
der Finanzmarktstabilität herzu-
stellen. Auch müsse das bank-
statistische Meldewesen verbes-
sert werden, damit in Zukunft
mehr relevante Informationen
zu möglichen Risiken vorlie-
gen. Pillipp forderte klare Be-
wertungsmaßstäbe für die Ban-
kenaufsicht, um künftig mögli-
che Risiken verlässlicher ein-
schätzen zu können. Die Ban-
kenaufsicht müsse Praktiken
besser überprüfen und konse-
quent verbessern.

Der Sparkassenidee
treu geblieben

Wie Pillipp hervorhob, seien
die Institute der Sparkassenorga-
nisation der Sparkassenidee im-
mer treu geblieben. Für die breite
Bevölkerung würden umfangrei-
che Finanzdienstleistungen bereit
gestellt. Es bestehe die Möglich-
keit des verzinslichen Sparens
und der Refinanzierung von Inve-
stitionen in der Region. Zudem
gebe es keinen Zwang zum Erzie-
len maximaler Renditen. Die
Sparkassen könnten mit Spitzen-
werten beim Kundenvertrauen
aufwarten. Nach einer GFK-Un-
tersuchung seien 69 Prozent aller
Befragten der Überzeugung, dass
das Geld bei der Sparkasse sicher
angelegt ist. Fakt sei, so Pillipp,
dass Sparkassen die Einhaltung
der volkswirtschaftlichen Glei-
chung: „Summe der Ersparnis-

se=Investitionen“gewährleisteten.
Wie Albert Löhner, Landrat

des Landkreises Neumarkt und
Vorsitzender des Sparkassen-
Bezirksverbandes Oberpfalz be-
tonte, sei der Gedanke, das in
der Region vorhandene Kapital
vor Ort auszugeben und somit
einen regionalen Geldkreislauf
zu unterhalten, nicht neu. Versu-
che mit einer Immobiliengesell-
schaft, der Sparkasse und einer
„regionalen Währung“ hätten
stattgefunden. Damit sei man
gescheitert. Angesichts der Kri-
se werde nach neuen Wegen
Ausschau gehalten.

Gelungenes Beispiel

„Wenn wir Geld brauchen, um
besondere Dinge zu finanzieren,
müssen wir privates Kapital
sammeln. Die Refinanzierung
durch Sparkasse und Raiff-
eisenbank ist kein Problem.“ Als
gelungenes Beispiel für eine In-
stitution, die sich in der Region
finanziert, nannte Löhner die
Abtei Plankstetten. Sie habe es
geschafft, auf dem umkämpften
und globalen Lebensmittelsektor
sehr erfolgreich zu sein. Dieses
Vorbild sei zukunftsweisend.

MdB Josef Göppel, der als
Co-Referent vorgesehen war, je-
doch kurzfristig absagen musste,
hat für ein Buchprojekt der Um-
weltbank Nürnberg einen Bei-
trag zum Thema „Wie begegnen
wir der Globalisierung richtig?“

verfasst. Je mehr Lebensberei-
che von der Globalisierung er-
fasst werden, desto stärker wird
seines Erachtens das Streben
nach regionaler Selbsthilfe sein.
In allen Erdteilen bildeten sich
Regionalinitiativen – „ein kultu-
relles Aufbegehren gegen den
Verlust eigener Traditionen zu-
gunsten einer Einheitszivilisati-
on westlicher Prägung“.

Umfangreiches Netzwerk

Allein in Deutschland umfasst
das Netzwerk der Regionalinitia-
tiven Göppel zufolge inzwischen
über 300 Gebiete. Die Leute
wollten an den Möglichkeiten
der weltumspannenden Zivilisa-
tion teilhaben, aber gleichzeitig
in einem überschaubaren Raum
verwurzelt bleiben. Gerade in
der immer schneller drehenden
Zivilisationswelt benötigten die
Menschen „Haltepunkte für das
Gemüt“.

Mit mehr regionalen Wirt-
schaftskreisläufen sollen neuarti-
ge Stadt-Land-Partnerschaften
entstehen. Zur Versorgung von
einer Million Menschen werde
in Mitteleuropa ein Agrarumland
von rund 2.000 Quadratkilome-
tern benötigt. Dabei gehe es je-
doch nicht nur um landwirt-
schaftliche Produkte, sondern
auch um eine eigenständige En-
ergieversorgung aus erneuerba-
ren Quellen, um Handwerk und
um Dienstleistungen. DK

Münchener Hypothekenbank:

Geschäftsentwicklung
im Plan

Die Wirtschafts- und Finanzmarktkrise beeinträchtigt
weiterhin das Marktumfeld für Immobilienfinanzierun-
gen. Die Münchener Hypothekenbank hat deshalb ihre
Geschäftsplanung bereits im Herbst vergangenen Jahres
den veränderten Rahmenbedingungen angepasst. Vor die-
sem Hintergrund hat die MünchenerHyp unter Beibehal-
tung ihrer bewährten Risikostandards im ersten Halbjahr
des Jahres 2009 Hypothekendarlehen in Höhe von 0,9
Mrd. Euro zugesagt, nach 1,8 Mrd. Euro im gleichen Zeit-
raum des Vorjahres.

„Aufgrund der anhaltenden Unsicherheiten an der Finanz-
märkten und der schwierigen Marktsituation ist nach wie vor
ein besonderes Augenmaß und hohes Risikobewusstsein ge-
fordert“, sagte Erich Rödel, Vorstandsvorsitzender der Mün-
chener Hypothekenbank.

Die Bilanzsumme bewegt sich mit 36,2 Mrd. Euro auf dem
Niveau des Jahresendes 2008. Die Bestände an Hypotheken-
und sonstigen Baufinanzierungsdarlehen erhöhten sich um 0,4
Mrd. Euro auf 16,4 Mrd. Euro. Trotz der Finanzmarktkrise
entwickelten sich die Erträge weiter stabil. Der Zinsüber-
schuss erreichte mit 62,4 Mio. Euro das Vorjahresniveau, ob-
wohl die MünchenerHyp wie alle Kreditinstitute mit höheren
Refinanzierungsaufschlägen konfrontiert war. Das Betriebser-
gebnis nach Risikovorsorge beträgt 12,7 Mio. Euro und liegt
um 2,4 Mio. Euro unter dem Vorjahr.

Durch die Finanzmarktkrise und die globale Rezession wer-
den sich im zweiten Halbjahr die Rahmenbedingungen an den
Immobilienfinanzierungsmärkten voraussichtlich nicht signi-
fikant verbessern. „Wir werden deshalb weiterhin laufend die
Chancen und Risiken unseres Geschäftsmodells überprüfen
und auf die jeweiligen Marktgegebenheiten abstimmen“, so
Erich Rödel. Die MünchenerHyp strebt an, zum Jahresende
trotz der anhaltend schwierigen Rahmenbedingungen wieder
einen Jahresüberschuss auf Vorjahresniveau ausweisen zu
können. �
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Umweltbilanz des Dualen Systems Deutschland:

Lohnenswertes Recycling mit
dem Grünen Punkt

Jedes Jahr erstellt die Duales System Deutschland GmbH
(DSD) einen Mengenstromnachweis (MSN) über die eingesam-
melten und verwerteten Verkaufsverpackungen aus dem Gel-
ben Sack und der Gelben Tonne, den Glascontainern und der
Altpapiersammlung. Auf der Grundlage des MSN und in An-
lehnung an internationale Ökobilanznormen berechnet DSD
außerdem eine Umweltbilanz über das Verpackungsrecycling
mit dem Grünen Punkt.

Wichtigstes Ergebnis der
DSD-Umweltbilanz für das Jahr
2008: Das Verpackungsrecyc-
ling mit dem Grünen Punkt
spart Energie und Treibhaus-
gase in erheblichem Ausmaß,
die von der Duales System
Deutschland GmbH erreichten
Verwertungsquoten sind auf ein
neues Allzeithoch gestiegen.

Vergangenes Jahr hat DSD
durch das Recycling von 2,6
Millionen Tonnen gebrauchter
Verkaufsverpackungen 59 Mil-
liarden Megajoule an Primären-
ergie eingespart, wie im Rah-
men eines Expertenforum in
Berlin zum Thema „Ver-
packungsrecycling als Motor
der Kreislaufwirtschaft – die
DSD-Umweltbilanz 2008 und
der Cradle-to-Cradle-Ansatz“
verlautete. Diese Energiemenge
würde reichen, um 1,9 Millio-
nen Pkw der Kompaktklasse
mit einer durchschnittlichen
jährlichen Laufleistung von
15.000 Kilometern ein Jahr mit
Treibstoff zu versorgen. Gleich-
zeitig vermied DSD den Aus-
stoß von 1,4 Millionen Tonnen
Kohlendioxidäquivalenten – so-
viel, wie 630.000 der genannten
Pkw in einem Jahr erzeugen.

120 Prozent
Gesamtverwertung

Wie Stefan Schreiter, Vorsit-
zender der DSD-Geschäfts-
führung feststellte, „zeigt das
Ergebnis, wie wichtig das Ver-
packungsrecycling mit dem
Grünen Punkt als Rohstoffquel-
le für die deutsche Wirtschaft
und zur Entlastung der Umwelt
geworden ist“. „Wir haben im
vergangenen Jahr 20 Prozent
mehr Verpackungen verwertet,
als unsere Kunden angemeldet
haben, und damit eine Gesamt-
verwertung von 120 Prozent er-
reicht.“ DSD habe die Ausbeute
weiter gesteigert, gleichzeitig
sei die Lizenzmenge, sprich die
von den Kunden angemeldete
und bezahlte Menge der Ver-
packungen, weiter gesunken.

Mitnahmeeffekte

Die neuen Regeln der Ver-
packungsverordnung konnten
laut Schreiter 2008 noch nicht
greifen. Das habe zu Mitnah-
meeffekten geführt. Die Novel-
le der Verpackungsverordnung
zeige jetzt aber erste Wirkun-
gen. Die Lizenzmenge hat in
den ersten Monaten 2009 deut-
lich zugelegt, die Betreiber dua-
ler Systeme verzeichneten zahl-
reiche Neuverträge. „Wir haben
von Januar bis April dieses Jah-
res über 4.000 Verträge mit
Kunden abgeschlossen, die sich
bisher nie um die Entsorgung
ihrer Verkaufsverpackungen ge-
kümmert haben. Das lässt mich
für den Markt der dualen Syste-
me optimistisch in die Zukunft
sehen“, so der Geschäftsführer.

Die Berechnungen der Ener-
gie- und Kohlendioxideinspa-
rungen erfolgen in Anlehnung an
international anerkannte Ökobi-
lanznormen. Das ifeu-Institut für
Energie- und Umweltforschung
Heidelberg hat die Berechnun-
gen in einem Gutachten über-
prüft und bestätigt. Schon seit
2007 bescheinigt DSD als erster
Systembetreiber seinen 500
größten Kunden, wie viel Koh-
lendioxid sie durch das Recyc-
ling ihrer Verpackungen einge-

spart haben. Für das Jahr 2008
wird DSD diesen Betrag erstmals
allen Kunden ausweisen – unab-
hängig von ihrer Größe. DieseAn-
gabe findet bereits Eingang in den
Nachhaltigkeitsbericht mancher
Unternehmen. Daneben reduziert
der Grüne Punkt weitere Emissio-
nen – vor allem die von Stoffen,
die zur Überdüngung oder Ver-
sauerung von Böden und Gewäs-

sern beitragen. „Mit unsererArbeit
tragen wir daher auch zum Erhalt
der Artenvielfalt in unseren Öko-
systemen bei“, hob Stefan Schrei-
ter hervor.

Konkrete Hinweise

Die Umweltbilanz liefert
DSD allerdings nicht nur Er-
gebnisse zu den Umwelteffek-
ten, sondern auch konkrete
Hinweise zur Weiterentwick-
lung des Verpackungsrecyc-
lings. Ziel ist dabei, die Ver-
packungswerkstoffe künftig
noch länger im Wirtschafts-
kreislauf zu halten. Diesen Ge-
danken unterstützt auch der

Cradle-to-Cradle-Ansatz, den
Prof. Michael Braungart,
Gründer und Wissenschaft-
licher Geschäftsführer der
EPEA Internationale Umwelt-
forschung GmbH, präsentierte.
Dabei werden Produkte so ge-
staltet, dass sie mit minimalen
Qualitätsverlusten in natürli-
chen oder technischen Kreis-
läufen zirkulieren, ohne die
Umwelt zu belasten.

Pilotprojekt

Mit ausgewählten Partnern
aus dem Bereich Handel, Abfül-
ler und Verpackungshersteller
hat DSD das Pilotprojekt „Qua-
litätsgemeinschaft Verpackun-
gen“ gegründet, um den Ansatz
auf Verpackungen anzuwenden.
Dadurch kommen Schreiter zu-
folge sehr genau definierte Ma-
terialzusammensetzungen in die
Produktion. Dies steigere die
Produktsicherheit und ermögli-
che sogar Kostenvorteile. DK

Jedes Jahr das gleiche Spiel: Die Pegnitz spült Sand und
Schlamm in den Wöhrder See in Nürnberg. Der See verlandet
langsam, wuchert mit Algen zu und droht dann im Sommer
umzukippen. Umweltminister Markus Söder will zur Verbes-
serung der Wassersituation am Wöhrder See in Nürnberg ein
Gutachten in Auftrag geben. Weil der künstliche angelegte
Stausee in der Nürnberger Stadtmitte immer flacher wird, soll
nun unter anderem ermittelt werden, ob das zufließende Was-
ser gesiebt werden kann. Unser Bild zeigt den Umweltminister
beim Algenmähversuch auf dem See. Bild: wra
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Münchner Abfallwirtschaft:

Bewährtes Konzept seit 20 Jahren
Kommunalreferentin Friderich zog Bilanz:

„Höchste ökologische Standards und hohe Wirtschaftlichkeit“

Der städtische Abfallwirtschaftsbetrieb (AWB) hat jetzt seine
letzte Deponie in Fröttmaning geschlossen. 1993 wurden be-
reits die letzten unbehandelten Abfälle zur Deponie Freimann
gebracht. Lediglich kleine Mengen mineralischer Abfälle ka-
men seither noch auf den Berg. Künftig gelangen sie zum
Zweckverband Abfallwirtschaft Donauwald (ZAW) in Ostbay-
ern, der über ausreichend Deponievolumen verfügt. Damit hat
sich der Müllberg zum Recyclingpark gewandelt.

Im Laufe des nächsten Jahres
wird das verbliebene Restvolu-
men des Müllbergs mit einem
Volumen von rund 70.000 Ku-
bikmetern mit Deponiebaumate-
rial verfüllt und dabei die end-
gültige Form des Berges model-
liert. Danach beginnen die um-
fangreichen Nachsorgemaßnah-
men.

Münchens Kommunalreferen-
tin Gabriele Friderich nahm die
Schließung der letzten städtischen
Deponie zum Anlass, die Erfolge
des Münchner Abfallwirtschafts-
konzepts hervorzuheben, dessen
Anfänge genau 20 Jahre zurück-
liegen. „Mit dem Beginn einer sy-
stematischen Abfallvermeidung
und Abfalltrennung wurde das
bisherige Entsorgungssystem in
München geradezu revolutio-
niert“, so Friderich.

Situation in den 80ern

Die Entsorgungssituation war
im Verlauf der 80er Jahre immer
kritischer geworden und Mün-
chen stand kurz vor einem Ent-
sorgungsnotstand. Damals hin-
terließen die Münchner rund 1,2
Millionen Tonnen Abfall jährlich
und überforderten damit Müll-
verbrennungsanlagen und Depo-
nien. Mit dem ökologisch ausge-
richteten Abfallwirtschaftskon-
zept kam dann die Kehrtwende:
Den Müllbergen wurde der
Kampf angesagt. Es gab groß
angelegte Kampagnen zur Müll-
vermeidung, und erste Versuche
mit Bio- und Papiertonne, die
schließlich im Drei-Tonnen-Sy-
stem mündeten.

Die flächendeckende Einfüh-
rung der Papier- und Biotonnen

begann im Jahr 1994 und war im
Juli 1999 abgeschlossen. Mit
diesem Unterfangen wurde Fri-
derich zufolge damals „absolutes
Neuland“ beschritten und die
Aufstellung von 225.000 zusätz-
lichen Behältern sowie die Be-
reitstellung der gesamten dazu-
gehörigen Infrastruktur (Perso-
nal, Fahrzeug, Fahrzeugtechnik,
Verwertungsanlagen) waren ein
wahrer Kraftakt. „München war
damals die erste Millionenstadt
der Welt, die ein derarti-
ges Mülltrennsystem flächende-
ckend eingerichtet hatte“, hob
die Kommunalreferentin hervor.

Stadtbekannte Kampagne

Heute stehen bei den Münch-
ner Haushalten insgesamt mehr
als 400.000 Behälter für Rest-
müll, Papier und Bioabfälle.
Dem AWM ist es gelungen, von
dem bereits hohen Ausgangni-
veau von 1999 die Erfassung
von Papier- und Bioabfällen um
jeweils weitere 10 Prozent zu
steigern. „Einen großen Anteil
daran hat unsere stadtbekannte
Kampagne ‚Müll besser Tren-
nen’, erläuterte Friderich. Allein
im vergangenen Jahr konnte die
Menge der gesammelten Bioab-
fälle noch einmal um 2.900 Ton-
nen und die der Papierabfälle um
3.400 Tonnen erhöht werden.
Die Münchner erzeugten im Ver-
gleich zu Berlin 33 kg, sprich 13
Prozent weniger und im Ver-
gleich zu Hamburg 25 kg (10
Prozent) weniger Restmüll pro
Kopf und Jahr.

Im Jahr 1999 hatte die Stadt
das bewährte ökologische Mün-
chner Abfallwirtschaftskonzept

von 1989 noch einmal komplett
überarbeitet und damit die Wei-
chen für die Zukunft der Münch-
ner Abfallwirtschaft in Richtung
Nachhaltigkeit gestellt. Bei der
Überarbeitung wurden – „für die
damalige Zeit ein Novum“ - die
Bürger der Landeshauptstadt
München eingebunden und die
so genannte „End of Pipe“-
Sichtweise verlassen. Friderich:
„Der ganzheitliche Ansatz der

Stadt dargestellt. Und, wie sich
heute im 10-Jahres-Rückblick
resümieren lässt, haben wir die
Weichen damals richtig gestellt.
Die Kernpunkte des neuen Kon-
zeptes liegen in der Verbindung
von Ökologie und Ökonomie.“

Keine Gegensätze

Wie die Referentin abschlie-
ßend feststellte, sind die Münch-
ner Müllgebühren ein Beleg
dafür, „dass Wirtschaftlichkeit,
guter Service sowie hohe ökolo-
gische Standards keine Ge-
gensätze sind, sondern sich sehr
gut vereinbaren lassen“. Seit
mehr als 17 Jahren bewegten
sich die Gebühren auf stabilem
Niveau – mit Trend nach unten.

Vor 100 Jahren:

Beginn der Aufwaldung
der Langen Meile

1909 wurde in Oberngrub die
erste Waldbauernvereinigung Frankens gegründet

Ebermannstadt (fpo) -Auf dem Feuerstein bei Ebermannstadt und
auf dem Judenberg bei Pretzfeld stehen zwei Denkmäler. Sie sind
zwei Brüdern aus Herzogenaurach imAischgrund gewidmet: Pfar-
rer Georg Fröhlich und dem Bauernführer und Genossenschaftler
Dr. Valentin Fröhlich. Beide hatten sich um die Aufwaldung der
Langen Meile in der Fränkischen Schweiz im besonderen und die
Förderung des Bauernwaldes in Oberfranken im allgemeinen
bahnbrechende Verdienste erworben.

Ein Dritter in diesem geistigen
Bunde war ein biederer Schneider
namens Johann Ott, der als Erster
den Versuch unternommen hatte,
wertlose steinige Grundstücke
aufzuwalden. Der kluge Mann
trachtete danach, seinen kleinen
Grundbesitz wertvoller durch
Aufwaldung von Ödflächen zu
machen, nachdem der Ertrag der
Felder immer fraglicher wurde.
Die ersten Versuche machte er
schon im Jahre 1903. Und weil
dieAufwaldung gelang, überrede-
te Ott die Gemeinde Oberngrub,
ebenfalls gemeindliche Grund-
stücke aufzupflanzen. Die Initiati-
ve des Schneiders animierte Pfar-
rer Fröhlich, der in Ebermannstadt
Kaplan war, auch „unwertes
Land“ aufzukaufen.

Die Zeit war reif für die Grün-
dung der ersten Waldbauernverei-
nigung Oberfrankens - vielleicht
auch Bayerns - im Jahre 1909 die
WBV Oberngrub - später „Lange
Meile Nord“ genannt. Die Ini-
tiative des Herrenschneiders aus
Dürrbrunn/Oberngrub zeigte dem
„Waldpfarrer“ Fröhlich an, wohin
auch er zu gehen habe, um Leben
auf die verkarstete Lange Meile
zu bringen. Kaplan Fröhlich fasste
den Entschluss, selbst auf eigene
Rechnung die Scherbenäcker und

Ödflächen aufzukaufen und auf-
zupflanzen. Der Priester schaffte
sich 84 Tagewerk - sind 27 Hektar
- eigenes Land und baute im Lau-
fe der Jahre 700.000 Waldpflan-
zen der verschiedensten Gattun-
gen an.

Mit der Zeit wachten auch die
Bauern auf. 1926 wurde eine
Waldbauernvereinigung loseren
Stils gegründet. Es schlossen sich
die Gemeinden Ebermannstadt,
Breitenbach, Rüssenbach, Nieder-
mirsberg, Poxstall, Neuses, Esch-
lipp und Drügendorf zusammen.
Pfarrer Fröhlich leitete als Grün-
der und Vorsitzender 21 Jahre die
WBV Lange Meile, die etwa 30
Quadratkilometer Fläche umfas-
ste. Bruder Valentin Fröhlich sah
seine Aufgabe mehr im politi-
schen Bereich. Er gründete eine
Reihe von Waldbesitzervereini-
gungen.

Nach dem zweiten Weltkrieg
wurde die Wiederaufforstung er-
neut vorangetrieben, so auch auf
dem unteren Judenberg bei dem
berühmten Kellerwald in Pretz-
feld durch den damaligen Bürger-
meister Georg Schirmer.Auch der
Pflanzgarten Kolmreuth wurde in
dieser „neuen Ära“ geschaffen
und ist heute der letzte seiner Art
in Bayern. �

Das Denkmal auf dem Judenberg zum Gedenken an den
Waldbauern-Doktor Valentin Fröhlich. Text und Bild: fpo

Abfallwirtschaftsbericht 2008 des Landkreises Rosenheim:

Stabile Müllgebühren
Bei einer Sitzung des Ausschusses für Umweltangelegenheiten,
Landwirtschaft, räumliche Entwicklung und Naturschutz in
Burgkirchen betonte Rosenheims Landrat Josef Neiderhell, dass
die seit mittlerweile 15 Jahren stabilen Abfallgebühren auch in
den kommenden ein bis zwei Jahren nicht erhöht werden. Er, Nei-
derhell, hoffe gar auf ein drittes Jahr mit gleich bleibenden Ge-
bühren. Wie derAbfallwirtschaftsbericht 2008 ausweist, liegen die
Restmüllgebühren im Landkreis im bayernweiten Vergleich im
untersten Fünftel der Gebührenskala.

Im vergangenen Jahr fiel im
Landkreis Rosenheim eine Ge-
samt-Restmüllmenge von knapp
48.600 Tonnen an - gut 600 Ton-
nen weniger als im Vorjahr. Im
gleichen Zeitraum stieg die Wert-
stoffmenge um rund 2.000Tonnen
auf 99.000 Tonnen. Dies ergibt ei-
ne Recyclingquote von 73 Pro-
zent, ein Prozent mehr als noch
2007 und zudem die bisher höch-
ste Quote überhaupt - aus Neider-
hells Sicht ein sehr gutes Ergebnis,
wenngleich er eine Steigerung von
zumindest bis 75 Prozent anstrebt.
Um dies zu erreichen, setzt der
Landkreischef unter anderem auf
die Thematisierung der Müllver-
meidung an den Schulen. Das
Sachgebiet Abfallwirtschaft am
Landratsamt werde alle Möglich-
keiten der Beratung nutzen „und
die Gemeinden werden auch
zukünftig bei ihren Wertstoffhöfen
bestmöglich unterstützt“.

Veränderungen
beim Altpapier

Die bedeutendsten Veränderun-
gen aus Sicht des Landkreises gab
es beim Altpapier. Die an den
Altpapiersammelbehältern und
Großraumcontainern angefallene
Menge sank um 5.000 Tonnen auf
aktuell gut 17.000 Tonnen. Der
Rückgang um über 20 Prozent ist
auf die gewerblichen Sammlun-
gen mittels der „Blauen Tonne“
durch die Firmen Chiemgau
Recycling oder Remondis zurück-
zuführen. Da es sich um gewerbli-
che Mengen handelt, werden sie
im Abfallwirtschaftsbericht nicht
berücksichtigt. Im Umweltaus-
schuss wurde aber bekannt, dass
die insgesamt gesammelte Menge
Altpapier im Vergleich zu 2007
vermutlich um 10 bis 15 Prozent
anstieg. Dagegen ist die gesam-
melte Menge Altglas seit Jahren
mit rund 6.500 Tonnen stabil.

Bewährt hat sich im vergange-
nen Jahr auch wieder die Kompo-
stierung von Grünabfällen wie
Häckselgut, Laub und Gras. In
den drei Landkreis-Kompostier-
anlagen wurden mehr als 102.000
Kubikmeter Grünabfälle zu Fer-
tigkompost verarbeitet. Einschließ-
lich der von privaten Unterneh-
men verarbeiteten Mengen ergibt

sich für den Landkreis eine Ge-
samtmenge an Häckselgut sowie
Laub und Gras von fast 115.000
Kubikmetern. Ein Großteil des
Kompostes wurde im Land-
schafts- und Gartenbau, im Sport-
anlagenbau und in Privatgärten
eingesetzt. Die Bürgerinnen und
Bürger haben die Möglichkeit,
den Fertigkompost in
40 bzw. 50 Liter-Säcken und in
größeren Mengen lose bei den
Kompostieranlagen und zum Teil
bei den Wertstoffhöfen zu kaufen.
Die Kompostierung im eigenen
Garten wird sowohl vom Land-
kreis als auch von der Stadt Was-
serburg gefördert. Beim Kauf ei-
nes Kompostbehälters wird die
Hälfte des Kaufpreises, maximal
jedoch 25 Euro, erstattet. Außer-
dem gewährt der Landkreis einen
Gebührenabschlag von rund zehn
Prozent, wenn im eigenen Garten
kompostiert wird.

Gelungene Umsetzung

Das 1985 vom Kreistag be-
schlossene Abfallwirtschaftskon-
zept sieht unter anderem vor, Ab-
fälle so weit wie möglich zu ver-
meiden, um die Umwelt zu schö-
nen. Laut Landrat Neiderhell ge-
lingt durch die Unterstützung der
Bürger die Umsetzung dieser Leit-
linie bis heute. Zwischen 1990 und
2008 reduzierte sich die Menge
des Haushaltsabfalls pro Einwoh-
ner um fast die Hälfte. Produzierte
ein Landkreisbürger 1990 noch
fast 390 Kilogramm Haushaltsab-
fall, waren es 2008 weniger als
195 Kilogramm jährlich. Bei 14-
tägiger Leerung kostet eine 80 Li-
ter-Tonne ohne Kompostabschlag
im Jahr 144 Euro, mit Kompostab-
schlag 132 Euro. Zum Vergleich:
Im Landkreis Mühldorf sind für
die gleiche Leistung 215,40 Euro
zu entrichten.

Seit mehr als 50 Jahren organi-
siert der Landkreis Rosenheim
die Abfuhr von Restmüll und
Wertstoffen selbst. Die Entwick-
lung der Abfallgebühren zeigt,
dass es ihm gelang, diese Auf-
gabe unter Beachtung der Be-
triebsziele Bürgerfreundlichkeit,
Wirtschaftlichkeit, Sicherheit so-
wie Ressourcen- und Umwelt-
schutz zu erfüllen. �

Krumbacher Gartentag:

Schauen, erleben, genießen
im Kreislehrgarten

Der Tag der offenen Tür im Kreislehrgarten in Krumbach, seit
dem vergangenen Jahr unter dem neuen Motto „Gartentag:
Schauen, erleben, genießen“ lockte auch in diesem Jahr wieder
tausende Gartenfreunde aus nah und fern.

Dieser Gartentag, der jeweils
am dritten Sonntag im Juli statt-
findet, ist ein fester Bestandteil
der Planungen für alle Garten-
freunde. Als der Vorsitzende des
Kreisverbandes für Gartenbau
und Landespflege Hans Joas, den
Gartentag im Beisein von Land-
ratsstellvertreter Dr. Josef Lan-
genbach und Krumbachs Bürger-
meister Hubert Fischer eröffnete,
zeigte sich auch das Wetter von
seiner besten Seite. Joas bedankte
sich eingangs auch für die mehr
als 120 Helfer aus den örtlichen
Gartenbauvereinen. Sie sorgten
für einen reibungslosen Ablauf
des großen Programmes.

Stefan Böhm vom Kreisver-
band für Vogelschutz mit über
350 Mitgliedern bezeichnete die-
sen Verband, der bayernweit mehr
als 75.000 Mitglieder zählt, als
größten Schutzverband dieser
Art, dessen Wappentier „Eisvo-
gel“ auch der Vogel des Jahres ist.
Josef Strobel, Vorsitzender des
Imkervereines Krumbach, stellte
nicht die Honiggewinnung der
Bienen in den Vordergrund, son-
dern deren hohe volkswirtschaft-
liche Bedeutung durch die Be-
stäubungsleistung, von der wir al-
le profitieren.

Der Fachberater für Gartenkul-
tur und Landespflege beim Land-
ratsamt Günzburg, Josef Stocker,

informierte über robuste Rosen
und Obstsorten. Anni Eschenbach
ließ gesunde Clematis „erblühen“.
Es war erstaunlich, was die beiden
Kreisfachberater Josef Stocker
und Peter Paintner alles organisiert
hatten, um immer wieder etwas
Neues zu bieten. So war der
„Pflanzendoktor“ Thomas Schu-
ster vom Gartenbauzentrum Bay-
ernSüd-West ebenfalls ein Anzie-
hungspunkt wie die Pizzabäckerei.
Viele brachten „kranke“ Pflanzen
mit und holten sich fachkundigen
Rat vom Experten.

„Eines der großen Ziele des
Kreisverbandes für Gartenbau
und Landespflege ist seit mehr als
10 Jahren die Heranführung der
Kinder und Jugendlichen an die
Natur und den Garten“, so der
Kreisvorsitzende Hans Joas. Und
das gelang mit großem Erfolg,
was auch der große Zulauf an den
jeweiligen Aktionen zeigte. Auch
die verschiedenen Aussteller tru-
gen zum Gelingen bei. Noch ein
Hinweis sei erlaubt: Dieser Kreis-
lehrgarten mit seinen vielen In-
formationspunkten, dem Lehrbie-
nenstand und dem Bauerngarten
kann auch für Schulen ein loh-
nendes Ausflugsziel sein. Er be-
findet sich unmittelbar bei der
Kreisklinik an der Mindelheimer
Straße in Krumbach und ist
ganzjährig geöffnet. �

Kommunale Wirtschaft:

Partner für ein
handlungsfähiges Europa

VKU-Positionspapier überreicht

Der Verband kommunaler Unternehmen (VKU) hat den Ver-
tretern des neu gewählten Europaparlaments, der Europäi-
schen Kommission und den kommunalwirtschaftlichen Ent-
scheidungsträgern auf nationaler und europäischer Ebene ein
Positionspapier für die neue EU-Legislaturperiode überreicht.

Das Positionspapier „Kommunale Wirtschaft: Infrastruktur-
partner für ein handlungsfähiges Europa“ betont die Bedeu-
tung der Kommunalwirtschaft für eine stabile und nachhaltige
Wirtschaftsentwicklung und weist auf ordnungspolitische
Hemmnisse hin.

„Kommunalwirtschaftliche Unternehmen stehen für eine hoch-
wertige, ressourcenschonende Versorgung mit Strom, Gas und
Wasser, sowie Fern- und Nahwärme. Zudem sorgen sie für eine
umweltgerechte Entsorgung vonAbwasser undAbfällen. Umfra-
gen unterstreichen, wie zufrieden die Bevölkerung mit der Ver-
sorgung durch kommunale Unternehmen ist“, sagt Hans-Joachim
Reck, Hauptgeschäftsführer des Verbandes kommunaler Unter-
nehmen (VKU). Nach dessen Ansicht werden Kommunen und
ihre Unternehmen jedoch auf europäischer und nationaler Ebene
zunehmend bei der Erbringung ihrer Leistungen behindert. „Eu-
ropa muss das Engagement der Kommunalwirtschaft in dieser
neuen Legislaturperiode konsequent unterstützen, wenn grundle-
gende Infrastrukturdienstleistungen nicht gefährdet werden sol-
len“, fordert Reck. Einen Teilerfolg sieht er im Vertrag von Lissa-
bon. Dort wird die kommunale Gestaltungsfreiheit für die Da-
seinvorsorge erstmalig im europäischen Primärrecht festgeschrie-
ben. „Der VKU hofft, dass der Vertrag bald von allen EU-Mit-
gliedsstaaten ratifiziert wird“, so Reck. �

Zuletzt habe es sogar zwei Ge-
bührensenkungen in Folge ge-
geben. Für die Leerung eines
1.100-Liter-Großbehälters müs-
sten die Bürger heute beispiels-
weise weniger bezahlen als im
Jahre 1991. DK

Lebensweganalyse eines Pro-
duktes - sozusagen von der Wie-
ge bis zur Bahre - wurde damit
erstmals in einem kommunalen
Abfallwirtschaftskonzept be-
trachtet und die konkreten Ein-
wirkungsmöglichkeiten der
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Bürgernah
informieren mit
dem Mobilfunk-
Baukasten

Ob gesundheitliche Risiken oder juristische Sach-
verhalte – beim Ausbau von Mobilfunknetzen
müssen Gemeinden oftmals Fragen von besorgten
Bürgerinnen und Bürgern beantworten.

Nutzen Sie das kostenlose Internetportal www.
mobilfunk-baukasten.de, um das Informations-
angebot Ihrer Gemeinde zum Thema Mobilfunk
kosteneffizient, modern und bürgernah auszubau-
en. Der Mobilfunk-Baukasten ist ein modular auf-
gebautes Informationsangebot zu den Themen
Technik, Politik und Vorsorge sowie Gesundheit
und Umwelt. Die einzelnen Module lassen sich
problemlos herunterladen und in den eigenen In-
ternetauftritt Ihrer Gemeinde einfügen. So finden
Bürgerinnen und Bürger Hintergrundinformatio-
nen, Bilder und Grafiken rund um das Thema Mo-
bilfunk auf der Internetseite ihrer Gemeinde.

Der Mobilfunk-Baukasten ist ein Serviceangebot
des Informationszentrums Mobilfunk e.V. (IZMF).
Mitarbeiter von Gemeinden können sich zur Nutz-
ung des kostenfreien Portals unterwww.mobilfunk-
baukasten.de anmelden.

MOBILFUNK BAUKASTEN

Peter Rudel, Geschäftsführer der Firma Janker, erklärt den
Vertretern des Landkreises Bamberg die Funktionsweise des
Testfahrzeuges. ��

Landrat Roland Schwing (l.) und Norbert Berres bei der
Vertragsunterzeichnung. ��

Entsorger testet
Hybridmüllfahrzeug

Müllfahrzeuge legen von Mülltonne zu Mülltonne kurze Wege
zurück. Das bedeutet ein ständigesAnfahren und Bremsen mit ho-
hem Kraftstoffverbrauch. Die in Zukunft wohl wieder steigenden
Kraftstoffpreise sowie die Notwendigkeit wirksame Klimaschutz-
maßnahmen umzusetzen, erfordern neue Wege und Innovationen.

Deshalb hat der Entsorgungs-
partner des Landkreises Bamberg,
die Fa. Janker Entsorgung GmbH
aus Strullendorf ein hochmoder-
nes Sammelfahrzeug getestet, das
neben einem gewöhnlichen Die-
selmotor mit einem hydraulisch-
mechanischen Parallel-Hybridan-
trieb ausgestattet ist. Entwickelt
wurde diese Technik von der Fir-
ma Haller Umweltsysteme in Zu-
sammenarbeit mit der Bosch-
Rexroth-Gruppe.

Nach Angaben des Herstellers
lassen sich laut Peter Rudel, Ge-
schäftsführer der Firma Janker,
der den Verantwortlichen für die
Abfallwirtschaft des Landkreises
Bamberg das Fahrzeug auf dem
Betriebshof in Strullendorf vor-
stellte, bis zu 25 % des Kraftstoff-
verbrauchs reduzieren. Damit
vermindere sich auch der CO2-
Ausstoß in entsprechender Höhe.

Eine erste Auswertung der
Testfahrten zeigte, dass tatsäch-
lich beachtenswerte Einsparun-
gen beim Verbrauch möglich
sind. Allerdings kann das volle
Potential erst in einem längeren
Betrieb der Fahrzeuge ausge-
schöpft werden, da die Erfahrung
und der Umgang der Fahrer mit
der neuen Technik eine entschei-
dende Rolle spiele.

Das getestete Fahrzeug ist nicht
die einzige Hybridtechnologie
auf dem Markt. Daher wird der
Entsorger in den nächsten Mona-
ten auch Fahrzeuge von anderen
Herstellern testen, die neben ei-
nem Diesel- mit einem Elektro-
motor ausgestattet sind. Zusätz-
lich zur Einsparung von Kraft-
stoff verspricht diese Kombina-
tion einen weiteren Vorteil: Die
Müllfahrzeuge sollen deutlich lei-
ser sein. �

Landkreis Miltenberg:

Umweltfreundliche
Energiegewinnung aufAltdeponien

Landrat Roland Schwing und Norbert Berres, Geschäftsfüh-
rer des Energiezweckverbandes Wörth-Erlenbach, haben den
Startschuss zur Nutzung von Sonnenenergie auf zwei Altdepo-
nien gegeben. Sie unterzeichneten einen Mietvertrag über die
Errichtung von Photovoltaikanlagen auf den Altdeponien des
Landkreises in Wörth und Elsenfeld-Schippach. Die Anlagen
sollen im Herbst betriebsbereit sein.

Altdeponien sind für die Nut-
zung durch Photovoltaik-Anla-
gen bestens geeignet, da es sich
um große Flächen handelt, die
auf Jahrzehnte hinaus keiner an-
deren Nutzung zur Verfügung
stehen. Beide Deponien befin-
den sich nach der Sanierung
und Oberflächenabdichtung in
der Nachsorgephase. Diese wird
solange dauern, bis keine schäd-
lichen Umweltauswirkungen
durch Gasaustritte oder das De-
poniesickerwasser mehr zu er-
warten sind.

Da Eingriffe in die Rekulti-
vierungsschichten nur sehr be-
grenzt möglich sind, werden
die Photovoltaik-Anlagen auf
Schwellen aus Beton gegründet.
Die Aufständerung erfolgt bis

zu einer Höhe von 3,50 Meter.
Bei beiden Projekten kommen
monokristalline Zellen mit einer
Leistung von 230 Watt zum
Einsatz.

Bei der Vertragsunterzeich-
nung freute sich Landrat
Schwing über diesen weiteren
großen Beitrag zur Nutzung er-
neuerbarer Energien im Land-
kreis und auf Landkreisgrund-
stücken. Nach der Heinrich-
Stötzner-Schule in Miltenberg,
dem Landratsamt in Miltenberg,
dem Kompostwerk in Guggen-
berg und der Müllumladestation
Erlenbach seien nun auch die
jahrelangen Bemühungen des
Landkreises hinsichtlich der
Nutzung der Altdeponien von
Erfolg gekrönt. �

Altpapier-Urteil:

BDE reicht bei Europäischer
Kommission Beschwerde ein

Nach sorgfältiger Prüfung der Begründung des Altpapier-Ur-
teils des Leipziger Bundesverwaltungsgerichtes vom 18.06.2009
hat der BDE Bundesverband der Deutschen Entsorgungswirt-
schaft e.V. bei der Europäischen Kommission Beschwerde ein-
gelegt mit dem Ziel, einen Verstoß der Bundesrepublik Deutsch-
land gegen europäisches Recht festzustellen.

Dieser Verstoß ist nach Auffas-
sung des BDE dadurch gegeben,
dass die Handhabe der Pflichten
aller Bürger zur Überlassung von
Abfällen an die Kommunen in
der Auslegung des einschlägigen
Paragraphen 13 des Kreislauf-
wirtschafts- und Abfallgesetzes
(Krw-/AbfG) durch das Bundes-
verwaltungsgericht ebenso wie
eine Gesetzgebung, die sich diese
Auslegung zu eigen macht, nicht
mit europäischem Recht verein-
bar sind.

Aushöhlung des Rechts
befürchtet

Der BDE befürchtet, dass in
Folge des Leipziger Urteils das
in Paragraph 13 verbriefte
Recht für Entsorgungsunterneh-
men, getrennt gesammelte Ab-
fälle aus privaten Haushaltun-
gen zur Verwertung zu überneh-
men, ausgehöhlt wird und künf-
tig praktisch nicht mehr reali-
sierbar ist. Dadurch wären die
europäisch garantierte Freiheit
der Berufsausübung und des
Warenverkehrs in erheblichem
Maße verletzt. Das betrifft ins-
besondere die Sammlung von in
Privathaushalten anfallendem
Papier, die private Entsorgungs-
unternehmen bis heute in vielen
Kommunen und Landkreisen
durchführen und die Vorausset-
zung für eine verlässliche, wirt-
schaftlich vernünftige und öko-

logisch wertvolle Rohstoffwirt-
schaft ist.

Der BDE sieht als Folge des
Urteils und der zu erwartenden
künftigen Anwendung die Wett-
bewerbsfreiheit und den freien
Warenverkehr massiv einge-
schränkt. Nach Auffassung
des Verbandes ist dies ein klarer
Verstoß gegen das europäische
Gemeinschaftsrecht.

Fatale Folgen

BDE-Hauptgeschäftsführer
Matthias Raith: „Ohne Eingrei-
fen der EU-Kommission steht
zu befürchten, dass die Bun-
desregierung die Wertungen
des Urteils des Bundesverwal-
tungsgerichtes in kurzfristig
anstehende Gesetze über-
nimmt, zum Beispiel die durch
die Umsetzung der Abfallrah-
menrichtlinie in deutsches
Recht erforderliche Neurege-
lung des Krw-/AbfG. Das hätte
fatale Folgen für eine marktge-
rechte, qualitativ hochstehende
Rohstoffversorgung der Indu-
strie und kann daher nicht hin-
genommen werden.“

Der BDE begrüßt es aus-
drücklich, dass auch andere
Verbände, die sich im Bereich
der Recycling- und Rohstoff-
wirtschaft engagieren, ähnliche
Beschwerden bei der EU-Kom-
mission eingelegt haben oder
dies beabsichtigen. �
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28 Mio. haben den Einstieg in die Zukunft schon gefunden.
Engagierter Umweltschützer zu sein, ist entspannter, als Sie vielleicht denken. Steigen
Sie morgens in ein modernes Fahrzeug mit Chauffeur. Und schon haben Sie eine Menge
CO2, Kraftstoff und Lärm gespart. Womit man wieder sieht: Ob günstig, sicher oder
umweltfreundlich – was immer Sie bewegt, mit Bussen und Bahnen fahren Sie richtig.

www.deutschland-bleibt-mobil.de. Eine Kampagne des VDV (Verband Deutscher Verkehrsunternehmen e.V.).

WERDEN SIE KLIMASCHÜTZER.
STEIGEN SIE EIN.

VDV-Jahrestagung in Rostock:

ÖPNV-Mittel aufstocken!
Der Verband Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) hat auf sei-
ner Jahrestagung in Rostock auf die chronische Unterfinanzie-
rung des Öffentlichen Personennahverkehrs hingewiesen. „Mit
Blick auf den Klimawandel und die Ressourcenknappheit wollen
und müssen wir die vorhandenen Standards erhalten und effizi-
ent weiterentwickeln“, hob VDV-Präsident Günter Elste hervor.
Aus diesem Grund hätten der Deutsche Städtetag, 13 Länder und
der VDV gemeinsam eine - in Deutschland einmalige - Studie zum
„Finanzierungsbedarf des ÖPNV bis 2025“ in Auftrag gegeben.

Wie Elste betonte, seien die
Erneuerungsinvestitionen der
Fahrwege und Bahnhöfe der U-
Bahnen, Stadt- und Straßenbah-
nen ein „Riesenproblem“. Viele
Anlagen entstanden in den 60er
und 70er Jahren und müssten
dringend erneuert werden. Dafür
benötigen die Aufgabenträger
und Infrastrukturbetreiber jähr-
lich 330 Millionen Euro. Bis
jetzt sei bereits ein Nachholbe-
darf von insgesamt 2,4 Milliar-
den Euro aufgelaufen.

Für Investitionen in den Aus-
und Neubau steige der Bedarf
von 1,65 Milliarden Euro im
Jahr 2007 nominal auf 2,03 Mil-
liarden Euro im Jahr 2025. Dazu
kämen 80 Millionen Euro im
Jahr für die Fahrwege der Nicht-
bundeseigenen Eisenbahnen im
Schienenpersonennahverkehr
(SPNV). „Für den Betrieb steigt
der Bedarf im ÖPNV von 8,58
Milliarden Euro im Jahr 2007
um real 6,8 Prozent auf 9,16
Milliarden Euro im Jahr 2025“,
so der Präsident. Er forderte da-
her, „für die notwendigen Er-
neuerungsinvestitionen dringend
eine Lösung zu finden“. Außer-
dem sei es ‚höchste Eisenbahn‘,
dass Entscheidungen über die
Nachfolgeregelungen zum Ge-
meindeverkehrsfinanzierungsge-
setz (GVFG) und zum Entflech-
tungsgesetz getroffen werden,

mit denen Neu- und Ausbau-
maßnahmen mitfinanziert wer-
den. Denn nach der gegenwärti-
gen Rechtslage ende die Zweck-
bindung dieser Mittel für den
Verkehr 2013 „und ab 2019 wer-
den die Gelder ganz wegfallen“.

Mit Blick auf den Betrieb for-
derte Elste: „Bei den Regionali-
sierungsmitteln ergibt sich bei
vorsichtiger Einschätzung einer
wahrscheinlichen Entwicklung
der Mittel bis 2015 eine Finan-
zierungslücke von 1,1 Milliar-
den Euro. Bis 2025 sind es sogar
2,4 Milliarden Euro. Nach der
Bundestagswahl darf keine Kür-
zung der Mittel wie nach der
letzten Wahl stattfinden.“

Wichtiger Standortfaktor

Elste betonte, dass der Öffent-
liche Verkehr ein wichtiger Stan-
dortfaktor für die Zukunftsfähig-
keit Deutschlands sei: „Ohne den
Öffentlichen Verkehr stünde
Deutschland vielerorts still: 28
Millionen Fahrgäste nutzen jeden
Tag den ÖPNV. Sie ersparen
Deutschland damit über 18 Mil-
lionen Autofahrten. Und die auf
der Schiene beförderten 650 Mil-
lionen Tonnen Güter würden die
Straßen jährlich mit einer LKW-
Schlange von 1,3 Millionen Ki-
lometern belasten.“ Die Studie
habe außerdem ergeben, dass

über 500.000Arbeitsplätze direkt
und indirekt vom Öffentlichen
Personennahverkehr und Schie-
nengüterverkehr abhingen. „Das
sind lokal gebundene Arbeits-
plätze, die sich nicht mal schnell
ins Ausland verlagern lassen.
Während die Automobilindustrie
sich ihre Zahlen gerade um die
Ohren hauen lassen muss, sind
unsere Zahlen aktuell und seriös
errechnet worden“, sagte der Prä-
sident. Der Öffentliche Verkehr
erspare Deutschland darüber hin-
aus im Jahr 15 Millionen Tonnen
CO2 - so viel wie die Stadt Ham-
burg im Jahr emittiere.

Wie VDV-Vizepräsident Dr.
Eberhard Christ erläuterte, habe
die Bundesregierung das Ziel
ausgegeben, dass Deutschland
weltweit zum Leitmarkt für
Elektromobilität werden soll.
Der ÖPNV mit Linienbussen sei
auf diesem Weg ein idealer Part-
ner. Linienbusse wiesen bereits
heute im Vergleich zum Motori-
sierten Individualverkehr (MIV)
konkurrenzlos niedrige spezifi-
sche lokale und globale Emissio-
nen sowie einen geringen Ener-
gieverbrauch auf. „Darauf ruhen
wir uns aber nicht aus“, erklärte
Christ. Da der VDV und seine
Mitgliedsunternehmen sich stän-
dig verpflichtet fühlten, das ex-
zellente Umweltverhalten der
Linienbusflotte noch weiter zu
verbessern, verfolge der VDV
unter dem langfristigen Leitziel
„Weg von fossilen Treibstoffen“
das zweistufige Modell „Runter
mit dem Verbrauch“ und „Auf
dem Weg zur Nullemission“.

Der Hybridbus, so Christ, müs-
se zum Standard in der VDV-
Flotte werden. Mit der Umset-

zung dieses Ziels könne aller-
dings erst begonnen werden,
wenn die Hybridbusse serienreif
sind. „Im Jahr 2015 sollte es so-
weit sein“, meinte der Vizepräsi-
dent.Auf dem Weg zur Nullemis-
sion wiederum sei der Einsatz
von Biokraftstoffen der zweiten
Generation - insbesondere in
Kombination mit Hybridantrie-
ben - viel versprechend. Dabei
gehe es vor allem um syntheti-
schen Dieselkraftstoff aus Bio-
masse und regenerativen Wasser-
stoff in Brennstoffzellen oder
Wasserstoff-Ottomotoren. Eben-
so viel versprechend seien batte-
rieelektrische und Trolleybus-An-
triebe mit regenerativem Strom.

Effizienzsteigerungen

Elektrisch erzeugte Mobilität
auf Schienen hat laut Herbert
König, ebenfalls VDV-Vizeprä-
sident, gerade in den letzten Jah-
ren eine enorme Entwicklung
genommen - nicht nur hinsicht-
lich des erlebbaren Komforts für
die Kunden und deren Nachfra-
ge, sondern auch hinsichtlich der
Technik und ihrer Effizienz. So
sei die Rückspeisung von Brems-
energie ins Netz heute Standard
bei modernen Schienenfahrzeu-
gen. Im Nahverkehr mit seinen
vielen Brems- und Beschleuni-
gungsvorgängen habe dies hohe
Relevanz. Hinzu kamen die Effi-
zienz steigernden Wirkungen
von Fahrzeugleichtbau, moder-
ner Steuerungstechnik und Opti-
mierung der Fahrstromnetze -
siehe Münchner U-Bahn.

Elektromobilität in den Städten
ist König zufolge nicht nur mit
künftigen Batterieautos möglich,
sondern ungleich Platz sparender
bei deutlich höherer Energieeffi-
zienz mit Straßen-, Stadt- und U-
Bahnen. Bei den Antriebs- und
Energiespeichersystemen sei ein
„Zusammenwachsen“ der Schie-
nenverkehrsmittel mit modernen
Linienbussen - Stichwort „Hy-
bridtechnik - unübersehbar. Da-
mit könnten aber auch wichtige
Antriebskomponenten, wie z. B.
Fahrmotoren, Stromrichter oder
Energiespeicher wegen steigen-
der Stückzahlen deutlich kosten-
günstiger werden, Synergien zwi-
schen Bus und Schiene bei der
Wartung entstehen und so die
Wirtschaftlichkeit moderner Nah-
verkehrssysteme weiter verbes-
sert werden.

Nach Auffassung von Prof. Dr.
Claudia Kemfert vom Deutschen
Institut für Wirtschaftsforschung,

die sich mit den wirtschaftlichen
Chancen des Klimaschutzes und
der nachhaltigen Mobilität befas-
ste, bietet die Umstrukturierung
der Weltwirtschaft nach ökologi-
schen Gesichtspunkten eine der
größten Investitionsmöglichkei-
ten aller Zeiten. Die ökonomi-
schen Potentiale des Klima-
schutzes seien riesig.

Zukunftsmärkte

Fakt sei, dass „wir dringend
eine CO2-freie, sichere und be-
zahlbare Energieversorgung be-
nötigen“. Es gelte, die Energie-
knappheit zu antizipieren und
die Krise als Chance zu begrei-
fen. Die Unternehmen, die heute
in die Zukunftsmärkte investie-
ren, hätten langfristig die Nase
vorn, prognostizierte Kemfert.

Elektromobilität und Erneuer-
bare Energien bezeichnete die
Wissenschaftlerin in diesem Zu-
sammenhang als „Traumpaar“.
Statt eine „volkswirtschaftlich
ineffiziente“ Abwrackprämie zu
zahlen, sei es sinnvoller, in einen
„Innovations-Mobilitäts-Fonds“
zu investieren, der die Aufgabe
habe, gezielt die Marktein-
führung innovativer Technologi-
en zu fördern.

VDV-Hauptgeschäftsführerin

Dr. Claudia Langowsky wies ab-
schließend auf drei aktuelle Her-
ausforderungen des Verbandes
hin. Da der Wettbewerb in der
Branche das Verhältnis der Betei-
ligten zueinander verändert habe,
müsse zunächst immer wieder
hinterfragt und darauf geachtet
werden, „dass wir strukturell rich-
tig aufgestellt sind“. Zweitens ge-
he es um den zunehmenden Ver-
teilungskampf um öffentliche
Gelder. Nach einem „Feuerwerk
der Konjunkturpakete und Ret-
tungsschirme für Unternehmen“
sei die Katerstimmung vorher-
sehbar. Auf Bund, Länder und
Gemeinden kämen in diesem
Jahr drastische Steuerausfälle zu.
„Hier müssen wir stark aufgestellt
sein, damit es nicht wieder zu
so katastrophalen Kürzungen
kommt wie nach der letzten Bun-
destagswahl bei den Regionalisie-
rungsmitteln“, forderte Langow-
sky. Drittens verwies sie auf die
„ungebremste Regulierungswut“
in Brüssel. Zu begrüßen sei ein
einheitlicher europäischer Ver-
kehrsraum „und wir gestalten die-
sen auch aktiv mit, aber wir müs-
sen unsere regional funktionie-
renden Systeme verteidigen und
Überbürokratisierung vermei-
den“, machte die Hauptgeschäfts-
führerin deutlich. DK

Elektromobilität in Freising:

Parkplatznot lösen
OB Thalhammer: „Alternative im Auge behalten“

In Sachen Umweltschutz soll
die Domstadt Freising fort-
schrittlicher werden. Daher
hat der Verein „Sonnenkraft
Freising“ der Stadt vorge-
schlagen, auf dem Park+Ride-
Parkplatz am Bahnhof geson-
derte Stellplätze inklusive Auf-
ladestationen für Elektromobi-
le zur Verfügung zu stellen.

„Es ist geplant, schrittweise vie-
le Bürger, die täglich auf dem Park
& Ride-Parkplatz ihr Auto abstel-
len, um mit der Bahn nach Mün-
chen zu gelangen, für einen Um-
stieg auf ein Elektro-Fahrzeug zu
gewinnen“, erklärte Dr. Andreas
Horn, Vorsitzender Sonnenkraft
Freising e. V., im Beisein von u. a.
Freisings Oberbürgermeister Die-
ter Thalhammer sowie Andreas
Voigt von den Stadtwerken.

Drei Viertel aller Nutzer legen
zwischen ihrer Wohnung und
dem Park & Ride-Parkplatz we-
niger als 20 Kilometer zurück.

Dies ergab eine Umfrage, die im
Juni 2008 von der FH Weihen-
stephan durchgeführt wurde. 20
Kilometer lassen sich problem-
los auch mit einem kleinen Elek-
troauto zurücklegen.

Dass die Vorteile eines solchen
Umstiegs sehr vielfältig sind,
zeigten Vertreter der „Sonnen-
kraft Freising“ auf: Die Stadt
Freising könne mehr Bürgern ei-
nen Parkplatz bieten, ohne die
Parkflächen kostspielig erwei-
tern zu müssen. Denn kleine
Elektroautos benötigten deutlich
weniger Parkplatz. Die Bürger,
die sich für den Umstieg ent-
scheiden, fahren staub- und ab-
gasfrei (ohne CO2-Emissionen)
und absolut leise. Schon 20 qm
Photovoltaik oder 1/200stel
Windrad reichten für 20.000 km
Fahrspaß im Jahr – ein deutli-
cher Gewinn für die Umwelt.

Andreas Henze, Leiter der Ar-
beitsgruppe Elektromobilität des
Vereins sagte: ,,Privatpersonen
sparen durch einen Umstieg auf
Elektroautos sehr viel Geld.“ Die
Spritkosten entsprächen nur ei-
nem Zehntel gegenüber denen
eines herkömmlich betriebenen
Fahrzeuges. Die Energiekosten
auf 100 Kilometer betrügen je
nach Fahrzeugtyp 1 bis 3 Euro.

Beitrag zum Umweltschutz

Mit neuen Lithium-Ionen-Ak-
kus würden jetzt auch bei Elek-
trofahrzeugen hohe Reichweiten
möglich. Elektromotoren be-
nötigten keineAbgassonderunter-
suchung. Auch der Ölwechsel,
das Kühlwasser, der Auspuff, die
Motoreinstellung und viele ande-
re Wartungsarbeiten entfielen.
Kleine und leichte Elektromoto-
ren sowie neuartige und sichere
Tragkonstruktionen verringerten
das Fahrzeuggewicht. Hohe Be-
schleunigungen könnten wegen
des geringeren Gewichts sowie
der extrem leistungsstarken Elek-
tromotoren erreicht werden. Die
ersten fünf Jahre sind steuerfrei,
danach werden jährlich Steuern
ab zehn Euro erhoben.

OB Thalhammer begrüßte den
Vorschlag und lobte besonders den
Beitrag zum Umweltschutz. Je-
doch räumte er ein, dass die Um-
setzung kaum innerhalb des kom-
menden Jahres erfolgen könne.
Bevor das Stadtoberhaupt höchst-
persönlich in einem der Elektro-
Flitzer Platz nahm, versprach er:
,,Wir werden diese Alternative im
Auge behalten.“ DK

Pkw-Maut bald im
gesamten Straßennetz

Kosten für Mobilität explodieren bis 2030

Das gesamte Verkehrsnetz steht in den kommenden Jahren vor
einem grundlegenden Umbruch. Das Innovationszentrum für
Mobilität und gesellschaftlichen Wandel (InnoZ) geht etwa da-
von aus, dass Pkw-Besitzer künftig mit einer Maut auf allen
außerstädtischen Straßen rechnen müssen.

Demnach sollen alle überörtli-
chen Straßen in Bundesbesitz mit
einer Mautpflicht belegt werden.
„Langfristig führt daran kein Weg
vorbei“, meint Frank Hunsicker,
wissenschaftlicher Mitarbeiter
am InnoZ. In Sachen Mobilität ist
dem InnoZ zufolge bis 2030 zu-
dem ohnehin von einer Kostenex-
plosion auszugehen, die stärker
ausfallen werde als der Anstieg
der Lebenshaltungskosten insge-
samt. Gründe dafür würden der
demografische Wandel, ein auf
250 Dollar pro Barrel anschwel-
lender Ölpreis sowie wachsende
Staatsschulden liefern.

Unaufhaltsamer Wandel

Bis 2030 wird die Umstellung
von der öffentlichen zur Nutzer-
finanzierung in Deutschland
weitgehend abgeschlossen sein,
argumentiert das InnoZ. „Selbst
der wahrscheinlich steigende
Anteil von Elektroautos wird an
den Kostenstrukturen im motori-
sierten Individualverkehr nichts

ändern“, schreiben die Experten.
Auf die Herausforderungen, die

auf die deutsche Verkehrsinfra-
struktur zukommen, soll insbeson-
dere das Schienennetz noch nicht
ausreichend vorbereitet sein. Dem
InnoZ zufolge wird das Verkehrs-
aufkommen anders als in städti-
schen Boomregionen abseits von
Metropolen stark schrumpfen. Die
Bahn-Infrastruktur müsse seitens
der Politik jedoch an die demogra-
fischen Änderungen angepasst
werden. Insgesamt gehe das moto-
risierte Verkehrsaufkommen in-
klusive Zug um knapp vier Pro-
zent zurück, wobei besonders der
Schienenverkehr in „dünn besie-
delten Regionen mit schrumpfen-
der Wirtschaftskraft“ um bis zu 25
Prozent abnehmen werde. In städ-
tischen Regionen führe die Kon-
zentration hingegen zu einem An-
stieg von teilweise über 25 Pro-
zent. Gegenüber der Straße gewin-
ne die Bahn in den kommenden
20 Jahren deutlich an Marktantei-
len und etabliere sich als „das Ver-
kehrsmittel der Zukunft“. �
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Man muss nicht groß sein,
um Großes zu leisten.
Der Mercedes-Benz Unimog U 20.

Kompakt, leistungsstark und äußerst wendig: Mit nur 2,70 m Radstand und 12,60 m

Wendekreis ist der Unimog U20 wie geschaffen, um im kommunalen Einsatz Großes zu

bewegen. Ladekran und Kipppritsche machen ihn zur eigenständigen Transportlösung.

Selbst mit 18-t-Anhänger sind Sie mit bis zu 90 km/h am Einsatzort. Dank schnell wechsel-

baren Anbaugeräten ist der U 20 ganzjährig ausgelastet und somit hoch wirtschaftlich.

Jetzt bei Ihrem Unimog Partner oder unter: www.mercedes-benz.de/unimog
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Beutlhauser-Bassewitz GmbH & Co. KG

Regensburger Straße 23, 93095 Hagelstadt

Tel.: 09453 99 11-10, Fax: 09453 99 11-06

E-Mail: verkauf.unimog@bassewitz.de

Internet: www.bassewitz.de

Carl Beutlhauser Baumaschinen und Nutzfahrzeuge GmbH & Co. KG

Albert-Ruckdeschel-Str. 19, 95326 Kulmbach 

Tel.: 09221 5 07-0, Fax: 09221 8 44 81 

E-Mail: verkauf.unimog@bassewitz.de

Internet: www.beutlhauser.de

Henne-Unimog GmbH

Hürderstraße 6, 85551 Heimstetten

Tel.: 089 12 06-6100, Fax: 089 12 06-6127

E-Mail: henne-unimog.hst@daimler.com

Internet: www.henne-unimog.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge

Industriestraße 29–33, 89231 Neu-Ulm

Tel.: 0731 97 56-214, Fax: 0731 97 56-410

E-Mail: nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com

Internet: www.wilhelm-mayer.com

Den Unimog live erleben!
Besuchen Sie die Henne-Unimog Leistungsschau,
30. September – 2. Oktober 2009 in 85551 Heimstetten.

Bewässerungssystem verringert Aufwand:

Pilotprojekt in Freilassing
Die regelmäßige Bewässerung von bepflanzten Verkehrsinseln
und Ampelanlagen sowie von Blumentrögen in Fußgängerzonen
ist für die Kommunen - besonders bei längeren Trockenperioden
- mit einem nicht unerheblichen Aufwand und einem entspre-
chend hohen Wasserverbrauch verbunden. Jochen Dutschmann
aus Freilassing und Albert Neumayer aus Bad Reichenhall ha-
ben ein Bewässerungssystem erfunden, das die Kommunen ent-
lastet und zudem wesentlich dazu beiträgt, die Bepflanzungen
möglichst lange zu erhalten und ein schönes Erscheinungsbild
zu gewährleisten. In der Freilassinger Fußgängerzone wird der-
zeit ein Pilotprojekt durchgeführt.

Das auf den Namen G-easy als
Marke eingetragene System be-
steht aus einer Depotwanne mit
einem Fassungsvermögen von
ca. 15 l, einer Abdeckung und ei-
nem Einfüllrohr. Es ist unbe-
grenzt haltbar, bruchfest und
frostsicher. Der Einbau ist un-
kompliziert. Zu sehen ist nur
noch das Einfüllrohr zum Befül-
len der „unterirdischen Wannen“.

In der Abdeckung befinden
sich mit Erde gefüllte grabenför-
mige Vertiefungen. Diese sind in
das Wasser der Depotwanne
„eingetaucht“. Die Erde in den
Vertiefungen saugt das Wasser an
und versorgt so die darüberlie-
gende Erde mit der notwendigen
Feuchtigkeit. Über die Durchlass-
löcher im Deckel kann Regen-
wasser in die Wanne abfließen.
Auf diese Weise füllt sich die De-
potwanne sozusagen von selbst
wieder auf. Auch Pflanzendünger
wird durch die Öffnungen in der
Wanne aufgefangen. Wenn der
„natürliche Wasservorrat“ nicht
ausreicht - bei längeren Trocken-
perioden z.B. - wird die Wanne
mit einer Gießkanne über das
Einfüllrohr nachgefüllt. Das Sy-
stem ist zudem so konstruiert,
dass die Wanne ständig „belüftet“
ist, wodurch sich weder Algen
noch Schimmel bilden können.

G-easy hat eine Reihe von Vor-
teilen für die Kommunen, für die
Bepflanzungen sowie für die Um-
welt. Der Aufwand für die Kom-
munen wird quantitativ geringer,
weil weniger oft bewässert wer-

den muss, denn durch die verlän-
gerten Gießintervalle können
auch längere Trockenperioden
überbrückt werden. Außerdem
trägt das System dazu bei, den
Personaleinsatz speziell an Wo-
chenenden zu vereinfachen sowie
den Wasserverbrauch zu reduzie-
ren. Beides führt letztendlich auch
zu einer Entlastung der Kosten. 

Wasserverbrauch sinkt

Auf die Pflanzen wirkt sich das
System insofern positiv aus, als
sich diese - der Natur entspre-
chend - von unten über die Wur-
zeln selbst mit der notwendigen
Feuchtigkeit versorgen. Dadurch
werden die üblichen, mit dem
„Gießen von oben“ verbundenen
Risiken ausgeschlossen, wie z.B.
Kälteschock durch zu kaltes Was-
ser oder mögliche Verbrennungen. 

Auch die Umwelt hat etwas
davon: Pflanzendünger wird in
der Wanne des Systems aufge-
fangen und nicht in den Boden
weggeschwemmt. Der Ver-
brauch von wertvollem Trink-
wasser wird deutlich geringer,
zum einen, weil weniger oft be-
wässert werden muss, zum ande-
ren, weil das Regenwasser ge-
nutzt wird. Das Bayerische
Staatsministerium für Umwelt
und Gesundheit hat im übrigen
den Wasserspareffekt des Sy-
stems anerkannt und zudem er-
klärt, dass gegen den Einbau kei-
ne Bedenken bestehen.

In Freilassing findet seit Mai
2009 ein Pilotprojekt statt. Ziel
dieses Pilotprojektes ist es, die po-
sitiven Wirkungen des Systems,
wie Verringerung des Bewässe-
rungsaufwandes sowie Wasserer-
sparnis, zu testen. Zu diesem
Zweck wurden in Anwesenheit
von Bürgermeister Josef Flatscher
sowie von weiteren Vertretern der
Stadt in der Fußgängerzone Blu-
mentröge mit dem Bewässe-
rungssystem ausgestattet. Den
Einbau nahm der Freilassinger
Stadtgärtner selbst vor.

G-easy eignet sich nicht nur
für bepflanzte Verkehrsinseln,
Ampelanlagen und Blumentröge
in Fußgängerzonen sondern
auch für den eigenen Garten so-
wie für Grabstätten.

Weitere Informationen im
Internet: www.g-easy.de

Das G-easy Bewässerungssystem hilft Kommunen dabei, Perso-
nal- und Wasserkosten zu sparen.

Der Mercedes-Benz-Gelenkbus Citaro G BlueTec Hybrid.

Mercedes-Benz Citaro G BlueTec Hybrid:

Förderprogramm
Elektromobilität

Daimler Buses erhält vom Bundesministerium für Verkehr, Bau
und Stadtentwicklung (BMVBS) eine Förderung für die Entwick-
lung, Erprobung und den Testeinsatz einer ersten Kleinflotte von
Dieselhybrid-Stadtbussen mit Elektro-Fahrfähigkeit. Das Ministe-
rium hat hierzu gestern eine Absichtserklärung  unterzeichnet.

Das BMVBS hat acht Modell-
regionen für künftige Pilotpro-
jekte des Förderprogramms
„Modellregionen Elektromobi-
lität“ ausgerufen. Das mit 115
Millionen Euro aus dem Kon-
junkturpaket II ausgestattete För-
derprogramm stellt gezielt Fi-
nanzmittel für die Erprobung
und beschleunigte Marktvorbe-
reitung von elektrisch betriebe-
nen Fahrzeugen bis zum Jahr
2011 zur Verfügung. 

Durch das Förderprogramm
Elektromobilität kann der Merce-
des-Benz Gelenkbus Citaro G
BlueTec Hybrid weiterentwickelt
und getestet werden. Wartungs-
freundlichkeit, Kosten und tech-
nischer Reifegrad der innovativen
Antriebstechnologie können so
kontinuierlich optimiert werden.
Die Antriebstechnologie für den
Mercedes-Benz Citaro G Blue-
Tec Hybrid ist das einzige derzeit
in der Öffentlichkeit vorgestellte
Konzept bei Omnibussen, das in
der Lage ist, mehrere Kilometer
rein elektrisch zu fahren. Hartmut
Schick, Leiter Daimler Buses:
„Damit leistet der Mercedes-
Benz Citaro G BlueTec Hybrid
einen wichtigen Beitrag zur Rea-
lisierung von Elektromobilität in
Deutschland. Mit dieser Initiative
wollen wir die Technologiefüh-
rerschaft im Omnibusbereich
weiter ausbauen“.

Im kommenden Jahr wird
Daimler Buses rund 30 Citaro G
Bluetec- Hybridbusse in ausge-
wählten Modellregionen im All-
tagsbetrieb testen. Anhand unter-
schiedlicher Topografien und Ge-
schwindigkeitsprofile sollen die
Hybridbusse ihre Praxistauglich-
keit unter Beweis stellen. Bereits
im März dieses Jahres haben 250

Experten aus europäischen Ver-
kehrsbetrieben erstmals den Mer-
cedes-Benz Gelenkbus Citaro G
BlueTec Hybrid im Fahrbetrieb
live erlebt. Sie lobten bei dem 18
Meter langen Hybrid-Stadtbus
das völlig abgasfreie Fahren auf
Teilstrecken, den leisen und prak-
tisch ruckfreien Antrieb, das ein-
zigartige Fahrzeugkonzept mit
vier elektrischen Radnabenmoto-
ren sowie die weltweit größte Li-
thium-Ionen Batterie im Fahr-
zeug-Einsatz. Diese Batterie spei-
chert die Energie aus dem Diesel-
generator und die beim Brem-
sen zurückgewonnene elektrische
Energie. Der Mercedes-Benz Ci-
taro G BlueTec Hybrid reduziert
somit den ohnehin schon niedri-
gen Dieselverbrauch um 20 bis
30 Prozent und im gleichen Maß
den CO2-Ausstoß und leistet ei-
nen wichtigen Beitrag zur Reali-
sierung von  Elektromobilität in
Deutschland.

Ein Schneepflug und eine Anhängekehrmaschine, montiert auf
einem Mercedes-Benz Unimog 500, sorgen für eine freie Start-
und Landebahn am Flughafen London-Gatwick.

Winterdienst am Flughafen London-Gatwick: 

Gute Erfahrungen
mit Unimog

Lange und schneereiche Winter sind in England eher die Aus-
nahme. Wenn der Winter mit Schnee und Eis dann aber doch
überraschend wie im Februar 2009 erscheint, sind die Sorgen-
falten der Verantwortlichen für die öffentlichen Verkehrsver-
hältnisse umso größer. Nicht so bei David Charman, zuständig
für die Flugsicherheit in London-Gatwick. Seit fünf Jahren hat
er mehrere Mercedes-Benz Unimog in seinem Fuhrpark, und
auch im Februar konnte er sich beim Kampf gegen Eis und
Schnee auf seine Unimog verlassen.

Nicht zuletzt diese Erfahrung
erleichterte ihm die Entschei-
dung, die Winterdienstflotte nun
komplett auf Mercedes-Benz
Unimog umzustellen. Die ersten
beiden von insgesamt sechs wei-
teren Unimog U 500 wurden
jetzt an den Flughafen London-
Gatwick übergeben. Außer in
Gatwick setzt die British Airport
Authority (BAA) den Unimog U
500 auch an den Flughäfen Hea-
throw (zehn Fahrzeuge), Edin-
burgh (acht) und Aberdeen
(sechs Fahrzeuge) als flexiblen
Geräteträger für vielerlei Aufga-
ben ein.

Hohe Zuverlässigkeit

„In der Hauptsaison haben wir
hier in Gatwick bis zu 60 Starts
und Landungen in der Stunde
und bis zu 1.000 Bewegungen
am Tag“, erläutert Charman.
„Verzögerungen oder gar Ausfäl-
le von Flügen aufgrund von ver-
schneiten oder vereisten Start-
und Landebahnen erzeugen hohe
Kosten und vor allem unzufrie-
dene Kunden. Deswegen ist es
wichtig, dass wir uns auf unsere
Winterdienst-Fahrzeuge voll ver-
lassen können“.

Ausgerüstet mit einem
Schneepflug und einer Anhänge-

kehrmaschine sorgen die Uni-
mog in gestaffelter Formations-
fahrt dafür, dass die Start- und
Landebahn in kürzester Zeit vom
Schnee befreit und wieder für
den Flugverkehr freigegeben
werden kann. David Charman
ergänzt: „Gatwick war der einzi-
ge Flughafen im Süden Eng-
lands, der ohne Schließung
durch diesen Winter kam, und
dies haben wir nicht zuletzt un-
seren Unimog zu verdanken.“
Weitere Geräte für den Unimog
sind z.B. eine Schneefräse, eine
Sprühanlage für die Startbahn-
Enteisung und ein Ladekran für
Arbeiten an der Infrastruktur.

Kommunaler Bedarf

Doch nicht nur auf dem Flug-
feld besteht Bedarf nach ei-
nem zuverlässigen Winterdienst.
Auch in den Kommunen ist es im
bevorstehenden Winter wichtig,
dass der Dienst schnell und zu-
verlässig funktioniert und die
wichtigsten Strecken für den Ver-
kehr freigehalten werden kön-
nen. Sei es die Schneefräse, ein
Winterstreuaufsatz oder Kehrma-
schienen. Für alle denkbaren An-
wendungsgebiete hat Unimog
die passenden Fahrzeugversio-
nen und Geräteträger.
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Auf dem Weg zu mehr
Familienfreundlichkeit
Landkreis Donau-Ries lud Bürgermeister zum Workshop

Dokumentation liegt nun vor

Angesichts des Bevölkerungswandels gewinnt die Familien-
freundlichkeit von Städten und Gemeinden immer mehr an
Bedeutung. Der Grund dafür ist einfach: Überall dort, wo jun-
ge Menschen sich in einer Gemeinde ansiedeln, fördert das die
Entwicklung der Gemeinde. Je besser das Zusammenleben in
den Familien gelingt, desto problemloser und erfolgreicher ge-
staltet sich das gesellschaftliche Miteinander, davon profitieren
Alle! Um die Gemeinden dabei zu unterstützen, ihre Kinder-
und Familienfreundlichkeit weiterzuentwickeln, hatte der
Landkreis Donau-Ries Bürgermeister und Gemeinderäte in
das Schloss Reimlingen eingeladen.

Die „Umsetzung von familien-
freundlichen Projekten in kleine-
ren Kommunen“ war das The-
ma des ersten Bürgermeister-
Workshops „Familienfreundliche
Kommune“ im Landkreis Do-

nau-Ries. Durchgeführt wurde
die Veranstaltung am 6. Mai 2009
in Kooperation mit der Fami-
lienForschung Baden-Württem-
berg, der Anstoß dazu kam aus
einer Arbeitsgruppe des Lokalen

Bündnisses für Familie Donau-
Ries. Rund 40 Teilnehmerinnen
und Teilnehmer hatten sich für
den Bürgermeister-Workshop an-
gemeldet, um zum Erfahrungs-
austausch zusammenzukommen
und ihre aktuellen Projektvorha-
ben zur Familienfreundlichkeit
gemeinsam voranzubringen.

Landrat würdigt
Engagement

Landrat Stefan Rößle würdigte
das Engagement der Gemeinden
und Städte in seinem Grußwort.
„Die Bedeutung der Kommunen
für die Förderung der Familien
kann aus meiner Sicht gar nicht
hoch genug eingeschätzt werden.
Die Kommunen sind der ideale
Partner für Familien“, so Rößle.

Im Mittelpunkt des Bürgermei-
ster-Workshops stand der Erfah-
rungsaustausch unter Kollegen.
Bürgermeister Jörg Albrecht be-
richtete, wie seine kleine Ge-
meinde Mauer (3.950 Einwoh-
ner) mit Beteiligung der Bürger
und Bürgerinnen zahlreiche Pro-
jekte zur Verbesserung der Fami-
lienfreundlichkeit auf den Weg
gebracht hat (Betreuung für unter
3-Jährige, Ferienbetreuung, Her-

stellung eines Beach-Volleyball-
feldes). „Es muss nicht immer
Geld kosten!“ betonte Albrecht,
„oft reichen auch Engagement
und eine gute Idee“. Als Beispiel
dafür nannte er den „Walking
Bus“ in Mauer, eine innovative
Variante der Schulwegbegleitung.

Weitere Bürgermeister berich-
teten im Anschluss von ihren Ak-
tivitäten und Projekten: Frank
Menikheim hat in seiner Gemein-
de Ikersheim ein Bürgernetzwerk
aufgebaut, das innerhalb kurzer
Zeit zahlreiche Maßnahmen ent-
wickelt und umgesetzt hat, dazu
gehören u.a. ein Familien-Weg-
weiser, eine Notfall-Hotline und
ein Tausch-Ring. „Wir sind sehr
zuversichtlich, dass Nachhaltig-
keit und Kontinuität des bürger-
schaftlichen Engagements durch
die geschaffenen Strukturen ge-
geben sind und sich dieses als
dauerhaftes Element der Gemein-
deentwicklung etabliert“, bilan-
zierte Menikheim. Wie man das
Thema „Alt werden in der Ge-
meinde“ anpacken kann, stellte
Karl-Heinz Stippler am Beispiel
von Deiningen dar. Dort wurde in
den letzten Jahren ein modellhaf-
tes Altenhilfekonzept erstellt.
„Viele kleine Verbesserungen
machen unsere Gemeinde bereits
seniorenfreundlicher“, meinte
Stippler. „Wir wollen aber noch
viele weitere Schritte auf dem
Weg zu mehr Familienfreund-
lichkeit zurücklegen.“

Am Nachmittag wurden dann
einzelne Projektvorhaben in Ar-
beitsgruppen intensiver bespro-
chen und modellhaft geplant. Im

Aufbruchstimmung beim Bürgermeister-Workshop in
Reimlingen. ��

Strukturprogramm Nürnberg/Fürth:

Den Standort stärken!
Städteachse fordert vom Freistaat rasche Maßnahmen

Der bevorstehende Personalabbau bei Quelle sowie der hohe
Anteil der Kurzarbeit im industriellen Kern des Ballungsraums
Nürnberg-Fürth-Erlangen-Schwabach zeigen nach Ansicht der
Wirtschaftsreferenten der Städteachse deutlich, dass die Ar-
beitsmarktrisiken dort ein unübersehbares Ausmaß annehmen.
Deshalb sehen sie den Zeitpunkt für nachhaltige Strukturstär-
kungsmaßnahmen durch den Freistaat Bayern gekommen. „Es
kann und darf nicht sein, dass wir in jedem Konjunkturab-
schwung oder bei spektakulären Einzelfällen von Personalab-
bau bei Großunternehmen zu einer mehr oder weniger bedürf-
tigen Region Bayerns werden“, betonte Nürnbergs berufsmäßi-
ger Stadtrat Dr. Roland Fleck in seiner Eigenschaft als Sprecher
der Wirtschaftsreferentenkonferenz der Städteachse Nürnberg-
Fürth-Erlangen-Schwabach (WKS).

Seit einigen Monaten bereits
arbeiten die Wirtschaftsreferenten
an Vorschlägen für ein Maßnah-
menpaket, das dazu beitragen
soll, den Standort nachhaltig
strukturell zu stärken. Das Paket
sollte im Herbst insbesondere mit
den Ministerien für Wirtschaft
und Wissenschaft besprochen
werden und war jetzt wesentliche
Grundlage für eine Themenliste,
die Ministerpräsident Horst See-
hofer bei dessen Besuch in Nürn-
berg überreicht wurde. Die Stadt
Nürnberg wurde dabei durch
Bürgermeister Dr. Klemens Gsell
und Stadtkämmerer Harald Rie-
del vertreten.

Das Paket umfasst Kernforde-
rungen sowie darüber hinaus ein
breit gefächertes Bündel von
Vorschlägen und Forderungen.
Dringend notwendige Infra-
strukturinvestitionen sind ebenso
enthalten wie Projekte zum
Ausbau der Wissenschaftsland-
schaft und Aktivitäten zur An-
siedlungs- und Standortförde-
rung. Zu den Kernforderungen
aus diesem Arbeitspaket, die mit
der Staatsregierung bereits kom-
muniziert wurden, gehören bei-
spielsweise für Nürnberg die Er-
richtung eines Energie Campus,
die Ansiedlung der BayernFit
GmbH oder die Einrichtung ei-
nes Anwendungszentrums für
Embedded Systems.

Seitens der Stadt Fürth werden
insbesondere die Maßnahmen Er-
weiterung des Gründerzentrums
„complex“, die Förderung stan-
dortsichernder Neubauinvestitio-
nen von Unternehmen sowie ei-
ne Forcierung der Wissenschafts-
stadt Fürth (Aufwertung des
EZRT/Fraunhofer Entwicklungs-
zentrum Röntgentechnik) zu ei-
nem Fraunhofer-Institut und Neu-
bau eines Nanopartikelzentrums
des ZMP(Zentralinstitut für Neue
Materialien und Prozesstechnik)
hervorgehoben.

Der Energie Campus Nürn-
berg sieht vor, ein Forschungs-
und Anwendungszentrum für
Energieeffizienz und Klimaneu-
tralität in Bayern zu schaffen, in
der Lehrstühle der Friedrich-
Alexander-Universität, der Ge-
org-Simon-Ohm-Hochschule
und Abteilungen und Arbeits-
gruppen der ansässigen Fraun-

hofer Institute ihr Know-how in
diesem wichtigen Zukunftsthe-
ma bündeln und für neue Pro-
dukte und Dienstleistungen in
diesem Zukunftsfeld nutzbar
machen. Notwendig dazu sind
gemäß bisherigem Stand des
Konzepts Mittel in Höhe von
100 Millionen Euro.

Mit der BayernFit GmbH plant
die Staatsregierung bereits seit Ju-
li vergangenen Jahres eine gut
ausgestattete und bayernweit ope-
rierende Service- und Beratungs-
einrichtung für Hochschulen und
Unternehmen zu schaffen, in der
die Fördermittelsuche- und bera-
tung für alle bayerischen For-
schungsprogramme, Bundespro-
gramme und EU-Förderung bay-
ernweit konzentriert werden soll.
In einer Regierungserklärung
vom Juli 2008 hatte der damali-
ge Ministerpräsident Dr. Günther
Beckstein die Ansiedlung dieser
neuen Einrichtung mit 120 Mitar-
beitern in Nürnberg angekün-
digt. Ihr Betrieb soll aus einem
zweckgebundenen Fonds in
Höhe von 100 Millionen Euro fi-
nanziert werden. Nach Auffas-
sung von Roland Fleck „ist die
Realisierung der damals zugesag-
ten Gründung und Ansiedlung
der BayernFit GmbH in Nürn-
berg mehr als überfällig und
muss nun endlich erfolgen“.

Anwendungszentrum

Darüber hinaus wird die An-
schubfinanzierung für ein Fraun-
hofer Anwendungszentrum im
Bereich Embedded Systems für
dringend notwendig gehalten. Es
soll in engerAnbindung zum Em-
bedded Systems Institute (ESI)
der Universität Erlangen-Nürn-
berg zur Umsetzung von For-
schungsergebnissen in Industrie-
produkte in der Metropolregion
führen. Zu den wichtigsten An-
wendungsbereichen eingebetteter
Systeme zählen hier Automobil,
Kommunikationstechnik, Kon-
sumelektronik, Automatisierungs-
technik und Medizintechnik.
Hierzu ist eine Anschubfinanzie-
rung des Freistaates von rund 10
Millionen Euro erforderlich.

Bürgermeister Gsell und Stadt-
kämmerer Riedel brachten ge-
genüber Ministerpräsident Seeho-

fer klar zum Ausdruck, dass ein
solches Standortprogramm
Nürnberg/Fürth nur dann die er-
forderliche Wirkung erzielen
kann, wenn der Freistaat in er-
heblichem Umfang Sondermittel
einsetzt. Darüber hinaus erwartet
die Norisstadt, dass die Arbeiten
an dem Strukturprogramm nicht
nur kooperativ zwischen dem
Freistaat und der Region Nürn-
berg/Fürth erfolgen, sondern
dies auch seinen Niederschlag
zum Beispiel in gemeinsamen
Arbeitsgruppen findet. DK

Mittelpunkt standen die Fragen,
wie man familienfreundliche Pro-
jekte startet, wen man beteiligen
sollte, wie man die Bürgerschaft
und die Betriebe aktiv einbezie-
hen kann, welche Hindernisse
auftreten können und wie man
den laufenden Entwicklungspro-
zess zur „Familienfreundlichen
Kommune“ immer wieder neu
beleben kann.

Angeregte Diskussionen und in-
teressierte Nachfragen sorgten
dafür, dass die Stunden wie im
Flug vergingen. Die knappe Zeit
am Ende war denn auch der einzi-
ge Wermutstropfen bei dieser Ver-
anstaltung, die von der Teilneh-
mern viel Lob erhielt. „Sehr infor-
mativ, sehr interessante Referate,
gute Organisation – weiter so!“
lauteten die Kommentare der Bür-
germeisterinnen und Bürgermei-
ster amAusgang dieses Tages.

„Wir bleiben am Ball!“ ver-
sprach ihnen Günter Katheder-
Göllner zumAbschluss. Er ist Fa-
milienbeauftragter im Landkreis
Donau-Ries und zeichnete für die
Organisation des Workshops ver-
antwortlich. „Natürlich werden
wir Sie weiterhin unterstützen auf
Ihrem Weg zu noch mehr Famili-
enfreundlichkeit!“

Zum Workshop „familien-
freundliche Kommune“ wurde ei-
ne 40-seitige Dokumentation er-
stellt. Sie ist als pdf-Datei erhält-
lich bei: Landkreis Donau-Ries,
Günter Katheder-Göllner, Famili-
enbeauftragter und Bündniskoor-
dinator oder per E-Mail: familien-
beauftragter@lra-donau-ries.de.�

Kneipp´scher
Wohlfühlpfad eingeweiht

Oberbürgermeister Frank Kunz übergab besondere Attraktion im Taxispark

Dillingen (jdt). Mit der Einweihung des Kneipp´schen „Was-
ser-Wohlfühl-Pfades“ im mit hohen Bäumen ausgestatteten
Taxispark erweiterte die Stadt Dillingen ihre in den letzten
Jahren geschaffenen Rundweg-Stationen auf den Spuren des
weltberühmten Wasserdoktors. Nach den Plänen des Augsbur-
ger Landschaftsarchitekten Friedrich Kots wurde zur Nutzung
für jedermann eine mit natürlichem Gefälle ausgestattete
„Wasser-Schlange“ geschaffen.

Die Erfrischung und gesunde
Abhärtung mit dem von Kneipp
so nachdrücklich empfohlenen
barfuss gehen im sprudelnden
fließenden Nass nutzen auch die
Touristen, Klosterfrauen, Famili-
en und voller Begeisterung auch
viele Kinder.

So mancher verlässt den origi-
nellen Wohlfühl-Pfad in der
romantischen Parkatmosphäre,
nach dem Anblick von quickle-

Trittpfade, Baumstammbrücken,
Rindenmulch, Farne, Mini-Fel-
sen und bei einer „Sebastian-
Kneipp-Rose“ das Armbad.

Verstärkte Aktivitäten

Dillingen fördert seit einigen
Jahren mit verstärktenAktivitäten
die Erinnerung daran, dass die Do-
naustadt die Wiege der Kneipp-
Kur ist. Der bekannte Kneipp-

Gymnasium, Taxispark und die
Regens-Wagner-Krypta, mit dem
Gedenken daran, dass Kneipp
von Vorlesungen bei Professor
Johann Evangelist Wagner wich-
tige Wegweisungen bekam.

Kostengünstiges Projekt

Oberbürgermeister Frank Kunz
würdigte bei der Einweihung des
„Wohlfühl-Pfades“ die mit einem
vergleichsweise kostengünstigen
Aufwand von rund 65.000 Euro
im Herzen der Stadt geschaffene
täglich nutzbare Sehenswürdig-
keit unter dem Naturdach vieler
Bäume. In Dillingen fühle man
sich, so gab Kunz zu verstehen,
dem Erbe des großen Lebenswer-
kes von Sebastian Kneipp ver-
pflichtet. Denkbar seien auch
Kneipp-Naturanlagen in allen
Stadtteilen. Anerkennung galt
dem Architekt Friedrichs Kots,
Stadtbaumeister Bernhard Adler,
Bernhard Schulz von der Stadt-
verwaltung und Josef Schmid
vom Bauamt.

Die tatkräftige Vorsitzende des
Kneipp-Vereins, Stadträtin Erika
Schweizer, war voller Lob für das
so vorbildlich Geschaffene, an
dem Pfarrer Kneipp seine größte
Freude hätte. Unter den Gratulan-
ten war auch die Stellvertretende
der schwäbischen Kneippvereine,
Hermine Matzke.

Spiel und Tanz

Sonderbeifall ernteten die 24
Mädchen und Buben des städti-
schen Kindergartens, der im
Mai 2009 mit der Übergabe von
Urkunde und Plakette der
Schaffung beispielgebender
Voraussetzungen zur „Kneipp-
Kindertagesstätte“ aufgewertet
wurde. Unter Führung der Leite-
rin Brigitte Wörner und der Kin-
derpflegerin Roswitha Knaus er-
freuten die Kinder mit dem
„Kneippianer-Lied“, Spiel und
Tanz. Unter Anführung von
Oberbürgermeister Kunz pro-
bierten sie dann die erfrischende
Möglichkeit des Barfusslaufens
im „Wohlfühl-Pfad“. ��

Mit gutem Beispiel voran ging OB Frank Kunz mit den Mädchen
und Buben der Kneipp-Kindertagesstätte. Bild: jdt

Forscher Eberhard Schomburg
stellte in einer Publikation fest:
„Ohne Dillingen wäre Sebastian
Kneipp nicht der große Wohltä-
ter der Menschheit geworden.“

Der beschilderte Kneipp-Rund-
weg ist zweiteilig. Er führt mit
vier Stationen durch den Auwald
zur Donau, mit der Möglichkeit
zur Erweiterung auf neun Statio-
nen. Berührt werden u. a. Trimm-
Dich-Pfad, Fischerheim, eine
„Sprechstunde mit Kneipp“ (mit
dem Brunnen und dem Denkmal
des Künstlers Nida-Rümelin).
Gedenkstein und Naturanla-
ge, wo Kneipp sich selbst kurier-
te, und die Obere Quelle. Hin-
zu kommen Museum, früheres

bendigen Eichkätzchen und
rätschenden Eichelhähern, putz-
munter. Zur Ausstattung gehören
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„Der Countdown läuft. jetzt
sind die Eltern bald vom Fe-
rienstress erlöst und können
sich wieder voll auf ihre Arbeit
konzentrieren.“ Mein Chef, der
Bürgermeister, übte sich nicht
in Elternbeschimpfung, auch
wenn es auf den ersten Blick
den Anschein haben mag.

Denn es ist doch so: Die
Kinder haben offiziell an ins-
gesamt 74 Tagen keinen Un-
terricht. Aber der normale El-
tern-Arbeitnehmer hat, wenn’s hochkommt, 30
Urlaubstage und ein paar extra für Überstun-
den. Damit ist schon arithmetisch klar, dass eine
latente Betreuungslücke entsteht, wenn beide
Elternteile berufstätig sind – und bei Alleiner-
ziehenden besteht die blanke Not der Improvi-
sation. Das stresst natürlich, man hat ein
schlechtes Gewissen den Kids gegenüber und
ist immer mit einem halben Gedanken bei ihnen.

Natürlich ist das Problem in den verschiede-

nen Altersstufen der Kinder unterschiedlich
ausgeprägt. Viele Institutionen helfen mit, um
die Urlaubs- nicht zur Frustzeit für Eltern wer-
den zu lassen. Kindergärten und Horte halten in
den ein- bzw. zweiwöchigen Ferien Betreuungs-
kapazitäten vor und oftmals sind auch in den
Randwochen der großen Ferien dort Erzieher
und Erzieherinnen an Bord. Aber wer keinen
Hortplatz hat, die Betreuung anders organisiert
oder vielleicht wegen einer Teilzeitbeschäfti-
gung üblicherweise keinen Hort in Anspruch
nehmen müsste, der guckt mit dem Ofenrohr ins
Gebirge. Kritisch wird es auch, wenn die Kinder
dem „Hortalter“ entwachsen sind, aber den-
noch eigentlich so etwas wie einen betreuenden
Ankerplatz brauchen. Von der Tatsache ganz
abgesehen, dass es auch schon selbstständigem
Nachwuchs manchmal ganz gut tut, die Freizeit
in geordneten Bahnen verbringen zu können.

Da kommen dann unser Stadt- und der be-
nachbarte Kreisjugendring ins Spiel. In bester
Kooperation und in Zusammenarbeit mit ande-
ren Bildungsträgern organisieren sie Ferien-
programme für die „kritischen“ Altersstufen
ganz passgenau – Skifreizeiten im Winter, Zelt-
lager im Sommer, ein „Mini“-Dorf, in dem die

Kids mal Erwachsene spielen
können – mit richtigen Beru-
fen, dem Dienst in der Freiwil-
ligen Feuerwehr und natürlich
auch mit einer kräftigen Por-
tion Kommunalpolitik. Es gibt
dort einen Bürgermeister, ei-
nen Gemeinderat und Bürger-
versammlungen, in denen die
„Honoratioren“ über ihre Ent-
scheidungen Rechenschaft ab-
legen müssen.

Damit könnten die Verant-
wortlichen in Stadt und Landkreis eigentlich die
Hände in den Schoß legen – Angebote für die Fe-
rienfreizeitgestaltung ohne Eltern gibt es. Aber
können wir damit wirklich zufrieden sein? Im
Gegenteil – wir in der Stadtverwaltung haben ein
Projekt gestartet, damit die Eltern von noch be-
treuungsbedürftigen Kindern während der Schul-
und Kindergartenferien zuverlässig und stressfrei
von der Sorge entlastet werden, wie sie ihren
Nachwuchs beaufsichtigen und bespaßen sollen.

Wir haben uns einfach mit dem Stadtjugend-
ring zusammen geschlossen und die Program-
me speziell für die Kinder der Beschäftigten der
Stadtverwaltung und der Eigenbetriebe erwei-
tert. Damit müssen unsere Leute die Sprösslin-
ge nicht erst zu einem Treffpunkt bringen und
dann am Abend dort wieder abholen. Sie neh-
men ihre Blagen einfach mit ins Büro, ein Bus
holt die Ladung in der Früh ab und zum Feier-
abend kommt der Nachwuchs wieder zurück
und kann mit den Eltern den Heimweg antreten.
Dafür zahlen wir dem Jugendring einen fairen
Preis zusätzlich zur natürlich fälligen Eigenbe-
teiligung der Eltern. Denn wir wollen das als
Modell für andere Verwaltungen, aber auch für
private Firmen kalkulierbar und attraktiv ma-
chen – Nachahmung erwünscht.

Mein Chef, der Bürgermeister, ist erfreut dar-
über, dass die Initiative eingeschlagen und die
anfängliche Skepsis der bekinderten Beleg-
schaft sich rasch in Begeisterung verwandelt
hat. Damit machen wir es den Eltern leichter,
für die ja ohnehin der Satz von Winston
Churchill auf dem heutigen Kalenderblatt gilt:
„Es ist einfacher, eine Nation zu regieren, als
Kinder zu erziehen.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Betreuungslücke
sinnvoll geschlossen

65. Geburtstag von Landrat Erich-Josef Geßner:

Führungsstark
und bürgernah

„Man kann nicht in die Zukunft schauen, aber man kann den
Grund für etwas Zukünftiges legen - denn Zukunft kann man
bauen.“ Dieses Zitat von Antoine de Saint-Exupéry hat sich
Landrat Erich-Josef Geßner zu Eigen gemacht, in dem er den
Landkreis Neu-Ulm mit hervorragenden Zukunftsperspektiven
ausgestattet hat. Am 14. August nun feierte der umtriebige
Kommunalpolitiker, der eher zufällig diese Laufbahn einschlug,
seinen 65. Geburtstag.

Seit 13 Jahren zieht Erich-Jo-
sef Geßner in der „Kupferburg“
die Fäden; 20 Jahre lang war er
Bürgermeister in Vöhringen. Da-
vor dirigierte er das Rathaus in
Altenstadt – dies allerdings eher
unfreiwillig, wie der Jubilar be-
kennt. 1971 habe er als junger,
27-jähriger Rechtspfleger in
der Justiz gearbeitet, und weil
sein Heimatort Altenstadt einen
neuen Bürgermeister brauchte,
machte er sich als CSU-Vorsit-
zender des Ortes auf den Weg, in
den Reihen der Partei nach ei-
nem geeigneten Kandidaten zu
suchen. Von den sieben Mitglie-
dern, die er laut Vorstandsbe-
schluss fragen sollte, erhielt er
Körbe und trat schließlich selbst
an. Die „Folgen“ sind bekannt.

Klares Profil

Geßner genießt mit seiner
Kompetenz, seiner Führungs-
stärke, seiner Ausgleichsfähig-
keit und seiner Bürgernähe ein
ausgeprägtes Vertrauen bei den
Bürgerinnen und Bürgern.
Rechtzeitig erkannte er die Her-
ausforderungen an den Land-
kreis. Die Infrastruktur und die
Standortvorteile Neu-Ulms hat
er mit gesichert, gestärkt und
ausgebaut. Stets hat er die Ko-
operation mit den anderen politi-
schen Kräften im Kreistag ge-
sucht, ohne die Positionen seiner
Partei, der CSU, und deren Pro-
fil aufzugeben. Mit Stolz kann
der Jubilar darauf verweisen,
dass dem Landkreis Neu-Ulm in
der aktuellen Studie 2009 der
„Initiative Neue Soziale Markt-
wirtschaft“, die das Potenzial
von Landkreisen und kreisfreien
Städten bundesweit bewertet,
Platz 1 unter den schwäbischen
Landkreisen, Platz 15 in Bayern
und Platz 25 im Bundesgebiet
bescheinigt wurde.

Mit Blick auf aktuelle Heraus-
forderungen nennt Geßner zu-
nächst die Klinikstruktur im
Landkreis, die er noch längst
nicht für abgeschlossen hält.
Er könne nicht ausschließen, so
der Landrat, noch während sei-
ner viereinhalbjährigen Amtszeit
weitere Veränderungen vorneh-
men zu müssen, weil die Ausla-
stung der drei Krankenhäuser im
Kreis noch nichts über Verlust
oder Gewinn aussagt. Sein be-

che Bildung im Landkreis nötig
ist. Ich denke, vor Ort wissen El-
tern, Erzieher, Lehrer oder FH-
Professoren besser, welche Aus-
bildung notwendig ist“, so Geß-
ner.

Seit Ende 2008 ist der Jubilar
Vorsitzender des Vereins „Die
Innovationsregion Ulm – Spitze
im Süden e.V.“, dessen Vor-
standsspitze im Zwei-Jahres-
Rhythmus wechselt. Das Profil
der gesamten Region als starken
Standort für Wirtschaft und Wis-
senschaft mit höchster Lebens-
qualität noch stärker hervorzuhe-
ben, zählt zu den Zielen, die sich
Landrat Geßner für die Innovati-
onsregion gesteckt hat. Er sieht
die „Wohlfühlregion“ mit „sehr
hohen Zukunftschancen“ als ei-
ne echte Alternative zu den Me-
tropolregionen um Stuttgart und
München. Damit diese Standort-
qualitäten noch besser über die
Grenzen der Region hinaus be-
kannt werden, will er die Marke-
tingziele des Vereins auf den
Prüfstand stellen. „Elf Jahre
nach Gründung des Marketing-
vereins empfiehlt es sich, zu
überlegen, ob die Richtung unse-
rer Aktivitäten noch zielführend
ist.“ Im Visier seiner Marketing-
bemühungen hat Geßner dabei
junge Familien sowie den Fach-
kräftemangel, der auch die Re-
gion erreicht hat. Der Landrat
setzt auf den Dialog zwischen
Wirtschaft, Wissenschaft, Politik
und Verwaltung.

Roter Faden

Mit einem Dankgottesdienst
in der Roggenburger Klosterkir-
che hatten die Feierlichkeiten
zum 65. Geburtstag des Neu-Ul-
mer Landrates begonnen. Ein
Bergunfall, der dem Geburts-
tagskind wenige Tage zuvor bei-
nahe das Leben gekostet hätte,
zog sich wie ein roter Faden
durch die Festivität. Der Dank an
seinen Herrgott, seine Familie
und seine Freunde für die Be-
gleitung seines bisherigen Le-
bens stand im Mittelpunkt seiner
Rede an die etwa 200 Freunde,
kirchlichen Würdenträger, Ver-
treter aus Wirtschaft und Kul-
tur, Staatsminister, Bundes- und
Landtagsabgeordnete, Land-
rats- und Bürgermeisterkolle-
gen, Kreisräte und Stadträte.

„Freunde kann man nicht kau-
fen, Freunde kann man nicht ver-
kaufen, Freunde trägt man im
Herzen“ hatte der ehemalige
Landtagsabgeordnete und ASM-
Ehrenpräsident, Prof. Karl Kling,
dem Jubilar geschrieben. Diese
Freundschaft unterstrichen seine
Parteifreunde Justizministerin Dr.
Beate Merk, Justizminister a. D.
Alfred Sauter, der CSU-Kreisvor-
sitzende Thorsten Freudenberger,
Landratstellvertreter Roland
Bürzle, der Kreisvorsitzende des
Bayerischen Gemeindetages Jo-
sef Walz, der Vorsitzende des
Vereins der Freunde des Klos-
ters Roggenburg Bürgermeister
Franz-Clemens Brechtel und
Vöhringens Bürgermeister Karl
Janson in ihren Ansprachen.

Ihren Abschluss fanden die
Festivitäten mit einem Besuch
der Landkreis-Schützen an Geß-
ners erstem Arbeitstag nach sei-
nem 65. Wiegenfest. Gauschüt-
zenmeister überreichten dem
Landrat die große Schützen-
scheibe des 4-Gaue-Pokal-
schießens, die sowohl die Zu-
sammengehörigkeit der Gaue
untereinander als auch mit dem
Landkreis Neu-Ulm symboli-
siert. Zusätzlich wurde die von
Landrat Geßner und seiner Frau
Wilhelmine gegründete Prämon-
stratenser-Stiftung Roggenburg
mit einer gemeinsamen Geld-
spende bedacht. DK

Vorlesekoffer für
Kinderheime in Bayern

Landesweites Engagement der Deutschen Bahn AG und der Stiftung Lesen
Wie ein kleiner Angsthase mutig wird und wann ein Lok-Füh-
rer auf die Toilette gehen darf - das erfahren die Kinder des
Münchner Waisenhauses bei einer Vorlesestunde mit der
Bayerischen Familienministerin Christine Haderthauer und
Klaus-Dieter Josel, dem Konzernbevollmächtigten der Deut-
schen Bahn für Bayern. Anlass ist der Auftakt eines besonde-
ren Projektes: Bis Ende 2010 erhalten alle Kinderheime in
Bayern von der Deutschen Bahn jeweils einen „Vorlesekoffer“.
Dieser ist prall gefüllt, nicht nur mit den Geschichten vom
Angsthasen und der vom Lokführer, sondern auch mit weite-
ren spannenden Büchern aus den unterschiedlichsten Berei-
chen. Die Aktion ist Teil der bundesweiten Initiative der Deut-
schen Bahn in Kooperation mit der Stiftung Lesen, „Vorlese-
koffer für Kinderheime“.

Die Kinder des Münchner Wai-
senhauses erleben eine Vorlese-
stunde mit prominenter Beset-
zung. Leseförderungs- und Lang-
zeitwirkung ist garantiert - denn
selbstverständlich ist der Lese-
stoff Teil des Vorlesekoffer-Sorti-
ments. Familienministerin Ha-
derthauer: „Ich begrüße das Pro-

jekt ,Vorlesekoffer für Kinderhei-
me’ sehr. Denn Vorlesen schärft
den Verstand, trainiert die soziale
Kompetenz und fördert die
Sprachentwicklung. Für die jün-
geren Kinder hat der Freistaat
deshalb auch bereits die Lese-
start-Kampagne der Stiftung
Lesen unterstützt - 2008 mit

350.000 Euro. Alle bayerischen
Eltern von einjährigen Kindern
können von dieser Sprach- und
Leseförderung profitieren und er-
halten ein Lesestart-Set bei der
Vorsorgeuntersuchung U6 von
ihrem Kinderarzt.“

Klaus-Dieter Josel, Konzern-
bevollmächtigter der Deutschen
Bahn betonte: „Die Bahn ist ein
weltweit tätiger Logistik-Dienst-
leister, Mobilität ist ihr zentrales
Ziel. Lesen wiederum vermittelt
geistige Mobilität, daher unter-
stützen wir im Sinne eines ausge-
sprochen stimmigen Bildungsen-
gagements gerne die Ziele und
Anliegen der Stiftung Lesen.“

Heinrich Kreibich, Geschäfts-
führer der Stiftung Lesen, ergänz-
te: „Das Lesen fördern heißt Le-
benschancen vermitteln. Das gilt
in besonderer Weise für die Ziel-
gruppen des Projektes ‘Vorlese-
koffer für Kinderheime’. Hier
können wir nun dank des Engage-
ments unseres langjährigen Part-
ners Deutsche Bahn eine flächen-
deckende Initiative realisieren.“

Zum Hintergrund: Bereits seit
13 Jahren ist die Deutsche Bahn
Mitglied der Stiftung Lesen und
unterstützt viele Leseförderungs-
projekte. Seit zwei Jahren zählt da-
zu ihre Initiative „Vorlesekoffer
für Kinderheime“. Bislang haben
rund 1.500 Einrichtungen Koffer
erhalten: „Vorlesekoffer“ für die
jüngeren Kinder, „Bücherkoffer“
für die etwas älteren. Im Rahmen
von landesweiten Auftaktveran-
staltungen wird das Infrastruktur-
Netz jetzt dichter geknüpft. �

Erich-Josef Geßner. ��

sonderes Augenmerk will Geß-
ner auf die Sanierung und den
Ausbau der Schulen richten.
„Schließlich müssen wir im
Landkreis im Bereich Bildung
nicht nur up to date, sondern An-
deren immer einen Schritt vor-
aus sein“, meint der Landkreis-
chef. Dazu zählt auch ein Pro-
jekt, in dem zwei Schulrektorin-
nen derzeit untersuchen, wie die
einzelnen Schulen und Schular-
ten im Landkreis besser mitein-
ander verknüpft werden können,
inklusive der Kindergärten. „Es
ist leider so, dass eine Schule oft
nicht weiß, was in der anderen
bereits gelehrt worden ist. Es ist
der Versuch, zu erkunden, wel-

Sozialministerin Christine Haderthauer mit (dahinter) Klaus-
Dieter Josel, Konzernbevollmächtigter der Deutschen Bahn. �

Landkreis Aschaffenburg:

Eigene U18-Wahl für
Kinder und Jugendliche

In einigen Bundesländern können Jugendliche bei Kommunal-
wahlen zwar schon mit 16 Jahren wählen, doch für eine Teil-
nahme an der Bundestagswahl ist generell ein Mindestalter
von 18 Jahren vorgeschrieben. Anders am 18. September 2009:
Neun Tage vor der Bundestagswahl können bei der Jugend-
wahl „U18“ alle Kinder und Jugendliche ihre Stimme abgeben.
Auch in Aschaffenburg und Umgebung sind an diesem Tag
mehrere Wahllokale geöffnet.

Die Jugendwahlinitiative ‘U18’,
der unter anderem das Deutsche
Kinderhilfswerk und der Bundes-
jugendring angehören, macht es
möglich, dass Kinder und Jugend-
liche selbst ihrer politischen Mei-
nung Ausdruck verleihen und zu
einer eigenen Wahl gehen können.
Im Rahmen der Initiative „U18-
Wahl“ finden in vielen Schulen,
Jugendtreffs und anderen Einrich-
tungen Projekte zur politischen
Bildung statt, u. a. auch am Hanns-
Seidel-Gymnasium in Hösbach,
das vom Kreisjugendring Aschaf-
fenburg unterstützt wird.

Mehrere Wahllokale

Höhepunkt derAktion ist natür-
lich am 18. September die „U18-
Wahl“ selbst. Zusätzlich zu den
nicht-öffentlichen Wahllokalen im
Hanns-Seidel-Gymnasium und
im Spessart-Gymnasium Alzenau
stehen an diesem Tag im Land-
kreis Aschaffenburg mehrere öf-

fentliche Wahllokale zur Verfü-
gung. Die Wahl im Bibliotheks-
zentrum in Hösbach führt der
Kreisjugendring Aschaffenburg
durch. Dazu ist im Obergeschoss
ein eigenes Wahllokal eingerich-
tet. Bereits vor dem eigentlichen
Wahltag können Kinder und Ju-
gendliche hier auch per „Brief-
wahl“ abstimmen.Außerdem gibt
es im Erdgeschoss des Biblio-
thekszentrums eine kleine Aus-
stellung mit Büchern und Bro-
schüren zur politischen Bildung.

Infos im Internet

Weitere Wahllokale im Land-
kreis werden in Alzenau (Stadt-
bibliothek) und Großostheim-
Ringheim (Anne-Frank Volks-
schule) eingerichtet. Aschaffen-
burger Kinder und Jugendliche
können ihre Stimme in der Kata-
kombe im Martinushaus abgeben.
Informationen zur Jugendwahl
gibt es unter www.u18.org. �



ZU GUTER LETZT16 GZ10. 09. 2009

Sportgeräte

Fahrradabstellanlagen

Kindergarteneinrichtungen

LIEFERANTEN- N A C H W E I S

Aussenmöblierung

Wartehallen/Außenmöblierungen

Wasserzähler

Schacht-Ausrüstungen

GZ
Absperrpfosten

Ankauf / Briefmarken

Fahnenmasten/Fahnen

Max-Eyth-Straße 31/1 · 71364 winnenden
Telefon 0 71 95 / 69 33 00 · Fax 0 71 95 / 69 33 33
w w w . b e c k - a u s s e n m o e b l i e r u n g . d e

• Abfallbehälter
• Absperrpfosten
• Fahrradständer
• Sitzbänke u.a.

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

LANGER s. Fahrradabstellanlagen

Streuautomaten und Schnee-
pflüge für den Winterdienst

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702Haiger
Fax: (02773)82218 · Telefon: (02773)82256+82224

Ihr Kontakt zur Anzeigenabteilung:

Telefon (08171) 9307-13

Inserierenbringt Erfolg!
www.gemeindezeitung.de

Abzeichen

FAHNEN
KOCH
COBURG

F A H N E N K O C H G M B H
Quers t raße 8 · Ab te i l ung GZ
9 6 4 0 6 C O B U R G
Tel. 09561/55270 · Fax 552723
eMai l in fo@fahnen -koch.deWWW.FAHNEN-KOCH.DE

Briefmarkenverkauf ist
Vertrauenssache

Briefmarkenauktionshaus Schulz
Frauentorgraben 73, 90443 Nürnberg, Telefon 0911/2406870

Spiel-, Sportgeräte +
Skateanlagen

Hugo Knödler GmbH
Heinkelstraße 44, 71384 WEINSTADT
Telefon 07151-995160
Telefax 07151-995166
e-Mail info@hugo-knoedler.de
Internet: www.hugo-knoedler.de

Weihnachtsbeleuchtung

Messtechnik und Systemlösungen
HYDROMETER GMBH
Industriestr. 13 | 91522 Ansbach
Tel.: 09 81/ 18 06 0
Fax: 09 81/ 18 06 605
www.hydrometer.de

Gmeiner GmbH
Daimlerstraße 18

92533 Wernberg-Köblitz

Tel.: 09604/93267-0, Fax: -49
E-Mail: info@gmeiner-online.de

www.gmeiner-online.de

Geschenke für Neugeborene

Alles in Textil ..... bestickt — gewoben —
bedruckt — individuell gefertigt !

z. B. bestickte Baby-Handtücher mit dem Logo Ihrer Stadt
als Begrüßungsgeschenk des Bürgermeisters

Kerler GmbH
Schwanthaler Straße 100, 80336 München

Tel.: 0049(0)89 / 543 29 890, Fax: (0)89 / 543 43 587
post@kerler.de www.kerler.de

Fahnenmasten/Fahnen

FAHNEN
KOCH
COBURG

F A H N E N K O C H G M B H
Quers t raße 8 · Ab te i l ung GZ
9 6 4 0 6 C O B U R G
Tel. 09561/55270 · Fax 552723
eMai l in fo@fahnen -koch.deWWW.FAHNEN-KOCH.DE

Vorschau auf GZ 7
In unserer Ausgabe Nr. 18, die am 24. September er-
scheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
zz EDV für Kommunen
zz Technik und Ausstattung für die Kommunalverwaltung
zz Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung
zz Kommunale Bibliotheken

Der Markt Garmisch-Partenkirchen verkauft derzeit vier ältere

Gewächshäuser
3 Glasgewächshäuser: 108 qm, 160 qm und 390 qm Grundfläche
1 Foliengewächshaus: 480 qm Grundfläche

Markt Garmisch-Partenkirchen

Bei Interesse oder für weitere Informationen wenden Sie sich bitte an:
Markt Garmisch-Partenkirchen, Liegenschaften, Rathausplatz 1,
82467 Garmisch-Partenkirchen, Tel. 08821/910-255 oder -231

Zu verkaufenDonau-Ries-Ausstellung in Donauwörth:

Fulminantes Programm
Vom 9. bis 13. September wird der Donauwörther Stauferpark
erneut Veranstaltungsstätte der traditionellen Donau-Ries-Aus-
stellung sein. In insgesamt 14 Hallen werden 350 Aussteller den
Besuchern ihre Produkte, Dienstleistungen und Informationen
anbieten. Ob zum Thema Gesundheit oder Energie - die Donau-
Ries-Ausstellung trifft den Nerv der Zeit.

Bereits in Halle A werden die
Besucher mit hochinteressanten
Informationen versorgt. Unter
anderem bietet hier die Deutsche
Rentenversicherung ihre Dienste
an und die Polizeiinspektion Dil-
lingen gibt Tipps zum Einbruch-
schutz. Die Sparkasse Donau-
wörth, die Deutsche Bundesbank
und das Finanzamt Donauwörth
suchen den Kontakt zum Ver-
braucher und stehen mit Bera-
tungen zur Verfügung.

Brücke Mensch & Natur

Unter dem Motto „Mein Gar-
ten – Brücke zwischen Mensch
und Natur“ sorgt in Halle B der
Kreisverband für Gartenbau mit
18 teilnehmenden Gartenbauver-
einen, einer Imkerei und drei Ga-
La-Bau-Betrieben erneut für eine
Attraktion. Bei speziellen Aktio-
nen wie der Demonstration eines
„Insektenhotels“ oder auch dem
Blick darauf, „was einApfel alles
werden kann“, werden kleine wie
große Ausstellungsbesucher ins
Staunen geraten. Der Bauern-
markt der Landfrauen vom
Bayerischen Bauernverband wird
dafür sorgen, dass die Besucher
auch kulinarisch die Besucher
voll auf ihre Kosten kommen.

Mit der Sicherung und Erhal-
tung der Lebensgrundlagen in
der Land- und Forstwirtschaft
befasst sich in diesem Jahr

schwerpunktmäßig die Präsenta-
tion des Amtes für Ernährung,
Landwirtschaft und Forsten, das
ebenfalls in Halle B vertreten ist.
Neben vielen interessanten Infor-
mationen rund um dieses Thema
sollen aber auch Sport und Spaß
nicht auf der Strecke bleiben. Ei-
ne komplett aus Holz gefertigte,
ca. 8 Meter lange Kegelbahn bie-
tet Gelegenheit, Augenmaß und
Geschicklichkeit zu beweisen.
Perfekt machen die Halle B noch
die Jäger vom Bayerischen Jagd-
verband, die unter anderem mit
dem großen Halali der Jagdhorn-
bläsergruppe auf sich aufmerk-
sam zu machen wissen.

Während in Halle E vorüberge-
hend eine Elektrogeschäft-Filiale
entsteht und mit Neuigkeiten aus
der Elektrobranche aufwartet,
fließt jede Menge Energie durch
Halle F, die Stauferhalle: Initiiert
vom Landkreis Donau-Ries, wer-
den sich dort verschiedene Institu-
tionen und Unternehmen, Referen-
ten und Diskussionspartner erneut
zum großen Energieforum einfin-
den. Kooperationspartner des
Landkreises sind unter anderem
die ergas schwaben GmbH, die ein
Bio-Ergas-Modell und eine Gas-
Wärmepumpe vorstellen wird und
die Lechwerke AG, die ein Wär-
mepumpen-Funktionsmodell mit-
bringt und außerdem zu den The-
men „Wohnungslüftung“ und zum
Energieausweis informiert.

Der zweite Messe-Schwer-
punkt von Geopark-Ries wird
die Vorstellung der 24 frischge-
backenen Geopark-Ries-Führe-
rinnen und -Führer und ihrer ver-
schiedenen Programme darstel-
len. Selbstverständlich sind auch
die Partnerkommunen mit von
der Partie, wenn die Donau-
Ries-Ausstellung wieder „das
Beste“ aus dem Landkreis zeigt:
In diesem Jahr bilden die
Schweiz und Italien die Schwer-
punktländer und werden das
Ausstellungsangebot insbeson-
dere mit landestypischen Delika-
tessen bereichern.

Umweltmanagementsysteme

Mit interessanten Informatio-
nen über „ÖKOPROFIT“ prä-
sentiert sich auch das Wirt-
schaftsforum Donau-Ries in Hal-
le F. Mit diesem Projekt werden
kleinere und mittlere Unterneh-
men bei der Einführung eines be-
trieblichen Umweltmanagement-
systems unterstützt. Das Wirt-
schaftsforum informiert über die
erste ÖKOPROFIT-Runde 2008
und 2009 im Landkreis Donau-
Ries und stellt die Betriebe, vor
allem aber die Ergebnisse der
umgesetzten Maßnahmen vor.
Auch die Stadt Donauwörth ist in
Halle F zu finden: Sie informiert
heuer unter anderem über den
Donauwörther Stadtwald. Selbst
aktiv werden, aber auch sehen,
hören und staunen dürfen die Be-
sucher am Stand der Schlösser
und Museen im Landkreis Do-
nau-Ries, die sich ein umfangrei-
ches Programm ausgedacht ha-
ben.Auf der Empore der Staufer-
halle werden sich zudem im täg-
lichen Wechsel verschiedene
Selbsthilfegruppen aus dem
Landkreis vorstellen und für Ge-
spräche anbieten.

Nach der Halle G, die mit dem
klassischen Produktprogramm ei-
ner Verbraucherausstellung auf
ihre Besucher wartet, führt der
Rundgang mit der Halle H in eine

weitere interessante Sonderhalle.
Das Thema Gesundheit steht hier
auf dem Programm und die Aus-
steller wie beispielsweise die Do-
nau-Ries-Kliniken und Senioren-
heime gKU, die Fachklinik Psy-
chiatrie und das Rote Kreuz bie-
ten jede Menge Informations-
und Beratungsmöglichkeiten.
Auch die Volkshochschule Do-
nauwörth bringt sich in der Ge-
sundheits-Sonderschau mit ein.

Vereine stark eingebunden

Die Gemeinde Möttingen und
die Stadt Oettingen werden sich
im Rahmen der „Landkreis-Ex-
po“ mit jeweils eigenen Hallen,
den Hallen K und L auf der Do-
nau-Ries-Ausstellung präsentie-
ren. Insbesondere die Vereine sind
hier stark eingebunden. Halle M
bietet Produkte und Dienstleistun-
gen rund ums Haus: Vom Fenster
bis zur Treppenrenovierung, von
der Wassenthärtung bis zum Mul-

tigarsystem gibt es hier fast alles.
Dass auch das Freigelände jede

Menge Programm zu bieten hat,
versteht sich von selbst: Timber-
show, Rettungshundestaffel,
„Spiel und Spaß im Waldkinder-
garten“, Hubschrauberrundflüge
am Wochenende, Basketball, Bi-
athlon und Bungee-Trampolin,
der Motorsägenschnitzer Michael
Fürst vom städtischen Forstamt
mit seinen Holzskulpturen, dazu

die verschiedensten Produkte für
drinnen und draußen, von der
Gartenschere bis zu Lounge-Gar-
tenmöbeln, vom Minibagger bis
zur Fertiggarage - schier unend-
lich ist die Liste der ausgestellten
Produkte. Wer den Rundgang an
einem einzigen Tag nicht schafft,
für den gibt es heuer zum ersten
Mal die Dauerkarte. Die Ausstel-
lung ist täglich von 9 bis 18 Uhr
geöffnet. DK

„20 Jahre Tor zur Freiheit“
Stadt und Landkreis Passau erinnern an Aufnahme

der DDR-Flüchtlinge vor 20 Jahren

Am 11. September 1989 sind unzählige Menschen aus der dama-
ligen DDR auf der Flucht aus Ungarn im Landkreis Passau und
in der Stadt Passau erstmals in der Freiheit des westdeutschen
Territoriums angekommen. Sowohl in der Passauer Nibelungen-
halle als auch in der Stadt Vilshofen und in der Gemeinde Tie-
fenbach waren Zeltstädte für die Neuankömmlinge aufgebaut, in
denen die erste Kontaktaufnahme und Versorgung erfolgte.

Die beteiligten Kommunen
wollen an diese geschichtsträch-
tige Zeit, der man durchaus auch
eine gewisse weltpolitische Be-
deutung zuschreiben kann, mit
einem Gedenkakt und einer Aus-
stellung erinnern. Dabei wird der
Berger-Parkplatz, der seinerzeit
an die 1.400 Personen aufge-
nommen hat, nochmals in den
Mittelpunkt des Geschehens
gerückt. Um etwas an Authenti-
zität zu schaffen, werden einige
Zelte aufgebaut, wie sie damals
zur Registrierung, Verpflegung
und Unterkunft der DDR-
Flüchtlinge errichtet worden wa-
ren. Nach der Begrüßung durch
Bürgermeister Krenn aus Vils-
hofen an der Donau und Gruß-

worten von Landrat Franz Mey-
er und einem Vertreter der Stadt
Passau, wird Frau Staatsministe-
rin Christine Hadertauer für die
Bayerische Staatsregierung spre-
chen.

Zeitzeugen sprechen

Um auch Zeitzeugen zu Wort
kommen zu lassen, werden Alt-
landrat Hanns Dorfner und Alt-
bürgermeister Hans Gschwendt-
ner gemeinsam mit der seinerzei-
tigen BRK-Bereitschaftsleiterin
Erika Gerner von ihren Erfahrun-
gen und Erlebnissen bei der um-
fangreichen Organisation der
Zeltstädte in Stadt und Landkreis
Passau im Rahmen einer locke-

ren Gesprächsrunde berichten.
Dem Festakt geht in der Vils-

hofener Rathausgalerie die Eröff-
nung einer Ausstellung voraus, in
der mit Bildern aus der Zeit der
Flüchtlingsankünfte sowie mit
verschiedenen Dokumenten und
Alltagsgegenständen aus der da-
maligen DDR ein bedeutsamer
Abschnitt deutsch/deutscher Ge-
schichte lebendig werden soll.

Stadt und Landkreis Passau le-
gen wert darauf, dass auch die
Bevölkerung möglichst zahl-
reich am Gedenkakt teilnimmt,
denn schließlich war sie es, die
den Flüchtlingen einen so über-
aus freundlichen Empfang berei-
tet und mit ihrer Hilfsbereit-
schaft maßgeblich für einen gut-
en Neustart in der Freiheit beige-
tragen hat.

Der Festakt beginnt am 11.
September um 18 Uhr, die Aus-
stellung um 16 Uhr. Diese ist so-
dann bis einschließlich 4. Okto-
ber 2009 zu besichtigen. �
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